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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen und eröffne die 58. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für die heutige Sitzung während des gesamten Tages sind GRin Mag Lachkovics, GR Niedermühlbichler, GR Dipl-Ing Stiftner, GR Dr Troch und Frau StRin Ing Leeb.

Wir kommen zur Fragestunde, und ich bitte, die Privatgespräche etwas zu reduzieren.

Die 1. Frage (FSP – 01063‑2010/0001 – KFP/GM) wurde von Herrn GR David Lasar gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Wiens Drogenszene ufert laut jüngsten Zeitungsberichten aus. Täglich werden 7 000 Spritzen abgegeben, alle paar Minuten spritzen sich Süchtige Heroin, und Substitol wird unter Vorspiegelung von Drogensucht bei Ärzten erschlichen und weiterverkauft. Für Wiens Drogenkoordinator Dressel sind dies lediglich Einzelfälle. Welche Schritte werden Sie unternehmen, um diesen unhaltbaren Zuständen Einhalt zu gebieten?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Lasar!

Sie dürften sehr stark sozusagen auf Ihre eigene Öffentlichkeitsarbeit hineingefallen sein, denn es ist schon interessant, dass Sie hier eine Anfrage auf Grund eines Zeitungsberichts stellen, in dem Sie selbst mit diesen Zahlen zitiert sind. Das ist an sich interessant! Der wesentliche Punkt, der auch für die Nachwelt und für die, die interessiert auch übers Internet zuschauen, wichtig ist, ist aber die Aussage, dass die Drogenszene in Wien ausufert. – Das ist vielleicht die Wahrheit, die Sie zu produzieren versuchen, das entspricht aber nicht der objektiven Wahrheit, sondern ist schlicht und ergreifend falsch. 

Vielmehr hat sich die Beschwerdelage deutlich entspannt. Man kann die Beschwerdelage nicht in einer objektiven Zahl ausdrücken, kann daran aber schon messen, dass die Zahl der Menschen, die sich beschweren, deutlich zurückgeht, und zwar nicht nur bei der Sucht- und Drogenkoordination, sondern auch beim Bürgerdienst und bei den Wiener Linien.

Wenn Sie von der Problematik des Spritzentausches sprechen, dann ist das meines Erachtens eine ähnliche Argumentations‑ und Verhaltensweise, wie sie die Freiheitliche Partei auch bei der Frage der Deutschkenntnisse von Migrantinnen und Migranten anwendet: Auf der einen Seite fordert sie, dass sie Deutsch können sollen, auf der anderen Seite ist es aber nur möglich, einstimmige Beschlüsse im Stadtsenat darüber zu fassen, wenn Herr Kollege Herzog entschuldigt ist, weil er sonst immer gegen jeden Deutschkurs stimmt. 

Genau dasselbe findet in diesem Zusammenhang statt: Sie wollen offensichtlich, dass es Probleme in einem Bereich gibt, den wir relativ gut im Griff haben! Sie werden keine Millionenstadt der Welt finden, in der es nicht Drogenprobleme gibt, aber es kann selbstverständlich verhindert werden, dass es zu größeren, insbesondere gesundheitlichen Problemen kommt, denn jede getauschte Spritze ist ein Garant dafür, dass es weniger HIV‑ und Hepatitis‑Infektionen gibt. Deswegen haben wir auch eine im internationalen Vergleich sehr geringe Hepatitis-Rate und auch eine sehr geringe Rate von HIV-Infektionen bei Drogenkranken, und das liegt nicht an der guten Luft in Wien, sondern das liegt am Spritzentauschprogramm!

Deswegen ist mir jede Spritze, die getauscht wird, recht! Ihre Alternative dazu – und das ist meiner Meinung nach der Fehler in Ihrem Gedankenbild –, dass kein Spritzentausch auch weniger Drogenkonsum bedeutet, ist nämlich falsch, denn das bedeutet, dass der Drogenkonsum gleich bleibt, aber die Menschen noch mehr krank werden, und dafür stehe ich nicht!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Lasar gestellt. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich kann Ihnen jetzt leider auf Ihre Antworten nicht replizieren, aber ich werde es heute in der Aktuellen Stunde mit Sicherheit tun.

Sie wissen, dass es eine sehr angespannte Situation bei den Therapieplätzen in Wien gibt. Die Wartezeiten betragen bis sechs Monate und manchmal länger. Daher meine Frage: Werden Sie etwas dazu tun, dass die Wartezeiten verkürzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Lasar!

Sie legen jetzt wieder eine Falschbehauptung an den Tag! Es gibt in Wien keine Wartezeiten, die länger sind, als es therapeutisch notwendig ist. Ich habe Ihnen schon mehrmals das Angebot gemacht, dass mein Büro und der Herr Drogenkoordinator, wenn Sie den Eindruck haben, dass es irgendwo ein Problem gibt, jederzeit bereit sind, sich das anzuschauen. 

Wir haben in Wien eine hervorragende Versorgung für drogenkranke Menschen. Wofür wir nicht stehen, jedoch Ihre Partei sowie Frau Bezirksvorsteherin Stenzel stehen – von Herrn Bezirksvorsteher-Stellvertreter Timel weiß ich das noch nicht genau, aber Stenzel hat sich jetzt klar geäußert –, ist eine Zwangsbehandlung von Drogenkranken, denn alle Expertinnen und Experten auf der Welt sind der Meinung, dass das keinen Sinn macht.

Um aber Ihre Frage ganz klar zu beantworten: Es ist unwahr und unrichtig, dass es in Wien sechs Monate Wartezeit auf Therapieplätze gibt! Wir haben eine sehr gute Versorgung, und für alle, die das brauchen und auf Grund ihrer psychischen und physischen Verfassung annehmen können, besteht das Angebot, und sie bekommen auch einen Therapieplatz.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Cammerlander gestellt. – Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Als ich diese Anfrage gelesen habe, habe ich mir gedacht, dass es in Wien noch irgendwo einen Karlsplatz gibt, den ich vielleicht nicht kenne. – Außerdem sind die Sätze nicht wirklich deutsch!

Frau Stadträtin! Meine Frage: Gibt es einen Plan oder ein Konzept, wie sich das Streetwork nach dem Umbau der Opernpassage gestalten wird? Wird es so bleiben? Wird es vergrößert? Kommt es weg? Welche Vorhaben gibt es diesbezüglich bereits?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke. Wir haben in den letzten Jahren gerade den Bereich der Sozialarbeit, vor allem aber auch der gemeinwesenorientierten Arbeit sehr stark ausgebaut. Wir haben mit der Schaffung von „Help U“ in diesem Bereich begonnen und haben dann SAM als fixe Einrichtung auf dem Praterstern und auf dem Julius-Tandler-Platz und auch als flexibles Team geschaffen. Wir werden auch in Zukunft diese Art der gemeinwesenorientierten Sozialarbeit aufrechterhalten, und zwar selbstverständlich auch im Bereich des umgebauten Karlsplatzes.

Darüber hinaus werden wir – und das ist eine Erweiterung der Kapazitäten, die wir auch im letzten Drogenbeirat besprochen haben – im 4. Bezirk eine Einrichtung für drogenkranke Menschen schaffen, die einerseits auch Sozialarbeit für die Kranken beinhaltet, andererseits aber – und das ist mir ganz besonders wichtig – auch herausreichende Sozialarbeit macht, das heißt, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die Bewohnerinnen und Bewohner zur Verfügung stellt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GRin Praniess-Kastner gestellt.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Am 16. Oktober 2009 hatten wir den vorletzten Drogenbeirat, anlässlich dessen es einen Bericht zur Polizeiarbeit in diesem Bereich und vor allem auch am Karlsplatz gab. Damals haben Sie eindeutig die Kooperation zwischen der Sucht‑ und Drogenkoordination und der Exekutive gelobt. Die Exekutive hat einen Teil des Problems zu bewerkstelligen, ein großer Teil obliegt jedoch der Stadt, und ich glaube, wir sind uns darin einig, dass man in Bildungspolitik, Integrationspolitik und Sozialpolitik ansetzen muss, um dieses Problem letztlich in den Griff zu bekommen. Außerdem ist die Stadt natürlich auch für Präventionsarbeit zuständig, und da liegt einiges im Argen. Diesbezüglich gibt es einfach zu wenig, denn beispielsweise Vorträge an Schulen reichen nicht aus!

Jetzt meine ganz konkrete Frage: Warum wird zwischen den Pflichtschulen und der außerschulischen Jugendarbeit, also auch den Jugendzentren, nicht verstärkt mit dem Institut für Suchtprävention kooperiert, um Dealern auf lange Sicht – ich stelle das jetzt ganz absichtlich unter Anführungszeichen – den Kundenstock der Jugendlichen zu entziehen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin! 

Das ist für uns ein ganz wichtiges Thema! Alles, was uns nämlich in der Prävention gelingt, sparen wir als Stadt uns anschließend an Problemen, und wir ersparen damit auch vielen Menschen und Angehörigen Probleme. Diese Kooperation gibt es, und zwar auch sehr eng zwischen der außerschulischen Jugendarbeit und den Pflichtschulen, und wir bemühen uns auch sehr, die Bundesschulen mit herein zu ziehen. 

Unser Ansatz dabei ist, Kinder – wobei ich das Wort Kinder jetzt absichtlich verwende – stark und selbstbewusst zu machen, Kindern eine Stimme zu geben, sie respektvoll an‑ und wahrzunehmen und ihnen ausreichend Angebote zu schaffen. Das ist die beste Suchtprävention! Deshalb fangen nicht Drogenpräventions‑, sondern Suchtpräventionsprogramme bei uns nicht mit 14 an, wenn es vielleicht wirklich aktuell wird, sondern bereits im Kindergarten, weil es darum geht, Kinder zu stärken und selbstbewusst zu machen. Die Kooperation zwischen dem schulischen Bereich, dem Stadtschulrat, aber auch den einzelnen Schulen und dem Bereich der außerschulischen Jugendarbeit ist sehr eng und findet auch sehr eng mit dem Institut für Suchtprävention statt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird vom GR Florianschütz gestellt. – Bitte.

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich kenne den Karlsplatz gut. Ich bin dort in die Hauptschule gegangen und bin auch heute noch öfters dort, das letzte Mal anlässlich des Besuchs der Ausstellung „Kampf um die Stadt“, der sehr empfehlenswert ist. Daher sehe ich aus eigenem Augenschein, dass die Situation dort besser geworden ist. Ich verstehe das an die Wand Malen einer Problemstellung nicht, die zwar zugegebenermaßen vorhanden ist, aber nicht in dem Ausmaß, wie hier behauptet wird, denn das ist nicht hilfreich!

Jetzt zur konkreten Frage: Die Situation auf dem Karlsplatz ist laut Information merklich entspannter als noch vor einiger Zeit. Dennoch sind noch ungefähr rund 50 Suchtkranke auf dem Karlsplatz anwesend. Gibt es konkrete Überlegungen, wie diese Personen ins Wiener Sucht‑ und Drogenhilfenetzwerk eingebunden werden können?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke schön.

Suchtkranke, die sich zeitweise im öffentlichen Raum aufhalten, wird es in einem kleinen Ausmaß immer geben. Ich möchte das sagen, weil ganz klar ist, dass es eine Millionenstadt, in der man keine Suchtkranken sieht, nicht gibt. Daher wird das auch in Wien nicht der Fall sein. 

Die wichtige Herausforderung für uns ist, all jenen, die Angebote brauchen und annehmen können, diese Angebote auch in einer entsprechenden Tagesstruktur zur Verfügung zu stellen. Deshalb ist jetzt ein neues Tageszentrum in Entstehung. Wir haben das auch im letzten Drogenbeirat, bei dem auch Kollege Lasar dabei war, ausführlich besprochen. In diesem Tageszentrum im 4. Bezirk am Wiedner Gürtel ist auch eine Kapazitätserweiterung betreffend Notschlafplätze vorgesehen, andererseits ist dieses Tageszentrum auch für drogenkranke Menschen gedacht, die medizinische und sozialarbeiterische Betreuung brauchen. 

Damit wird es uns gelingen, all jene Menschen, die sich derzeit im öffentlichen Raum aufhalten, am Tag, aber auch notschlafmäßig zu betreuen, und ich glaube, das ist ein ganz, ganz wichtiges Angebot! Es gibt natürlich Personen, die in einer psychiatrischen Verfassung sind, in der sie diese Angebote nicht oder nicht sofort annehmen können, und es ist dann die große Aufgabe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ein gutes Verhältnis aufzubauen, sodass diese sozialpädagogischen und psychiatrischen Angebote auch angenommen werden können. – Jedenfalls werden wir mit dem Sommer dieses Jahres eine Verdoppelung der Tagesplätze für drogenkranke Menschen haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die fünfte und letzte Zusatzfrage zur 1. Frage wird von GR Lasar gestellt.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. Frau Stadträtin!

Wie Sie sicherlich wissen, wird in dem Therapiezentrum für Drogeneinrichtungen, in das die Leute in Wahrheit auf Entzug kommen, offen mit Drogen gedealt, was auch Ihr Drogenkoordinator in Wien bestätigt hat.

Meine Frage dazu: Was werden Sie dagegen tun, dass in Zukunft dort nicht mehr gedealt wird? Das sollte ja eine Einrichtung sein, in welche die Leute auf Entzug kommen, und es sollte daher dort nicht durch Drogen der Entzug negativ beeinflusst werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Lasar!

Auch das ist unwahr! Ist es jetzt für Sie gar nicht mehr möglich, irgendwie auch nur in der Nähe der Wahrheit zu bleiben?

Es gibt Einzelfälle, wo man ganz genau hinschauen muss. Wenn Sie aber sagen, dass in den Drogeneinrichtungen gedealt wird, dann ist das schlicht und ergreifend falsch und stimmt in dieser Art und Weise gar nicht!

Das ist in unserer Debatte aber auch deshalb irrrelevant, weil es Ihnen in dieser Frage ja gar nicht darum geht, Probleme zu lösen. Offenbar leben Sie nur davon, dass die Probleme und Herausforderungen, die es selbstverständlich in einer Großstadt gibt, nicht gelöst werden! Anders kann ich es nicht verstehen, dass Sie sich gestern gemeinsam mit Herrn Gudenus und anderen bemüht haben, Stimmung in der Bevölkerung im 4. Bezirk gegen die Frau Bezirksvorsteherin zu machen, wobei Sie aber kläglich gescheitert sind. Sie selbst waren nicht dort, aber Ihre Mannen beziehungsweise die Mannen des Herrn Strache waren dort. Es waren vor allem Männer, die probiert haben, bei der Bevölkerung Stimmung gegen die Frau Bezirksvorsteherin zu machen. Das ist allerdings nicht gelungen! Man soll die Leute nicht für blöd halten! Daher ist die Debatte zwischen uns inhaltlich relativ irrrelevant, denn es geht Ihnen offensichtlich nicht darum, irgendein Problem zu lösen. Das würde Ihnen nämlich Ihre politische Existenzberechtigung entziehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 1. Frage.

Wir kommen zur 2. Frage (FSP – 01061‑2010/0001 – KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Sie haben im August 2008 Gespräche mit den GegnerInnen des Sängerknaben Konzertsaales am Augartenspitz angekündigt. Auch in der Beantwortung der mündlichen Anfrage in der Sitzung des Wiener Gemeinderates am 24. September 2009 sagten Sie, dass Sie gerne alles dazu beitragen, dass es zu einer friedlichen Auflösung dieses Konfliktes kommt. In der Folge gab es mehrmals Versuche der Initiativen vor Ort, einen Gesprächstermin mit Ihnen, Herr Bürgermeister, zu vereinbaren. Warum haben Sie bis heute keines der Gesprächsangebote der friedlichen BesetzerInnen angenommen?) 
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich fürchte, sehr viel Substanzielles habe ich seit unserem kurzen Gespräch in der Fragestunde am 24. September des vergangenen Jahres nicht zu berichten. Wenn Sie mich aus dieser Gemeinderatssitzung vollständig zitieren, dann wissen Sie auch, dass ich schon damals betont habe, dass ich dann zur Verfügung stehe, wenn ich tatsächlich substanziell etwas beitragen kann und wenn man auch meinen Standpunkt tatsächlich akzeptiert, den ich dazu habe.

Ich wiederhole es, ich sagte es schon damals: Ich befürworte dieses Projekt, und ich habe auch deutlich gemacht, dass ich einen Kurzbesuch bekommen habe, bei dem erfreulicherweise auch Blumen mitgebracht wurden. Auch bei diesem Anlass habe ich gesagt, dass das mein Standpunkt ist, und dass ich, wenn ich etwas zu einer friedlichen Lösung dieses Problems beitragen kann, gerne zur Verfügung stehe. 

Da es aber durchaus auf beiden Seiten ziemlich unverrückbare Standpunkte sind, war meine Funktion beziehungsweise meine Lösungskompetenz in diesen Fragen ganz offensichtlich nicht gefragt. Trotzdem habe ich mich bemüht, Gespräche zwischen dem Präsidenten der Sängerknaben und Vertretern der Initiative zu vermitteln, die aus Gründen, die ich sozusagen nur aus zweiter Hand weitergeben kann, unter wechselseitigen Vorwürfen gescheitert sind, was vielleicht auch nicht ganz der Sinn der Sache war. Offensichtlich konnte ich also nicht viel beitragen!

Ich will versuchen, meine Rolle in Zukunft darauf zu beschränken, dass es zu keinen gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt, aber auch diesbezüglich kann ich nur Gespräche anbieten und nicht viel mehr.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es ist natürlich betrüblich, wenn der Bürgermeister sagt, dass er zur Lösung eines solchen Konflikts nichts Substanzielles beitragen kann und die Informationen nur aus zweiter Hand hat. Sie hätten ja auch Informationen aus erster Hand haben und mit den Leuten dort Gespräche führen können!

Sie haben in dieser Sitzung auch gesagt, was Sie nicht wollen – ich zitiere es wörtlich: „Dass versucht wird, gesellschaftliche Konflikte, die dort auch stattfinden, mit der Polizei zu lösen, davon halte ich gar nichts. Man kann solche Fragen und solche Probleme nur durch Gespräche auflösen.“ – Deswegen ist es mir auch vollkommen unverständlich, dass bis zum 8. März, als diese polizeiliche Auflösung dort stattgefunden hat, kein Gespräch stattgefunden hat. Die Konfliktsituation ist somit eskaliert, obwohl Sie angeboten haben, dass Sie Gespräche führen werden.

Ich muss daher noch einmal nachfragen: Wie kommen Sie darauf, dass Sie als Wiener Bürgermeister, der Sie doch mit einigen Kompetenzen ausgestattet sind, nichts Substanzielles zur Lösung dieses Konflikts beitragen können hätten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Das wissen Sie genauso gut wie ich: Die Stadt Wien ist dort weder Grundstückseigentümer noch gibt es irgendeine unklare Rechtssituation, was die Flächenwidmung oder die Bewilligungen betrifft. 

Sie haben sich sicherlich, auch einschlägig von Ihrem Beruf her, historische Karten angeschaut. Daher müssen Sie wissen, dass gerade diese Stelle auch früher verbaut war. Ich kann also nur ein Gespräch anbieten beziehungsweise Gespräche vermitteln. Ich habe nämlich überhaupt keine entsprechende Rechtssituation, etwas anderes zu tun, und ich sage Ihnen sehr bewusst und habe das auch schon oft hier zugegeben, dass ich natürlich nur aus zweiter Hand über Gespräche informiert wurde, die direkt zwischen dem Präsidenten der Sängerknaben und der Vertretung der Bürgerinitiative, die gegen diese Verbauung ist, stattgefunden haben. Ich hätte dabei auch nichts verloren gehabt. Ich hätte bestenfalls daran teilnehmen können, wenn mich beide einverständlich eingeladen hätten. Das haben sie aber nicht. Daher braucht man in diesem Zusammenhang nicht von betrüblich oder sonst irgendwas reden. Vielmehr gibt es eine vollkommen klare Rechtssituation, welche Rolle der Bürgermeister dabei zu spielen hat. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Sie haben eine klare Position zu dem vorliegenden Fall. Die Rechtssituation ist geklärt. Warum versuchen Sie nicht, dazu beizutragen, dass die Rechte auch durchgesetzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Doktor! Sie wissen so gut wie ich, dass eine rechtliche Position durchzusetzen bedeutet, dass Grundstückseigentümer und Projektmanager die Polizei rufen, um das Grundstück räumen zu lassen. Genauso leicht, wie Sie sich diese Frage beantworten können, kann ich Ihnen sagen, dass man, wenn man diesen Standpunkt nicht hätte, versuchen sollte, eine solche Konfliktsituation durch Gespräche aufzulösen. Ich gestehe zu, dass es durchaus das Bemühen gab, diesen Konflikt durch Gespräche aufzulösen und das Ganze nicht auf einen Polizeieinsatz hin zuzuspitzen. Aber das ist offensichtlich auch gescheitert. Und mein Beitrag dazu war von beiden Seiten nicht gefragt. Das muss man auch zur Kenntnis nehmen. Daher ist natürlich am Ende des Tages dem Rechtsstaat und der Rechtssituation zum Durchbruch zu verhelfen. Aber ich habe die Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass man das in einer friedlichen und kultivierten Form lösen kann und nicht mit Polizeieinsatz. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt. Bitte schön.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir sind der Meinung, dass der Polizeieinsatz schon deswegen richtig und wichtig war, um die Gesundheit der Besetzer zu schützen, denn an diesem Tag hatte es, bis sich die Letzten auf die Bäume geschwungen hatten, ungefähr null Grad, und deswegen wären sie früher oder später von den Bäumen gefallen. Daher war die Hilfe der Polizei durchaus angebracht.

Sonst kommt es eher selten bis nie vor, dass die Freiheitlichen den Ausführungen des Bürgermeisters nichts hinzuzufügen haben. In diesem Fall verhält es sich aber so, und darum erübrigt sich unsere Zusatzfrage.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Womit wir zur 4. Zusatzfrage kommen. Sie wird von GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Eine zugegebenermaßen nicht sehr angenehme Frage: Sie hatten einen Verhandler ausgeschickt, der sozusagen mit Ihrem Mandat Gespräche zu führen hatte. Das war sicherlich sehr positiv zu bewerten. Es war dies ein durchaus integerer und intelligenter Beamter des Hauses, der mir noch Tage vor dieser polizeilichen Räumung zugesichert hat, dass man es nicht so weit kommen lässt. Er hat nicht nur mir zugesichert, sondern auch der Initiative vor Ort signalisiert, dass es Ihr Bestreben ist, dass es nicht zu einem Polizeieinsatz kommt und dass man versucht, mittels Mediationsverfahrens über den Sommer zu kommen.

Meine Frage bezieht sich auf zukünftige mögliche Verhandlungen: Ich gehe jetzt davon aus, dass mir dieser Mitarbeiter nicht absichtlich falsche oder unwahre Dinge gesagt hat, sondern dass er nicht davon in Kenntnis war, was sich Tage später vor Ort abspielen wird. Muss man davon ausgehen, dass Informationen, die Sie haben, nicht an diesen Verhandler weitergegeben wurden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nein, davon brauchen Sie nicht ausgehen!

Ich wiederhole: Ich habe den wohl berechtigten Eindruck, dass es Ihnen eigentlich primär darum geht, die Stadt Wien oder mich als Person in diesen Konflikt entsprechend zu involvieren. Ich kann das politisch auch nachvollziehen, aber mit der Sache hat das gar nichts zu tun. Ich bin ganz sicher, dass weder der Bürgermeister noch der Kollege, den Sie nunmehr zitiert haben – was ich eigentlich vermeiden wollte, aber sei’s drum! – und der, wie ich meine, durchaus positive Arbeit geleistet hat, in die Frage der Entscheidung, ob die Polizei zur Räumung eingesetzt wird oder nicht, in keiner wie immer gearteten Weise involviert ist.

Ich habe den Kollegen gerade deswegen gebeten, weil er durchaus keine so prononcierte persönliche Meinung zu diesem Projekt hat wie ich, dass er Vorbereitungshandlungen für diese Gespräche setzt, diese auch führt und alles versucht, Menschen zu Gesprächen zusammenzubringen und Lösungen herbeizuführen. Wenn allerdings die Positionen so unversöhnlich aufeinander prallen, dann scheitert auch der gutwilligste Mediator, von dem übrigens auch die Empfehlung ausgegangen ist, dass, da ich dazu nichts beitragen kann, Gespräche in der Form auch keinen Sinn haben. In die Fragen der Entscheidung, dass man die Polizei ruft, ist allerdings weder er noch bin ich eingebunden. Und er hat uns sicherlich diese Auskunft nach bestem Wissen und Gewissen gegeben. Das ändert aber auch hier nichts an der Tatsache, dass die Stadt Wien in diese Entscheidungen nicht involviert ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 3.Frage (FSP – 01060‑2010/0001 – KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Gerstl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Verkehrsministerin Doris Bures hat angekündigt, alle ASFINAG-Projekte einer Kostenprüfung zu unterziehen. Von dieser Maßnahme sind auch Projekte in Wien betroffen. Wie stehen Sie als Verkehrsstadtrat zu möglichen Einsparungen im hochrangigen Autobahnnetz in und rund um Wien?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender. Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat!

Sie haben mich gefragt, wie weit die Wortmeldung der Frau Verkehrsministerin der Stadt Wien hinsichtlich ihrer Vorstellungen konveniert beziehungsweise inwieweit entsprechende Auswirkungen auf Wien zu erwarten sind. 

Lassen Sie mich zunächst einmal feststellen, dass in einer nicht von der Republik Österreich und nicht von der Stadt Wien verursachten Weltwirtschaftskrise alle Gebietskörperschaften angehalten sind, Beschäftigung, Arbeitsplatzsicherheit und vor allem auch Investitionen zu garantieren. 

Die Bundesregierung hat sich in großer Eintracht zwischen den beiden Koalitionspartnern zu notwendigen Sparmaßnahmen durchgerungen, und ich denke, dass die Aussagen, welche Frau Bundesministerin Bures getroffen hat, mit den Aussagen von Vizekanzler und Finanzminister Dr Pröll sehr gut zusammenpassen. Ich denke, dass auch jeder Ressortchef beziehungsweise jede Ressortchefin dazu angehalten ist, das eigene Budget ganz genau zu durchforsten und sich anzuschauen, ob Veränderungen notwendig oder möglich sind.

Was die Projekte in Wien betrifft, so stehen eine Reihe von größeren Baumaßnahmen der Asfinag betreffend die Abfahrt Landstraßer Gürtel an. Baubeginn wird dafür noch heuer in Abstimmung und Zusammenarbeit mit der Stadt sein. Die Sanierung der A1 – Westautobahn wird von der Asfinag heuer weitergeführt. 

Ganz offensichtlich ist aber bei der Bauwirtschaft noch nicht die Einsicht eingekehrt, dass man in Zeiten konjunktureller Schwäche auch beim Preisniveau ein bisschen nachgeben muss, weswegen die Asfinag die Sanierungsarbeiten an der Südosttangente auf nächstes Jahr verschoben hat. Wir hoffen – und da unterstütze ich die Asfinag sehr –, dass es dabei zu deutlichen Preisreduktionen kommen kann.

Außerdem sind nur noch ganz wenige große Projekte in Wien offen, weil wir darüber hinaus keine Stadtautobahnen benötigen. 

Ein Projekt, nämlich die Untertunnelung der Lobau und der Donau mit der S1 zur Komplettierung des Regionenrings um Wien, ist so weit fortgeschritten, dass die Umweltverträglichkeitserklärung der Asfinag seit März 2009 schon abgegeben ist und das Ministerium mit der Prüfung dieser Eingaben und den ergänzenden Anforderungen nahezu fertig geworden ist. Daher gehe ich davon aus, dass wir demnächst die öffentliche Auflage des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens erleben werden. 

Wir sind also bei diesem Projekt in einer Phase, dass ein Stopp de facto nicht mehr möglich ist, und ich begrüße das auch sehr. Jedes Kuhdorf in Österreich hat nämlich eine Umfahrungsstraße, und wiewohl Wien kein Kuhdorf ist, brauchen auch wir einen Umfahrungsring um Wien.

Zweitens möchte ich sagen, dass man überall noch Einsparungspotenziale finden kann. Die Stadt Wien steht nicht an, der Asfinag zu helfen, diese bei deren eigenen Projekten zu finden.

Wenn man Stadtstraßen und Autobahnen und Schnellstraßen in der Stadt baut, dann muss man auch darauf Rücksicht nehmen, dass die Fahrgeschwindigkeit stadtadäquat ist. Wir raten der ASFINAG sehr, dass der Ausbaugrad der Autobahnen und Schnellstraßen in Wien auf Tempo 80 und bei den Abfahrten und Auffahrten auf Tempo 50 zurückgenommen wird. Wir brauchen keine Tempo 130 Straßen im Wiener Stadtgebiet. Das ist nicht erforderlich. Daher sind wir dabei, all das mit der ASFINAG noch einmal zu prüfen. Wir helfen gerne bei Einsparungsmöglichkeiten. Es ist jedoch der Zeitplan, der vom damaligen Vizekanzler Gorbach und vom Vorstand der ASFINAG Schedl mit dem Wiener Bürgermeister unterschrieben wurde, einzuhalten, und die Projekte sind auch einzuhalten. Dazu stehen auch die ASFINAG und die Frau Bundesministerin. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herzlichen Dank, Herr Stadtrat, für die Beantwortung. 

Ich entnehme Ihrer Antwort, dass Sie offensichtlich seit März 2009 in Gesprächen mit der Frau Verkehrsministerin sind, da Sie die Budgetnöte kennen, die sie hat, und durchaus Verständnis haben, dass man Einsparungen vornimmt.

Auf der anderen Seite erklären Sie – wenn ich das zusammenfassen darf –, dass es beim Umfahrungsring von Wien zu keinen Einsparungen kommen kann, weil das bereits vereinbart und paktiert ist. Ich gehe davon aus, dass Sie auch das mit der Frau Verkehrsministerin schon so besprochen haben. 

Sie haben auch erwähnt, dass sie durch Temporeduktionen auf Autobahnen in Wien Einsparungen erreichen wollen. – Ich denke, so viel wird das nicht sein! Es gibt wahrscheinlich gerade einen Kilometer auf der Westautobahn, der noch auf Wiener Gebiet ist, wo man 130 fahren kann, und auf der Südautobahn gibt es, glaube ich, auf Wiener Gebiet nirgends mehr Tempo 130. Dort sind wir schon durchgehend auf 80. Und auch auf der Nordautobahn ist man unmittelbar nach der Stadteinfahrt schon auf 80. Es würde mich also interessieren, wo Sie außer auf der Westautobahn noch diesbezügliche Einsparungsmöglichkeiten sehen! 

Jedenfalls kann ich mir nicht vorstellen, dass nach einer ernsthaften Auseinandersetzung Einsparungen im Straßenbaunetz nur dadurch erzielt werden können, dass man das Tempo von 130 auf 80 zurücknimmt. Ich möchte Sie daher bitten, uns ein bisschen konkreter zu sagen, wo nach Ihrer Vorstellung Einsparungen im Wiener hochrangigen Straßennetz gemeinsam mit Frau Verkehrsministerin Bures vorgenommen werden können. Was wäre da in Ihrem Interesse? Wie würden Ihre Vorschläge konkret aussehen? Haben Sie schon Vorschläge gegenüber der ASFINAG gemacht, um Einsparungen im Wiener Verkehrsnetz vorzunehmen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl!

Ich hoffe, Sie haben den Führerschein! Dann wissen Sie auch über den Sicherheitsabstand Bescheid, den man bei Überholmanövern zu halten hat. – Ich kann Ihnen sagen, dass die Kosten für den Bau eines Kilometers Straße mit der zulässigen Geschwindigkeit und vor allem mit dem Ausbaugrad exponentiell steigen. Ausbaugrad und Geschwindigkeit hängen ganz eng miteinander zusammen und verteuern Projekte enorm. Wenn wir daher auf 50 Stundenkilometer bei der Ausbaugeschwindigkeit reduzieren, die bei Autobahnen 130 und auf Schnellstraßen in der Regel 100 beträgt, dann ist das ein enormer Einsparungseffekt, den die ASFINAG vermehrt erzielen soll. 

Auf der gesamten Strecke, die in Wien bei der S1 gebaut wird, sind wir dazu jedenfalls bereit, ebenso bei der A23 von Hirschstetten bis zur Stadtgrenze. All diese Maßnahmen würden vollkommen ausreichen. Dabei geht es um ganz enorme Beträge. Wenn man bedenkt, dass der Lobautunnel und der Tunnel unter der Donau 1,3 Milliarden EUR kosten, dann weiß man auch, dass einige Prozent schon ganz ordentliche Summen sind. Und wir sind gerne bereit, dabei zu helfen. Ich glaube, da ist, leicht überschlagen, sogar das gesamte Einsparungspotential, das die Frau Bundesministerin mit dem Finanzminister vereinbart hat, aufholbar. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Nun zu etwas ganz anderem: Als – bezeichnenderweise – der „Standard“ vor einigen Wochen über die angebliche Infragestellung des Lobautunnels berichtet hat, habe ich natürlich, so wie wahrscheinlich auch viele andere hier, mit der ASFINAG gesprochen. Dort hat man Stein und Bein geschworen, dass der Tunnel von Seiten der ASFINAG natürlich nicht in Frage gestellt wird. Ich glaube, da sucht sich eine Partei ein Wahlkampfthema und einen Einsatzort für den mobilen Demozirkus! Und das ist eine andere Sache. 

Trotzdem steht zumindest für uns noch immer eine oberirdische Donauquerung statt des Tunnels zur Diskussion. Unserer Meinung nach gibt es im Bereich Schwechat nicht viel beziehungsweise gar keine schützenswerte Natur, sodass man zumindest hier viel einsparen könnte. Der Lobautunnel steht aber selbstverständlich auch für die Freiheitliche Partei weiterhin außer Diskussion. 

Was halten Sie persönlich von einer oberirdischen Donauquerung durch eine Brücke, um Geld einzusparen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Mahdalik!

Das größte Einsparungspotenzial bei der Führung der S1 wäre gegeben, wenn wir die innenliegende Variante ausgewählt hätten, gegen die vor allem auch Sie – auch persönlich betroffen – Sturm gelaufen sind. Dort hätten wir das größte Einsparungspotenzial. Dann wäre der Tunnel unter der Lobau an der kürzesten Stelle gewesen, und wir hätten unglaublich viel Geld sparen können, und wir hätten uns auch sehr viel zum Beispiel bei der Erschließung des Flugfelds Aspern erspart. Sie haben damals mit Ihrem Minister, mit Vizekanzler Gorbach – oder war er damals nicht mehr ganz bei Ihrer Partei?, das weiß man manchmal nicht so genau! – vereinbart, dass die außenliegende Trasse kommen soll, die der Bund zahlt. 

Wir wissen, dass wir den Umfahrungsring brauchen. Darum nehmen wir das zur Kenntnis. Und es gibt daran nichts mehr zu rütteln. Wenn diese Lösung kommt, dann wird es unter der Donau und unter der Lobau sein. Der Nationalpark, aber auch die niederösterreichischen Landschafts- und Naturschutzgebiete, die dort auf der Schwechater Seite sind, dürfen davon nicht in Anspruch genommen werden, und die Natur darf durch dieses Projekt nicht geschädigt werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von GR Mag Maresch gestellt. – Bitte 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Das ist grundsätzlich eine interessante Debatte. Ich meine, von der FPÖ ist nichts anderes zu erwarten! Für sie gibt es eben den „mobilen Demozirkus“ sowie möglicherweise Hunderte von Agenten in der ASFINAG, die jetzt irgendwie gegen die Autobahn mobil machen.

Wenn Sie von einem Einsparungspotenzial sprechen, dann denke ich zunächst daran, was das Ganze kostet. Es sind nämlich – vor irgendwelchen Maßnahmen zwischen Süßenbrunn und Schwechat – dafür 1,65 Milliarden EUR veranschlagt. Die ASFINAG hat im Moment einen Schuldenberg von rund 11,2 Milliarden mit Tendenz in Richtung 12 Milliarden. Der Herr Bürgermeister hat vor nicht allzu langer Zeit an dieser Stelle gesagt, dass sich die ASFINAG nicht einmal eine Holzbrücke über die Donau leisten kann, und daran hat sich überhaupt nichts geändert. Im Moment sind der ASFINAG die Einnahmen durch den nicht vorhandenen LKW-Verkehr sogar eingebrochen. Außerdem darf die ASFINAG im Moment gar keine Lobauautobahn bauen, weil es in Wirklichkeit Maastricht-relevant wäre, wenn es so käme. Das wissen Sie auch ganz genau. 

Die ASFINAG schiebt die Projekte in irgendwelche Jahre viel später und redet von so genannten Sparautobahnen, die dann so ausschauen wie die Schützener Schnellstraße, die zweistreifig ist, und zweistreifig ist in Wirklichkeit eine Bundesstraße, die halt vom Bund gebaut wird. Sie wissen aber auch ganz genau, dass die Stadt Wien die B3d nicht bauen will, obwohl das viel einfacher, viel billiger und viel schneller fertig wäre. Weil jedoch die Stadt Wien sowie die Niederösterreicher all diese Umfahrungen nicht bezahlen wollen, kommt eine A23 Verlängerung.

Jetzt meine Frage: Wird die Stadt Wien, falls die A23 nicht gebaut wird – und es sieht danach aus! – die B3d in Angriff nehmen oder nicht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Maresch! 

Lassen Sie mich zuerst ein paar der üblichen Falschaussagen in Ihrer Wortmeldung zurechtrücken. 

Punkt 1: Die ASFINAG ist in ihrer Konstruktion, was die Maastricht-Konformität betrifft, außen vor. Das wissen Sie, trotzdem sagen Sie hier so etwas! Und Sie wissen ganz genau, dass das Konzept der ASFINAG so aufgestellt wurde, dass bis zum Jahr 2050 Schuldenfreiheit hergestellt werden soll. Das ist genau der Punkt, wieso die ASFINAG damals in Person ihres Vorstandsmitgliedes Schedl die Vereinbarung mit der Republik Österreich und mit der Stadt treffen konnte, dass die S1 mit Donau- und Lobautunnel bis zum Jahr 2018 gebaut wird. Und wenn die ASFINAG damals den Auftrag vom Eigentümer, nämlich von Verkehrsminister Gorbach, bekommen hat, die teure außenliegende Variante an der Stadtgrenze zu bauen, und diese außenliegende Variante daher eine andere Erschließungsqualität für den 22. Bezirk hat, dann war es nur recht und billig, dass die ASFINAG auch die Anbindung der A23 an diesen Außenring mit übernimmt. Das wurde zu einem Zeitpunkt, als die B3d noch immer auch eine Bundesstraße war, verhandelt. Der Bund – und nicht die Stadt Wien – hat also selbst von B3d, also von einer Bundesstraße, auf eine Schnellstraße getauscht.

Sie können also noch so oft erzählen, dass wir uns Geld ersparen wollen, es ist trotzdem so, dass das Bundesstraßengesetz dort drüben im Nationalrat beschlossen wird und dieses Bundesstraßengesetz sehr wohl die A23 beinhaltet. Was die Stadt Wien damals mit der Republik Österreich vereinbart hat, ist nichts anderes als die Umsetzung der gesetzlich gedeckten Maßnahmen für den Straßenausbau im Raum Wien. Dabei bleibt es. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das glaube ich nicht!) Es ist nicht die Angelegenheit der Stadt Wien, das übergeordnete, regional erforderliche Netz herzustellen, sondern das ist laut Bundesstraßengesetz Aufgabe der Republik Österreich und damit der ASFINAG. 

Erzählen Sie nicht immer solche Geschichten, dass sich die Stadt Wien hier von Kosten abputzt! Wir wissen nämlich, dass der Bund das vielfach genau umgekehrt probiert! Und in diesem Fall wird er es auch probieren, und Sie sind dabei Helfershelfer! Dazu gratuliere ich Ihnen! Wir gehen aber nicht in diese Falle! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letzte Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. 

Herr Stadtrat! Sie haben unsere Unterstützung, wenn es darum geht, dass wir die A23 verlängern. Das ist ausgemacht und wird daher auch durchgezogen, überhaupt keine Frage.

Ich möchte jetzt zu Ihren ursprünglichen Aussagen zurückkommen, denn diese haben in mir etwas Sorge hervorgerufen. Es klang alles danach, dass wir in Zukunft Sparautobahnen bauen. Bei Sparautobahnen haben wir allerdings Ende der 70er und zu Beginn der 80er Jahre in den Bundesländern - als auch wenig Geld vorhanden war und man mittels Sparautobahnen versuchte, das Autobahnnetz in Österreich zu vervollständigen - die Erfahrung gemacht, dass Streckenabschnitte gebaut wurden, die sehr unfallträchtig waren. 

Ich möchte von Ihnen gerne die Aussage haben, dass, wenn wir oder wenn Sie bei der ASFINAG sparen wollen, dies nur unter der Bedingung der Aufrechterhaltung voller Sicherheitsstandards geschieht, also mit Abgrenzungen in der Mitte, entsprechendem Überholraum und entsprechenden Abstellplätzen und Pannenstreifen. Ohne Sicherheitsmaßnahmen können wir das nicht machen! Wir dürfen die Fehler der Vergangenheit, die vor 20 Jahren oder 30 Jahren gemacht wurden, jetzt aus budgetären Gründen nicht wiederholen! 

Sind in diese Richtung von Ihrer Seite schon entsprechende Gespräche erfolgt? Oder ist das noch offen? Wie weit sind die Gespräche von Ihrer Seite mit dem Verkehrsministerium beziehungsweise mit der ASFINAG gediehen? In welche Richtung gehen Sie im Ausbau des hochrangigen Autobahnstraßennetzes in Wien beziehungsweise beim Regionenring rund um Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl!

Sie wissen, dass die Sparautobahnen von damals eine große Problematik bedeutet haben, nämlich geringe Verkehrssicherheit und daher hohe Unfallträchtigkeit. Daher ist es der ASFINAG heutzutage untersagt, solche Strecken überhaupt in Erwägung zu ziehen und zu bauen. Unserer Überlegungen sind anders. Es gibt bekanntlich auch andere Strecken, die für eine geringere Ausbaugeschwindigkeit errichtet wurden, wie zum Beispiel die Umfahrung um Klagenfurt. Dort wurde auf Tempo 100 ausgebaut, und das funktioniert hervorragend und ist verkehrssicher.

Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass die S1 beziehungsweise die A23, Ast Hirschstetten, in dieser Form mit Ausbaugeschwindigkeit 80 hergestellt wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke.

Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP – 01057‑2010/0001 – KSP/GM). 

Sie wurde von Frau GRin Matzka-Dojder gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Die Entwicklungen und Umsetzungen seit Beschluss des Stadtentwicklungsplanes 2005 für Wien werden derzeit in einem Fortschrittsbericht überprüft. Gestern fand dazu eine große internationale Konferenz statt. Was ist das Ergebnis dieser Konferenz?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Wir haben vor fünf Jahren in diesem Gemeinderat den Stadtentwicklungsplan für Wien beschlossen. Dieser Stadtentwicklungsplan für Wien ist von einem Bündel von Voraussetzungen und Rahmenbedingungen ausgegangen, die sich jetzt, fünf Jahre danach, als richtig herausgestellt haben, nämlich dass Wien eine wachsende Stadt ist, dass sich in Wien etwas bewegt und etwas bewegen lässt, dass Wien durch die veränderten Rahmenbedingungen, nämlich den Beitritt unserer Nachbarstaaten zur Europäischen Union, auch wiederum die Rolle des Herzens Europas einnimmt und dass Wien zu einer internationalen Verkehrsdrehscheibe und auch zu einer internationalen Wissensdrehscheibe werden kann. 

Zusätzlich haben wir durch den hervorragenden Hochwasserschutz, der sich im Jahr 2002 bewährt hat, jetzt wirklich die Chance, Wien an die Donau zu bringen. Diese Möglichkeiten haben wir im Stadtentwicklungsplan skizziert und haben dafür die Rahmenbedingungen geschaffen. Wir wissen aber, dass sich Entwicklungen in einer Stadt auch abrupt ändern können. Darauf wurde im Stadtentwicklungsplan auch Rücksicht genommen. 

Wir haben in den vergangenen fünf Jahren erlebt, dass sich viel bewegen ließ und viel begonnen wurde, denken Sie etwa an den Bau des Hauptbahnhofes oder daran, dass alle großen Bahnhöfe in Wien in Renovierung sind beziehungsweise deren Renovierung schon fertiggestellt ist. 

Wir konnten mit der Republik Österreich den Ausbau des U-Bahn-Netzes beschließen. Dadurch ergeben sich wiederum neue Möglichkeiten, vor allem betreffend die Seestadt Aspern und die Achse der U2 vom Praterstern bis zur Donau, die sich phantastisch entwickelt hat. Es werden jetzt weiteren Schritte auf der anderen Seite der Donaustadtbrücke bis zum Donauspital und nach Aspern erfolgen. Wenn die U‑Bahn, also ein Hochleistungsverkehrsmittel, gebaut ist, dann entsteht immer auch ein Entwicklungsschub für diese Region. Das Timing ist sehr gut, und das funktioniert hervorragend.

Zusätzlich haben wir im Stadtentwicklungsplan auch hinsichtlich der 13 Zielgebiete darauf Rücksicht genommen, dass die Entwicklung einer Stadt nicht immer nur in der Erweiterung der Stadt und in der Nutzung neuer Flächen besteht, sondern dass wir auch sozusagen in der bestehenden Stadt, in der City und an den drei großen Linien, nämlich Gürtel, Donaukanal und Wiental, Veränderungen setzen müssen, dass ein Anpassungsprozess an neue Gegebenheiten stattfinden muss und dass das unterstützt werden muss, und das geschieht. Sie können am Donaukanal und am Gürtel die Erfolge sehen, und wir werden im Wiental genau dieselben Schritte setzen und das jeweils in Akkordanz mit den Bezirken umsetzen.

Der Fortschrittsbericht wurde gestern bei einer großen Veranstaltung an der Technischen Universität Wien ausführlich diskutiert. Wir hatten Gäste aus Paris, Berlin, Hamburg, München, Bratislava bei uns, und auch Beograd war vertreten. Die Vertreter all dieser Städte haben darauf hingewiesen, dass die Form, nämlich zunächst einen großen, aber flexiblen Entwurf über Entwicklungsmöglichkeiten einer Stadt zu machen, der beste Weg ist. Dann kann man sehr projektorientiert in den bei uns so genannten Zielgebieten die Entwicklung der Stadt beschleunigen und unterstützen. 

Wir werden den Fortschrittsbericht, der jetzt endredigiert wird, noch im April der Stadtentwicklungskommission vorlegen. Ich gehe davon aus, dass dort die eine oder andere Adaption stattfindet, und ich möchte diesen Bericht im Juni auch dem Gemeinderat vorlegen. Ich lade die Fraktionen ein, dass wir uns dann auch darüber unterhalten, wie wir in der zweiten Hälfte dieses Zehn-Jahres-Paket noch nachrüsten und adaptieren beziehungsweise welche Schritte wir für die Vorbereitung des Stadtentwicklungsplans 2015 setzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Zur Stadtentwicklung vor allem im Nordosten Wiens gehört, wie wir vorher schon besprochen haben, unbedingt die Verlängerung der A23 zur künftigen S1. Dazu habe ich eine Frage: Nach meinem Wissenstand soll diese Straße in weiten Bereichen, wo es daneben auch besiedelte Gebiete gibt, oberirdisch, vielleicht unter Anbringung von Lärmschutzwänden, geführt werden, etwa im Bereich Hirschstetten nach dem Tunnel, bei der Stadtrandsiedlung in Aspern und nach dem Flugfeld bei der Lehensiedlung in Eßling. – Die Freiheitlichen sind dafür, dass es dort, wo es daneben dicht bewohnte Siedlungsgebiete gibt, überdeckend gebaut wird. Was sagen Sie zu diesem Vorschlag?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Kollege Mahdalik! 

Es ist Aufgabe der Asfinag, die Planung für die A23 in der endgültigen Form jetzt fertigzustellen. Sie soll 2016 zur Verfügung stehen. Leider kennen wir das endgültige Projekt der Asfinag noch nicht. Wir haben der Asfinag aber ein paar Punkte mitgegeben, die notwendig sind. 

Erstens soll die Ausbaugeschwindigkeit stadtverträglich sein. Zweitens sollen die Knoten beziehungsweise die Auf‑ und Abfahrten nicht so groß ausgebaut werden, dass dadurch dort enorme Flächenverluste und Belästigungen der Anrainer entstehen. Drittens ist die Lösung, wenn man Hirschstetten unterfährt, so zu treffen, dass der Ortskern Hirschstetten, der noch sehr gut erhalten ist, freigelegt wird. Wenn man zum Beispiel beim Hirschstettner Kirtag durchgeht, dann sieht man, wie gut der Ortskern Hirschstetten erhalten ist und wie schön dieser noch gestaltbar wäre. Auch die Schule am Contiweg, die gerade in Bau ist, darf durch die Straße nicht belästigt werden und es muss eine ordentliche Anschlussmöglichkeit an die Seestadt Aspern geschaffen werden.

Darüber hinaus wollen wir, dass alle Auflagen, die sich aus einer Umweltverträglichkeitsprüfung ergeben, auch tatsächlich umgesetzt werden. Dabei ist der Lärmschutz einer der ganz massiven Punkte. Sie können sicher sein, dass sich die Stadt Wien als Behörde im Rahmen des UVP-Verfahrens ordentlich einbringen wird, nämlich die Magistratsabteilung 22 - Umweltschutz, meine Planungsabteilungen und natürlich auch jene, die mit Grundbau und mit Grundwasserfragen zu tun haben. 

Ich gehe davon aus, dass im Ergebnis große Teile dieses Abschnittes, der nicht durch einen Tunnel führt, durch ordentliche und sehr intensive Lärmschutzmaßnahmen abgesichert werden müssen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 2. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr StR Schicker!

Ich hatte auch die Ehre, gestern an dieser Konferenz teilzunehmen, und einmal mehr hatte ich dabei auch den Beweis, dass uns die deutschen Städte doch um einiges voraus sind. Meines Erachtens hat sich das vor allem in der Abschlussdiskussion recht stark gezeigt. Seitens der Stadt München wurde das Thema städtebaulicher Verträge oder auch der verpflichtenden Nutzung der Erdgeschoßzonen erwähnt. Ich möchte vor allem aber auf die Wortmeldung aus Berlin hinweisen, dass dort angestrebt wird, bezirksweise Einzelhandelskonzepte zu verlangen, um dem Wachsen von Einkaufszentren an Orten, wo man sie nicht will, verbindliche Rahmenwerke gegenüberzustellen. 

Könnten Sie sich vorstellen, dass bei der Überarbeitung des Stadtentwicklungsplanes solche wirklich konkreten und verbindlichen Einzelhandelskonzepte auch in Wien Eingang finden werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Kollegin Gretner!

Lassen Sie mich zunächst ein paar Worte darüber verlieren, was gestern geschehen ist.

Ich teile Ihre Meinung, dass die deutschen Städte einen Vorteil haben: Sie haben eine bessere rechtliche Lage. Sie dürfen nämlich, was unsere Bundesverfassung nicht zulässt, das öffentliche Recht der Erlassung von Flächennutzungsplänen, wie es dort heißt, mit dem Privatrecht verquicken und privatwirtschaftliche Verträge mit Bauträgern abschließen. Das ist bei uns rechtlich nicht zulässig, und wir müssen sehr darauf aufpassen, dass uns die Flächenwidmung nicht behoben wird, weil so etwas vermutet wird. 

Ich gebe Ihnen überhaupt nicht recht, wenn Sie sagen, dass uns die deutschen Städte viel voraus haben. Die Ergebnisse der Planung und Stadtentwicklung sind höchst unterschiedlich. Wenn man einen solchen Vergleich anstellt, dann muss man vorweg auch sagen, dass Stadtentwicklung quasi nicht ein Thema „l’art pour l’art“ ist, sondern dass es dabei darum geht, dass man die Bedingungen für das Leben, für das Wirtschaften, für Erholung und Freizeitgestaltung in einer Stadt unterstützt.

Sehen wir uns diesbezüglich beispielsweise die Ergebnisse betreffend die Lebensqualität in deutschen Städten an! In der Mercer-Studie sind in Europa Wien, Zürich und Genf vorne, ich sehe aber weit und breit keine einzige deutsche Stadt! Wenn ich mir die Sicherheit anschaue, dann sehe ich, dass diese in deutschen Städten überhaupt nicht gewährleistet ist. 

Berlin ist, wie Sie gestern gehört haben, in der glücklichen Lage, dass dort unglaublich viele Flächen zur Verfügung stehen und man sich daher relativ leicht tut, kostengünstigen Wohnraum herzustellen. Das hat aber den Nachteil, dass die Stadt sehr weit auseinander gezogen ist. Im Gegensatz dazu hat München extrem hohe Bodenpreise, die wir glücklicherweise in dieser Form nicht haben, und daher ist es dort sehr schwierig, sozial leistbares Wohnen herzustellen.

Mir ist es wichtig, dass wir eine Stadtentwicklung mit den Planungsvorhaben dieser Stadt unterstützen und dass Lebensqualität, Wohlstand und Sicherheit auf alle verteilt werden und nicht nur einige wenige Vorteile haben. Und wenn man das zugrunde legt, dann sind die Ergebnisse unseres Stadtentwicklungsplanes hervorragend.

Zu der Frage Einzelhandel: Wenn wir das gemeinsame rot-grüne Projekt „Lebendige Straßen“ evaluieren, bei dem die Wirtschafskammer glücklicherweise auch mitspielt, dann muss man sehen, dass das intensive Herangehen an die Hauseigentümer etwa betreffend die Geschwindigkeit der Wiedervermietung und Ähnliches ganz entscheidende Faktoren sind. Wir werden uns das anschauen, und ich lade Sie ein, sozusagen als einen der Ergänzungspunkte bei der Vorlage des Erfahrungsberichtes hier im Gemeinderat für die nächsten fünf Jahre einzubringen, dass wir das zu einem größeren Programm machen können!

Ich finde, das ist sinnvoll, denn es gibt viele Nutzungen, die in der Erdgeschoßzone Platz finden können, die primär nicht in Geschäften bestehen, aber trotzdem zu einer guten Belebung der Straße beitragen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird vom Herrn GR Hoch gestellt.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Planungsdirektor Puchinger hat gestern bei seinem Statement schon in Vorbereitung auf den nächsten Stadtentwicklungsplan 2015 gesagt, dass da nach mehr stadtwirtschaftlichen Grundsätzen vorgegangen werden wird. Er hat das so erklärt, dass man dann die Kosten, die bei dieser Entwicklung von Stadtgebieten entstehen, durch öffentliche Einnahmen refundiert bekommen haben möchte.

Bedeutet das jetzt für den gelernten Wiener, dass wir dann ununterbrochen Erhöhungen von Gebühren und Abgaben haben werden? Wie hat das Kollege Puchinger gemeint?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Ich interpretiere ungern meine Beamten, aber in diesem Punkt sind wir sehr eng abgestimmt.

Es geht darum, dass wir in Teilen unserer Stadt ein Entwicklungspotenzial haben, dieses Entwicklungspotenzial aber nicht in einem Zug geschöpft werden kann, weil etwa einzelne Grundstücke noch nicht zur Verfügung stehen oder weil es eine Ungleichzeitigkeit von Entwicklungsschritten betreffend soziale und technische Infrastruktur gibt. Puchinger nimmt darauf Bezug, dass wir durchaus die Möglichkeit eröffnen wollen, dass, wenn private Investoren ihr Projekt schneller umsetzen wollen, diese auch eingeladen sind, uns bei der technischen und sozialen Infrastruktur zu helfen. Wenn das geschieht, kann der Stadtteil auch schneller entwickelt werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von GRin Matzka-Dojder gestellt.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr StR Schicker! Welche Konsequenzen können sich für die Zukunft in der Stadtentwicklung für die Stadt Wien ergeben oder gezogen werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Nun, diese rechtlichen Rahmenbedingungen sind so, wie sie sind. Sie bieten nicht wirklich und nicht überall Vorteile für eine rasche, für eine koordinierte Vorgangsweise. Sie sind in manchen Punkten zu eigentumsfreundlich und in manchen Punkten wiederum nicht in der Lage, eine erkannte positive Entwicklung auch einleiten zu können. Da gibt es manche Punkte, aber damit haben Städte an sich zu leben gelernt. 

Wenn man sich allerdings etwas wünschen dürfte, so wäre es sehr sinnvoll, dass man zum Beispiel das offen machen kann, was die deutschen Städte auch tun, nämlich dort, wo Planungsmehrwert entsteht durch Aufzonung, durch Umwidmung in höhere Kategorien, daran auch die Stadt partizipieren zu lassen, indem ihr dafür dann eine Abgabe gezahlt werden kann, mit der man öffentliche Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, wie zum Beispiel Parkanlagen und Straßen bauen kann.

Das lässt die österreichische Bundesverfassung zur Zeit nicht zu. Also es ist, wenn Sie so wollen, ein Wunsch an das Parlament, in diesem Punkt unter Umständen gleichzuziehen mit der Bundesrepublik Deutschland, wo das in den 70er Jahren schon eingeführt wurde.

Ich weiß, wie schwer solche Veränderungen zu erreichen sind, ich kann daher mit der anderen Situation leben.

Es gibt einen zweiten Bereich, der uns rechtlich manchmal Schwierigkeiten macht, das ist der Bereich, wo auf einmal zusätzliche Verfahren, die für eine größere Stadtentwicklung sinnvoll und notwendig sind, auch bei Kleinprojekten zur Anwendung kommen sollen. Hier könnte man darüber reden, ob denn eine Städtebau-UVP für einen kleinen Baublock wirklich sinnvoll ist. Ich finde das nicht, denn das Verfahren Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung ist sehr intensiv und sehr ausführlich, und da könnte man das integrieren.

Das sind die zwei rechtlichen Bereiche, die auch Dr Puchinger gestern angesprochen hat, die in anderen Städten und auch in Deutschland anders sind. Wir brauchen das aber nicht unbedingt. Die Stadtentwicklung funktioniert glücklicherweise so auch, weil Wien eben eine Stadt ist, wo Prosperität herrscht. Und uns allen ist klar: Wo Tauben sind, fliegen Tauben zu. Daher ist das in Wien glücklicherweise auch so. Das bedeutet, dass wir diese Weiterentwicklung der Stadt, dieses Wachstum der Stadt, auch kanalisieren und steuern müssen, sodass es weiterhin gelingt, dass der Wohlstand, dass die Wirtschaftskraft, dass die Sicherheit für alle Menschen da ist und auf alle Menschen aufgeteilt werden kann.

Die Zielsetzungen für die nächsten Phasen in der Stadtentwicklung sind, dass wir Wien stärker an die Donau bringen – damit ist auch der Donaukanal gemeint, die Alte Donau gemeint –, dass wir diesen Bereich, diese Entwicklungsmöglichkeiten stärker nutzen.

Der zweite Bereich ist natürlich, dass wir diese Drehscheibenfunktion Wiens stärker nutzen. Da kommt wieder die Donau ins Spiel, denn die Europäische Union arbeitet an einer Donauraumstrategie, die ganz entscheidend ist für die Integration der alten und neuen Mitgliedsstaaten, der Nochnichtmitgliedsstaaten, der Kandidatenstaaten in dieser Region am Balkan oder sogar weiter östlich davon. Hier sind wir ganz stark interessiert daran, dass das auch in unserer Stadtentwicklung berücksichtigt wird, damit wir zusätzlich natürlich aus der Zusammenarbeit mit den Städten, mit den Regionen im Donauraum auch Vorteile für Wien schöpfen können.

Ein weiterer Bereich ist die Drehscheibenfunktion, die der Hauptbahnhof Wien erfüllen wird und die der Güterterminal Inzersdorf gemeinsam mit dem Wiener Hafen auf der Ebene des Güterverkehrs erwirken kann. Nur damit – und das ist die Zielsetzung der Stadtentwicklung – können wir diese Rolle des starken Herzens in Europa auch wirklich erfüllen. Und daran arbeiten wir.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Behandlung der 4. Anfrage.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP – 01066-2010/0001 – KFP/GM). Sie ist von Frau GRin Frank gestellt und gleichfalls an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wie jüngst den Medien zu entnehmen war, setzen Sie sich verstärkt für die Wiederherstellung des Trafikportals von Hollein am Schwedenplatz ein. Welche schützenswerten bzw planerisch wertvollen Qualitäten weist dieses Objekt auf, dass Sie sich dafür verwenden?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Ich danke Ihnen dafür, dass Sie die Geschäftsportale des einzigen Pritzker-Preisträgers Österreichs – das ist ja der Nobelpreis der Architektur – hier ins Gespräch bringen. Hans Hollein hat das Kerzengeschäft Retti, die Boutique Metek, das Österreichische Verkehrsbüro, das leider abgebrochen wurde, den Juwelier Schullin einmal und auch ein zweites Mal und die Section-N hergestellt. Er hat auch eine Tabakfabrik am Wiener Graben hergestellt und das Lichtforum Zumtobel Staff gestaltet, und dann natürlich noch das Kundenzentrum der Generali am Hohen Markt.

Alle diese Anlagen befinden sich im 1. Bezirk an höchst prominenter Stelle. Mir ist nur leider keines am Schwedenplatz aufgefallen, nach dem Sie gefragt haben.

Nachdem ich davon ausgehe, Frau Kollegin Frank, dass Sie die Trafik am Graben gemeint haben, kann ich Ihnen dazu sagen, dass die Stadt Wien die Wiederherstellung des Portals gemeinsam mit dem Bundesdenkmalamt verfolgt. Dass die Austria Tabak leidvollerweise jetzt einem japanischen Konzern gehört – das war eine dieser Auskaufspolitiken des Herrn Grasser, die nicht erfolgreich war, zumindest nicht für die Republik Österreich –, führt jetzt dazu, dass wir in diesen Fragen auch bei Tabaktrafiken streiten müssen und die japanischen Touristen Hans Holleins Portal der Tabaktrafik eben nicht sehen können. Aber es ist herstellbar, und es wird wieder hergestellt werden müssen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Danke einmal für die Ausführungen, obwohl nach meiner Aussendung – ich habe das auch mit Schrecken gelesen – jetzt Schwedenplatz steht. Niemand von uns würde das Portal am Schwedenplatz ansiedeln. Es ist richtig, es ist Am Graben. Trotzdem danke für die Ausführungen.

Also bei diesem Portal ist es ja so, dass sich seinerzeit der Beppo Mauhart mit Hollein ein Denkmal gesetzt hat. Wir müssen schon sagen, dass das ja nicht irgendeine Trafik war, sondern der Quadratmeter Ende der 90er Jahre bereits 300 000 Schilling gekostet hat. Der Quadratmeter! Und die Trafik hat auch gar nicht dem Architekturzweck als Ausbildungstrafik für eventuell Behinderte entsprochen. Ein Behinderten-WC hat es gegeben, das ist in Ordnung, das war auch seinerzeit schon eingeplant, aber wir wissen ja, wie das war mit den Humidors in der Sonne und so weiter. Das ganze Haas-Haus war ja so, dass es nach relativ kurzer Zeit umgebaut werden musste, weil es einfach nicht zweckentsprechend war. Da war übrigens kein Aufschrei. Jetzt sollte das ganze wiederum umgebaut werden, und Sie machen sich eben jetzt stark.

Ich will hier keinesfalls Verdienste von Herrn Hollein schmälern, nur eines muss ich schon sagen, es haben große Architekten wie Frank, Plischke, Loos, Häring und wie Sie heißen mögen, die Werkbundsiedlung gebaut, und die Werkbundsiedlung ist auch nicht irgendein Objekt. Die Werkbundsiedlung steht bereits unter Denkmalschutz, nur, Herr Stadtrat, warum machen Sie sich hier nicht stark, dass auch diese Siedlung wieder saniert und revitalisiert wird und dass man sie nicht dem Verfall preisgibt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Kollegin Frank, ich habe keine Ahnung, ob ein ehemaliger Generaldirektor der Austria Tabak sich Denkmäler setzen wollte, ich weiß nur, dass dieses Trafikportal für das Stadtbild Wiens prägend und wichtig ist. Es geht nicht an, dass im Weltkulturerbebereich, in einer Schutzzone, ein Eigentümer macht, was er will. Hier geht es darum, dass man in Wien die Hausordnung auch auf diesem Gebiet einhält. – Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt: Es stimmt nicht, es stimmt in keiner Weise, dass dieses Geschäftslokal nicht benutzbar war als behindertengerechte Tabaktrafik. Diese Trafik ist sehr wohl behindertengerecht ausgestattet gewesen und ist sehr wohl benutzbar gewesen als Lerntrafik, was immer man dort auch lernen möge. 

Dass die Innenraumgestaltung und der Eindruck im Innenraum etwas ist, was die Stadtgestaltung nicht als so wesentlich sieht, ist wohl auch klar. Da ist das Denkmalamt gefragt, und der Landeskonservator von Wien ist bereit und hat das auch bei der gemeinsamen Besprechung mit dem Eigentümer kundgetan, dort Rücksicht zu nehmen auf die Bedürfnisse. Allein die Austria Tabak haben hiezu, obwohl das Gespräch jetzt etwa drei Wochen her ist, noch überhaupt keine Äußerung getan. Also es liegt der Ball bei der Firma. Wenn sich die Firma nicht rührt, wird es wahrscheinlich eine Ersatzvornahme werden. Es gibt noch die Gussvorlagen, sodass dieses große Tabakblatt auch wieder herstellbar ist.

Was die Werkbundsiedlung betrifft, Frau Kollegin, so hat der Wohnbaustadtrat hier des Öfteren schon klargestellt, dass das Sanierungskonzept erstellt wird und dass die Werkbundsiedlung saniert wird. Ich kann nur raten, lesen Sie nicht nur Ihre Anfragen, bevor Sie sie abschicken, besser durch, sondern lesen Sie auch die Aussendungen des Kollegen Ludwig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Puller gestellt.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Meine Frage bezieht sich auf die Kulturpassage Karlsplatz, denn bereits im Oktober 2008 präsentierten Sie gemeinsam mit der Frau StRin Brauner die Neugestaltung der Karlsplatz- und Opernpassage. Weiters steht in der damaligen Rathauskorrespondenz, angestrebt wird ein Baubeginn im Jahr 2010.

Nun, Herr Stadtrat, das 1. Quartal im 10er Jahr ist schon verstrichen. Außer geschlossenen Geschäftslokalen ist bis dato noch nichts passiert. Daher meine Frage: Wann beginnen definitiv die Bauarbeiten beziehungsweise die Neugestaltung der Karlsplatz- und Opernpassage und wann werden sie beendet?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Die Wiener Linien haben sowohl für die Opernpassage als auch für die Karlsplatzpassage die Generalunternehmerschaft übernommen. Ich war natürlich nicht im Detail auf diese Frage vorbereitet, denn die Tabaktrafik ist am Graben, auch nicht am Schwedenplatz, daher kann ich das jetzt nur ungefähr sagen: Meinen Informationen nach ist beabsichtigt, dass im Frühjahr begonnen wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich halte Sensibilität für Kulturerbe für notwendig, das ist eine Selbstverständlichkeit. Zu der angesprochenen Werkbundsiedlung ist zu sagen, dass hier wirklich ein Kulturbarbarismus stattfindet. Der Wettlauf zwischen Sanierung und Verfall ist unentschieden bis jetzt, und ich meine, man sollte ganz dringend dieses einzigartige Kulturerbe sanieren und das nicht auf die lange Bank schieben.

Beim gegenständlichen Fall der Tabaktrafik – und nicht Tabakfabrik – würde mich interessieren, ob es Versäumnisse nachgeordneter Dienststellen aus Ihrem Bereich gibt, die dazu geführt haben, dass dieses Kulturerbe demoliert wurde.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Die Antwort kann sehr kurz sein: Nein. Denn in dem Moment, wo die Bauarbeiter dort aufgerückt sind, haben die MA 19 und das Bundesdenkmalamt, das nicht zu meinen Dienststellen gehört, gemeinsam sofort die Einstellung verfügt und erreicht. Es gab auch keine Baubewilligung der MA 37, die zwar auch nicht zu meinem Bereich gehört, aber ich habe mich natürlich informiert darüber.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage kommt von Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Also, Herr Stadtrat, wenn Sie sagen, welches Denkmal sich seinerzeit wer gesetzt hat, dann ist das doch nicht ganz ohne Bedeutung, denn ich weise noch einmal auf die 300 000 Schilling pro Quadratmeter hin, und damals waren das noch Steuergelder, weil damals die Tabakregie immerhin noch hundertprozentige Tochter der Republik Österreich war. Also es war nicht so, dass hier irgendjemand aus privater Kasse ein teures Lokal hingestellt hätte. 

Aber Sie haben jetzt das Tabakblatt angeschnitten. Es ist ja Gott sei Dank noch da. Das war dieses Gussblatt über dem Eingang. Ich hoffe nur, dass diesmal mehr Glück beschieden ist, denn beim ersten, als das entstanden ist, musste man viermal gießen, bis es dem Herrn Architekten Hollein genehm war, und auch das hat viele Steuergelder gekostet. 

Sie sagen, man muss hier schon Sensibilität in einer Schutzzone aufbringen. Da gehe ich mit Ihnen konform, gerade wenn es um Denkmalschutz, um Ensembleschutz und so weiter geht – ich habe das vermisst, als es Grinzing, Kahlenbergerdorf war –, aber bleiben wir näher bei dieser Trafik. Da frage ich mich, wie kann Peek & Cloppenburg jetzt dieses Projekt in die Kärntner Straße hineinbauen, also in einen wirklich äußerst sensiblen Bereich, und wie konnte Sacher den Dachausbau machen in diesem äußerst sensiblen Bereich, wenn Sie Befürchtungen hegen, dass wir hier Schutzzonen zerstören?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Ich habe mich ohnehin gewundert, dass gerade die FPÖ sich um ein Hollein-Portal Sorgen macht, denn wie ich weiß, ist der Architekt Hollein bei Ihnen ja wie der Gottseibeiuns. Ich kann mich noch sehr gut erinnern, wie die FPÖ aufgetreten ist bei der Errichtung des Haas-Hauses, wenn wir schon Geschichtsforschung betreiben, Frau Kollegin. Das Haas-Haus ist mittlerweile eine der Ikonen, und der Stephansplatz mit dem Haas-Haus ist einer der schönsten Plätze, die man vor gotischen Kathedralen finden kann – weltweit. Daher ist auch alles, was im Rahmen und im Bereich dieses Hauses passiert ist, Bestandteil des Wiener Weltkulturerbes und daher auch schützenswert.

Worum es dabei aber schon geht – weil Sie immer so auf Ordnung und Zucht und so weiter Rücksicht nehmen und Ihre Partei immer will, dass Vorschriften eingehalten werden: Gut. Was halten Sie denn dann von einem Bauherren, der ohne Baubewilligung einfach anfängt? Gar nichts. Eben. Und genau das ist dort passiert. Wenn man auf die Hausordnung in Wien schaut, gehört das auch dazu, dass niemand, egal, ob er jetzt ein Kleingärtner ist oder eben eine große internationale Tabakfirma, etwas unternehmen kann, was nicht durch die Stadt genehmigt ist. Genau darauf schauen wir.

Und wenn Sie Peek & Cloppenburg anführen. Auch da hat es mich gewundert, dass über mittlerweile drei Jahre Bekanntheit dieses Projektes die FPÖ bisher geschlafen hat. Im Grunde bin ich ja froh, dass die FPÖ dagegen ist, denn da kann man besser differenzieren zwischen dem, was Sie von Architektur und Stadtgestaltung wissen, und dem, was wir darunter verstehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 5. Anfrage.

Die Fragestunde ist damit geschlossen, und wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Kein zweites Drogenzentrum auf der Wieden – FPÖ wehrt sich mit den Bürgern" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mag Gudenus, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte schön.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schönen guten Morgen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!
Das Thema der Aktuellen Stunde „Kein zweites Drogenzentrum auf der Wieden – FPÖ wehrt sich mit den Bürgern" haben wir heute gewählt, um eben auch das typische Darüberfahren der SPÖ aufzuzeigen und die Taktlosigkeit gegenüber den Bürgern, im speziellen Fall jetzt im 4. Bezirk. Die Sorgen der Bürger, die berechtigten Sorgen, sind der SPÖ anscheinend egal. Aber wir wollen auch die Feigheit und das Schweigen der ÖVP aufzeigen, die sich viel mehr wehren könnte, als sie es bis jetzt tut.

Ganz kurz zu den Fakten. Im Jänner wurde anscheinend der Beschluss gefasst, den Ganslwirt vom 6. Bezirk vorübergehend auf die Wieden zu verlegen – das ist einmal die offizielle Version –, weil eben der Wiener Drogenbeirat eine Studie in Auftrag gegeben hat, dass 200 bis 300 suchtkranke Personen eine Tagesbetreuung brauchen. Unter dem Titel TaBeNo, das heißt, Tageszentrum, Betreuung, Notschlafstätte, wird eben hier ein zweiter Ganslwirt auf der Wieden geschaffen. Es wird auch als nichtbettenführende Krankenanstalt bezeichnet. Die Eröffnung soll schon im April, also eigentlich in einigen Tagen, erfolgen. Es soll 26 Notschlafbetten geben, auch die Straßensozialarbeiter sollen schon zu arbeiten anfangen, und im Juni sollen auch die Beratungsstelle für die Junkies und die Tagesplätze zur Verfügung stehen. 

Es heißt hier offiziell, es handelt sich nur um ein Provisorium von maximal eineinhalb Jahren, bis der Ganslwirt im 6. Bezirk hergerichtet ist. So heißt es. Der Mietvertrag dort ist befristet, heißt es, aber befristete Verträge kann man auch verlängern, wie wir wissen, und der Mietvertrag wurde privat geschlossen. Das heißt, es war hier anscheinend kein Gemeinderatsbeschluss notwendig. 

Aber da ist schon die Kritik zu erheben, seitens der Bürger vor allem, aber wir tragen sie mit. Die Entscheidung wurde anscheinend Ende Jänner 2010 getroffen. Laut Drogenkoordinator Dressel wurde die Bezirksvorsteherin Reichard unmittelbar danach informiert, was sie bestreitet. Es ist schon eine Frage des politischen Stils, dass hier keine Information der Bürger stattfindet, dass hier einfach drübergefahren wird, dass die Bürger einfach nicht informiert werden, dass sie einfach vor vollendete Tatsachen gestellt werden, dass im Endeffekt das Drogenzentrum hier auf der Wieden implantiert wird und die Bürger das fressen müssen. Und das ist eine Frage des politischen Stils, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Ich möchte eines klarstellen und vorausschicken: Wir wollen auch drogenkranken Menschen helfen. Wir sind natürlich für eine Heilung und auch für eine Hilfestellung. (GR Kurt Wagner: Ihr Helfen, das kennen wir schon!) Es handelt sich hier um arme Menschen, überhaupt keine Frage. Das sei auch Ihnen gesagt, Herr Kollege Wagner, weil Sie uns ja immer vorwerfen, dass wir hier Hetze betreiben. Im Gegenteil, es gehört diesen kranken Menschen geholfen (Neuerlicher Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) – hören Sie bitte zu –, weil sie oftmals unverschuldet in diese Lage geraten sind. Klar, diese drogenkranke Menschen gehören nach Möglichkeit geheilt. Wir fordern daher auch als FPÖ mehr Therapieplätze, aber bitte in den Spitälern, denn wir wollen nicht mehr Ganslwirte. Dealer gehören bekämpft und auch bestraft, deswegen fordern wir auch eine Antidrogenpolizei, aber wenn man so ein Zentrum einrichtet, dann doch bitte nicht im 4. Bezirk! Warum gerade auf der Wieden? Das müssen Sie einmal erklären. (GR Kurt Wagner: Typisch Florianiprinzip!) Florianiprinzip, na Entschuldigung. Die Wieden ist der Bezirk, der am meisten betroffen ist vom Drogenproblem, eingekreist von Drogenzentren. (GR Kurt Wagner: Sie wollen helfen, aber gleichzeitig darf das nirgends sein!) Sie werden eingekreist im 4. Bezirk, und das ist eben ein weiterer Anschlag der SPÖ auf die Sicherheit der Bürger hier im 4. Bezirk, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das muss man sehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Bürger sind strapaziert genug. Die Kinder der Volksschule Elisabethplatz sind gefährdet, ebenso ältere Menschen in der Nachbarschaft, Geschäfte. Das Drogenzentrum ist umgeben von einer Bank, einer Apotheke. Und die Frage ist schon berechtigt: Gibt es jetzt im großen Wien keinen anderen Platz als den Wiedner Gürtel 16? Gibt es im großen Wien keinen zweiten Platz? Ich meine, das ist ja wohl ein Scherz. Gerade im 4. Bezirk, wo die Bürger schon strapaziert genug sind, soll hier ein zweites Drogenzentrum entstehen. Das kann ja keiner verstehen. (GR Kurt Wagner: Das ist unwahr! Sie sagen hier bewusst die Unwahrheit!) 

Den Karlsplatz haben wir schon, und schon seit 30 Jahren leidet die Bevölkerung unter dem Problem am Karlsplatz. Seit 30 Jahren! Ich bin dort aufgewachsen und war auch ein Jahr dort in der Volksschule, drei Jahre am Elisabethplatz, und habe das mit eigenen Augen verfolgt. Das ist ein Schandfleck im Zentrum Wiens, den Sie zu verantworten haben, und das müssen Sie den Bürgern auch erklären. (Beifall bei der FPÖ.) Das größte Drogenzentrum Österreichs haben Sie zu verantworten. (GR Kurt Wagner: Sie tragen überhaupt keine Verantwortung!) Es reicht den Bürgern.
Und ich sage Ihnen eines – das wissen Sie ja und damit spielen Sie ja auch: Der Wiener ist im Prinzip ein geduldiger Mensch, aber irgendwann einmal reicht es. Ein zweites Drogenzentrum auf der Wieden – da hat der Wiedner und der Wiener die Nase voll. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Szene am Karlsplatz wächst. Sie sagen dauernd, die Szene schrumpft, jetzt wird alles besser. Es wird schöngeredet, kleingeredet. Man braucht ja nur mit offenem Auge durch die Passage zu gehen oder oben drüber. Mittlerweile treiben sich beim Aufgang Bösendorferstraße ja schon 30 bis 50 Drogensüchtige jeden Tag auf offener Straße herum. Der ganze Aufgang wurde eigentlich von Drogensüchtigen okkupiert. Es gibt aber nach und nach nur leere Versprechen der SPÖ und auch der ÖVP.

Was wurde im 4. Bezirk getan vor zwei, drei Wochen? Da wurde ein Dreiparteienantrag beschlossen – SPÖ, ÖVP, Grüne – bezüglich Ausweitung der Zahl der Sozialarbeiter am Karlsplatz. Wird dann die Drogenszene kleiner werden oder wird sie wachsen? Sie wird ja wohl eher wachsen, und das haben Sie zu verantworten, meine sehr geehrten Damen und Herren. Die Süchtigen werden bleiben und die Geschäftsleute müssen gehen. Ich meine, das versteht ja wohl überhaupt niemand, das ist ja wohl ein Hohn. Die Süchtigen verdrängen die Leistungsträger hier am Karlsplatz in der Passage. Und da haben Sie voll versagt. Das ist Ihre Politik, die Sie niemandem erklären können. 

Was macht die SPÖ jetzt, anstatt den 4. Bezirk von diesem Problem zu befreien? Sie errichten ein neues Drogenzentrum am Wiedner Gürtel. Was würde man sich eigentlich erwarten von der Bezirksvorstehung im 4. Bezirk? Dass sich doch die Bezirksvorstehung, wenn Sie schon nicht von der SPÖ ist, denn dann müssten wir wohl klein beigeben, ein bisschen auf die Hinterfüße stellt und sich mit den Bürgern dagegen wehrt. Aber leider passiert das auch nicht. Man würde sich erwarten, dass es einen lauten Aufschrei gibt, aber das passiert hier nicht. Die Spitze schweigt, aber viele in der ÖVP regen sich auf. Man muss auch feststellen, dass die ÖVP hier auf der Wieden gespalten ist. Auch die Bezirksvorsteherin Stenzel traut sich mittlerweile heraus und sagt, der Karlsplatz ist ein Skandal, und die Drogenszene gehört vom Karlsplatz beseitigt. Vielleicht sollte die Bezirksvorsteherin Stenzel ihre Kollegen auf der Wieden auch überzeugen. (GR Kurt Wagner: Das ist wirklich eine leicht durchschaubare Politik!)

Gestern Abend hat ein Infoabend im Amtshaus stattgefunden. Das war schon mal ein erster Schritt in Richtung Information. Das ist zu begrüßen, überhaupt keine Frage. Der Leiter dieses Projekts TaBeNo ist dort Rede und Antwort gestanden. Der Herr Drogenkoordinator war auch anwesend, der Drogenbeauftragte auch. Das war alles sehr nett, aber der wurde informiert, als es in Wirklichkeit zu spät war. Die Sache ist eigentlich gelaufen, man kann nichts mehr tun. Die Bürger wurden vor vollendete Tatsachen gestellt. Alles wurde nur schöngeredet, beschwichtigt, verharmlost. Das ist die typische Taktik der SPÖ, wie wir sie in Wien schon oft angetroffen haben. 

Wenn die Frau StRin Wehsely heute in der Fragestunde gemeint hat, Straches Mannen waren bei der Infoveranstaltung, und wir halten die Leute dort für blöd, da sieht man in Wirklichkeit ihre Abgehobenheit und ihre Ignoranz. Dort waren viele besorgte Bürger, dort war der Obmann des Elternvereins Elisabethschule, der seine Sorge geäußert hat, da waren viele Anrainer, Eltern, Senioren, Geschäftsleute. Aber diese Leute werden von Ihnen schon für blöd verkauft, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ. Von Ihnen werden diese Leute für blöd verkauft und nicht umgekehrt. Und von der SPÖ war bei dieser Infoveranstaltung gar keiner anwesend, wo waren Sie eigentlich, Herr Kollege Wagner? Waren Sie dort? Ich habe Sie nicht gesehen, ich habe Sie nicht gehört. Die SPÖ war auf Tauchstation. Warum war Sie auf Tauchstation? Nicht einmal eine Wortmeldung hat es gegeben, weil es Ihnen peinlich und unangenehm ist in Wirklichkeit. Es gab keine Wortmeldung, Sie haben den Kopf eingezogen, Sie stehen nicht zu Ihren Entscheidungen. Das ist es! (Beifall bei der FPÖ.) 

Waren Sie anwesend? Wenn ja, haben Sie geschwiegen. Tauchstation. Ein feiges Verhalten. Es braucht eben den Mut der Bürger, es braucht beherztes Verhalten der Bürger. Gott sei Dank gibt es eine Bürgerinitiative, die sich gegründet hat, unabhängig von uns, die wir aber unterstützen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Diese Unabhängigkeit schau ich mir an!) Wir sammeln auch gemeinsam mit den Bürgern Unterschriften. Gestern haben schon viele Leute unterschrieben, weil es hier eben Kritik gibt an dieser fehlgeschlagenen Informationspolitik, weil die Bürger eben eingebunden werden wollen, aber nicht eingebunden werden. Sie machen ja alle möglichen Volksbefragungen und Unterschriftsaktionen in den letzten Monaten mit Themen, die eigentlich Nebensache sind, aber bei wirklich wichtigen Themen wollen Sie drüberfahren und die Bürger nicht informieren. Und das wird Ihnen auf den Kopf fallen. 

Wir aber von der FPÖ nehmen die Sorgen und Ängste der Bürger ernst. Es wurde gestern oftmals die Frage gestellt: Kann man Einspruch erheben gegen dieses Drogenzentrum auf der Wieden? Leider kann man es nicht, man kann aber eines tun: Am 10.10.2010 oder früher die SPÖ abwählen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Cammerlander zu Wort gemeldet, und ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, der Herr Kollege Gudenus war gestern bei einer anderen Veranstaltung als ich. Nein, er war natürlich bei derselben, aber es ist anscheinend die Stärke der FPÖ, nicht zuhören zu können. 

Sie beklagen hier, dass es keine Wortmeldung der SPÖ gegeben habe. Vielleicht haben Sie es auch nicht gehört, dass am Anfang der Veranstaltung gesagt wurde: Bitte, keine politischen Statements, es ist ein Informationsabend. Es haben sich alle Fraktionen daran gehalten außer der FPÖ. Und als Sie sich gemeldet haben, gab es einen Aufschrei unter den Zuhörern: Nehmt ihm das Mikrofon weg!

Es waren gestern – und das ist das Bedauerliche an Ihnen – Fachleute da, es waren ExpertInnen da, etwa Dr Haltmayer, der seit 20 Jahren leitender Arzt im Ganslwirt ist. Die AnrainerInnen haben zugehört, waren beeindruckt und haben auch Vertrauen gefasst. Es waren drei Personen der Exekutive anwesend, und ich habe nach der Veranstaltung mit einer Gruppe von AnrainerInnen gesprochen, die mir sagten: Fein, dass wir diese Informationen von Fachleuten bekommen haben, sie haben uns unsere Ängste genommen. 

Sie haben überhaupt kein Interesse an Drogenpolitik. Ich habe Sie in all den Jahren nie bei einer Veranstaltung gesehen, wo Fachleute, wo Experten über dieses Thema diskutiert haben. Sie machen auf dem Rücken von kranken Menschen und der Bevölkerung eine ganz miese Politik. 

Ich freue mich, dass es dieses Tageszentrum gegeben wird, und international, bis hin zur europäischen Drogenkoordinatorin, wird man Ihnen sagen, Tageszentren müssen dort gemacht werden, wo sich die Leute aufhalten, an den Hotspots. Nur so wird die Bevölkerung geschützt, nur so wird man der Bevölkerung helfen, kranke Leute nicht im öffentlichen Raum zu haben. Und wenn die Drogenkoordination nun endlich dieses Tageszentrum macht, dann sollten wir froh sein und das unterstützen, so wie es auch die Bezirksvorsteherin tut, allerdings, wie Sie sagen, nicht von allen ÖVP-KollegInnen unterstützt. 

Wenn es nun heißt, dass dieses Zentrum in zwei Jahren wieder geschlossen wird, weil ein anderes kommt, möchte ich Ihnen nur eines sagen: Bei einer Umfrage rund um den Ganslwirt sagen AnrainerInnen heute: Wir lassen uns den Ganslwirt nicht mehr wegnehmen. Schön wäre es, wenn in zwei Jahren, wenn man sieht, es gibt einen Bedarf, auch AnrainerInnen auf der Wieden sagen würden: Es hat sich die Lage im öffentlichen Raum beruhigt. Es wird den Menschen geholfen, und wir stehen dazu, dass es mehr solche Tageszentren gibt. 

Sie verletzen mit Ihrer Politik die Menschenrechte, denn auch kranke Menschen haben dieselben Rechte wie Sie mit Ihrer grauenvollen Politik. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau Kollegin Praniess-Kastner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich schätze die Kollegin Cammerlander sehr als sich für Soziales Einsetzende, aber es tut mir leid, liebe Heidemarie, ich wohne beim Ganslwirt, ich habe diese Aussagen noch nicht gehört, dass wir uns den Ganslwirt nicht wegnehmen lassen wollen. Und wenn man sich in der Bevölkerung dort in dem Grätzel umhört, gibt es auch vielfältige Probleme. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich zum Thema kommen, Wiedner Gürtel, und vielleicht zur Historie Stellung nehmen und wie es dazu gekommen ist. 

Frau Stadträtin, ich habe heute in der Fragestunde schon angesprochen, dass Sie ausdrücklich die Kooperation mit der Exekutive gelobt haben – das finde ich auch sehr gut –, und Sie sprechen von bereichsübergreifenden Lösungen. Der verstärkte Einsatz der Polizei ist natürlich notwendig, um kriminelle Drogenbanden zu zerschlagen und nicht weiter in der Stadt am Karlsplatz oder wo auch immer zu halten. Das ist klar, und das ist die eine Seite. Nur die andere Seite, das ist die soziale Seite, das ist die Seite, sich um Drogenkranke zu kümmern, und das ist Ihre Aufgabe und nicht die Aufgabe der Polizei. Dafür sind Sie ganz alleine zuständig, und da gibt es ein ganz, ganz grobes Versagen dieser Stadtregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie sprechen von Präventionsangeboten, und ich gebe ihnen recht. Der spielzeugfreie Kindergarten ist eines der nötigen Präventionsangebote, aber es ist eben nicht flächendeckend eingesetzt, und daher haben wir leider mit diesen Problemen zu kämpfen. 

Der Drogenbeirat, das ist ja fast ein Geistergremium, denn es sitzen zwar wir PolitikerInnen drinnen, auch jene der Oppositionsparteien, und alle handelnden Experten und Expertinnen in dieser Stadt, aber was wir dort vorgelegt bekommen, sind seltsame Studien – ich werde dann gleich ein Beispiel dafür anführen –, aber diskutiert wird im Drogenbeirat nicht, weder mit den ExpertInnen noch mit den PolitikerInnen. Das heißt, die Stadt verweigert die Diskussion zur Drogenproblematik, aber dass es ein Problem in dieser Stadt gibt, glaube ich, werden wir alle gemeinsam nicht leugnen können. 

Es wurde letztes Mal eine Studie „Suchtkranke im öffentlichen Raum" präsentiert, und da wurde angemerkt, dass sich die Mehrzahl der Gruppen ruhig verhält – ich möchte gerne wissen, woher dann die Berichte der Polizeieinsätze, die wir täglich in den Tageszeitungen finden, rühren – und – darauf möchte ich dann zu sprechen kommen – dass die Mehrzahl der Gruppen toleriert wird. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich frage Sie: Wer toleriert diese Gruppen am Karlsplatz? Wir haben da wirklich ein massives Problem. Die Geschäftsleute, wissen wir, werden abgesiedelt. Die tolerieren das nicht. Die PassantInnen tolerieren diese Szene nicht, und die Eltern der ansässigen evangelischen Schule, die eine Schutzzone verlangt haben, tolerieren das auch nicht. Die Einzigen in dieser Stadt, die diese Szene dort tolerieren, das ist die SPÖ-Stadtregierung, die da nämlich den Kopf in den Sand steckt. 

Meine Damen und Herren! Es wird uns im Drogenbeirat auch erzählt, dass die Zahl der Drogenkranken stabil bleibt. Ich frage, woher dann die Zahlen der Spritzentauschaktion kommen, die sich in den letzten vier Jahren verdoppelt haben. 

Und jetzt komm ich auch schon zum Wiedner Gürtel, zu unserem Thema, wo ja an und für sich der Ganslwirt 1, der ja im zweiten Halbjahr 2011 eröffnet werden soll in der Wallgasse, eine Entlastung versprochen hat. Wenn uns in Zahlen weisgemacht wird, dass das Problem sich nicht verdoppelt, woher kommt es dann, dass wir plötzlich eine Ausweiche im 4. Bezirk brauchen? 

Meine Damen und Herren, auch bei Gutgläubigkeit drängt sich da der Verdacht einer Parallele zum Ganslwirt 1 auf. Warum? Die BürgerInnen wurden damals auch nicht informiert, sondern vor vollendete Tatsachen gestellt. Dass die Opposition nicht informiert wird, das sind wir ja sowieso gewöhnt. Das heißt, es gibt eine Politik des Drüberfahrens von dieser SPÖ-Stadtregierung. 

Und zur FPÖ, die behauptet, sie seien die Einzigen, die Bürgeranliegen vertreten: Also seien Sie mir nicht böse! Sie wiegeln die Bürger auf, Sie machen Druck, Sie machen schlechte Stimmung. Dafür sind wir nicht zu haben. Sondern im Gegensatz dazu sind wir die einzige Partei, die etwas tut, und das ist der Grund, weshalb diese Einrichtung jetzt auf den Wiedner Gürtel kommt. Die SPÖ versagt kläglich in ihrer Politik. Wir brauchen uns nur die Pankahyttn anzuschauen. Da musste der SPÖ-Bezirksvorsteher zurücktreten, weil die SPÖ es einfach nicht kann. 

Daher kommt diese Einrichtung jetzt in einen ÖVP-Bezirk, weil wir die Einzigen sind, die die Anliegen der BürgerInnen ernst nehmen, aber im Gegensatz zu Ihnen die Bürger nicht aufhetzen, im Gegensatz zur Stadtregierung die Bürgeranliegen nicht negieren, sondern sie ernst nehmen, Lösungen anbieten, und wir damit beweisen, dass wir es können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Laschan. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte auf eine prinzipielle gesellschaftliche Situation eingehen. Wenn wir uns die Tierwelt anschauen, dann ist es dort so, dass nur die Starken überleben und die Schwächeren zugrunde gehen. Wenn kleine Kinder zum Beispiel auf der Straße ein krankes Vogerl sehen und es mit nach Hause nehmen wollen aus dem Impuls heraus, helfen zu wollen, dann sagen die Großväter und die Großmütter: Lass es! So ist es eben! Die Natur ist eben grausam. 

Eine menschliche Gesellschaft ist aus heutiger Sicht danach zu bewerten, wie sie mit den Schwächsten aus ihren Reihen umgeht. Vor dieser Erkenntnis gibt es schon seit Jahren quer durch alle politischen Lager die Diskussion um die Individualisierung der Gesellschaft. Das eine Extrem ist die unbedingte Selbstverwirklichung und Selbstdarstellung, die Ellbogengesellschaft, das Pyramidenspiel, das Glücksspiel mit dem Geld anderer Leute, was letztendlich in die aktuelle Finanzkrise und die daraus resultierende Weltwirtschaftskrise gemündet hat. 

Die extreme Individualisierung stellt sich aber auch im alltäglichen Leben dar. Zwischenmenschliche Beziehungen sind in Auflösung. Wenn ein Mensch zusammenbricht, bewusstlos wird, schauen andere lieber weg, leisten keine Erste Hilfe. Diese Meldungen haben sich in den letzten Jahren gehäuft. 

Niemand will eine Kläranlage oder eine Müllverbrennung in seiner Wohnumgebung haben, obwohl die Notwendigkeit solcher Einrichtungen anerkannt und unumstritten ist, und niemand will ein Obdachlosenheim oder eine Einrichtung für Drogenabhängige in der Nachbarschaft haben. Hier wird dann manchmal auch von einzelnen Gruppierungen die Notwendigkeit bezweifelt. Da kommt dann schnell die Schuldfrage – der ist doch selber schuld an seiner Situation, er soll schauen wo er bleibt –, und diese Schuldfrage – sie kommt auch manchmal unterschwellig und nicht so direkt – ist im Gesundheitswesen eine zutiefst gesellschaftspolitische und ideologische, denn die Unterstellung der individuellen Schuld an einer Erkrankung dient konservativen Kräften als Rechtfertigung für die individuelle Kostenverantwortung, zum Beispiel als Rechtfertigung für noch mehr Selbstbehalte. Also kurz gesagt: Wenn du krank bist, bist du selber schuld, und weil du selber schuld bist, musst du auch selber zahlen für deine Gesundung. Geh doch in ein Wellnesszentrum und finanziere dir das selber. 

Mein Berufsethos als Ärztin verbietet mir zu hinterfragen, ob ein kranker, hilfsbedürftiger Mensch arm oder reich ist, religiös oder nicht religiös ist, schwarz oder weiß ist, ob er rot, grün oder blau ist, versichert oder nicht versichert, ich habe ihn nach bestem Wissen und Gewissen zu helfen. Das Gleiche gilt aus meiner Sicht für eine Kommune wie die Stadt Wien. Die Stadt ist nicht nur den Reichen, Schönen und Anständigen verpflichtet, sondern auch den sozial Schwächeren, den Benachteiligten und den mitunter Schwierigen, zum Beispiel manchmal den Drogenkranken, die mitunter schwierig sind. 

In Wien wurden durch jahrzehntelange konsequente Arbeit Einrichtungen und Programme etabliert und weiterentwickelt, die weltweit ihresgleichen suchen. Da darf man aber nicht die Prävention, die niederschwellige Arbeit und die Therapie vermischen. Das sind völlig unterschiedliche Bereiche.

Der Ganslwirt und diese niederschwelligen Projekte zeichnen sich dadurch aus, dass sie eben leicht erreichbar sind, dass sie dort sind, wo auch die Suchtkranken sind. Das heißt, man kann ein niederschwelliges Tageszentrum nicht in Biedermannsdorf machen, wenn man die Suchtkranken aus Wien erreichen will. Ein Ganslwirt dient der Schadensbegrenzung, nämlich, dass Menschen keine Folgeerkrankungen bekommen, dass sie nicht auf der Straße schlafen müssen und dass sie unter Umständen auch – und das ist dann das Fernziel – in eine Therapie kommen. 

Die FPÖ zeigt mit dem Titel dieser Aktuellen Stunde wieder einmal, wie ihre Politik ist. Die Sorge und Ängste von Anrainern werden verstärkt und instrumentalisiert mit dem Ziel, die Gesellschaft zu entzweien in gut und böse, in fleißig und faul, in inländisch und ausländisch und in vermeintlich gesund und krank. Ich möchte aber ein Teil einer Gesellschaft sein, in der auch die Schwächsten mit Respekt behandelt werden, ein Teil einer Gesellschaft, in der es einen Grundkonsens der Solidarität gibt. Und für eine solche Gesellschaft lohnt es sich, immer wieder einzutreten und Überzeugungsarbeit zu leisten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorerst möchte ich vielleicht einen Satz zur Frau Kollegin Praniess-Kastner sagen. Sie wissen aber auch ganz genau, dass die Initiative bezüglich dieses Drogenzentrums am Wiedner Gürtel nicht alleine von der FPÖ kommt, sondern auch aus sehr hohen ÖVP-Kreisen. Und ich glaube, das sollten Sie auch wissen, wenn Sie schon nicht wissen, was in Ihrer Partei genau vorgeht. Ich weiß es. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber lassen Sie mich bitte zur Drogenpolitik einiges sagen. Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wenn ich mir Ihre Erfolgsbilanz der letzten zehn Jahre ansehe, dann muss ich schon einiges dazu sagen. 

Erstens: Es ist mir unbegreiflich, dass Sie nach dieser Bilanz, die ich Ihnen jetzt ein bisserl näherbringen werde, nicht irgendwie von Ihrem Drogenkonzept abrücken. 

Schauen wir uns einmal die Bilanz an. 7 000 Spritzen werden heute täglich in Wien getauscht. Alle 1,5 Minuten spritzt sich heute in Wien ein Drogensüchtiger bereits Heroin. Das ist Ihre Erfolgsbilanz, Frau Stadträtin, und da sprechen Sie von einem erfolgreichen Drogenkonzept. Wissen Sie, ich kann Sie bei Gott genau in dieser Sache nicht verstehen. Gehen Sie nirgends hin? Wissen Sie nicht, was sich in Wien wirklich abspielt? 

Sie haben in Ihrer zehnjährigen Bilanz auch noch eines geschafft: Dass wir nicht einen Karlsplatz haben, wir haben ja schon viele Karlsplätze – ich habe Ihnen das schon öfter gesagt –, wir haben einen Schottenring, wir haben einen Schwedenplatz, wir haben die U-Bahn-Stationen, wobei viele dieser Plätze heute rund um die Uhr schon nur mehr Drogenumschlagsplätze sind. Es fürchten sich schon die Leute, wenn man über gewisse Brücken im 2. Bezirk geht, die Sie persönlich auch kennen sollten, die Augartenbrücke, zum Beispiel. Sie fahren mit dem Auto drüber, das ist ein Fehler. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich gehe dort immer wieder, habe ich gesagt!) Aber mit Sicherheit nicht alleine. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber trotzdem: Das ist Ihre Bilanz. Das ist Ihre Erfolgsbilanz einer zehnjährigen Drogenpolitik. 

Aber was machen Sie jetzt in Zukunft? Ihnen ist an und für sich nichts eingefallen. Vorher in meiner mündlichen Anfrage, die ich an Sie gestellt habe, haben Sie ja schon fast gejubelt, Frau Stadträtin, als Sie gesagt haben: Eine Erfolgsbilanz, wir tauschen Spritzen. 7 000 Spritzen am Tag! Sagen Sie mir, was ist das für ein Erfolg? Entschuldigen Sie bitte, wenn ich heute so eine Steigerung beim Spritzentausch habe und wenn immer mehr Leute zu den Spitzen greifen, dann ist das doch ein Zeichen dafür, dass ich eine verfehlte Politik habe. Es ist nicht so, dass man jetzt weniger Spritzen tauscht, dann Sie von einer Erfolgsbilanz sprechen. Das ist Ihr Problem. (Beifall bei der FPÖ.)
Was machen Sie in Zukunft, Frau Stadträtin? Da sind Sie uns sehr viele Antworten schuldig geblieben. Ich glaube, Sie werden gar nichts machen. Wenn man sich heute anschaut, dass in Therapieeinrichtungen, wo ja die Leute von den Drogen wegkommen sollen, auch schon gedealt wird, dann sage ich Ihnen, dann sind Sie aber wirklich am Ende mit Ihrer ganzen Drogenpolitik. Das muss man auch einmal klar und deutlich sagen, Frau Stadträtin. 

Wenn heute in diesen Therapieeinrichtungen auch gedealt wird, dann will ich Ihnen eines sagen, Frau Stadträtin: Ändern Sie wirklich Ihre Meinung zur Wiener Drogenpolitik! Setzen Sie wirklich andere Sachen um. Greifen Sie zum Beispiel die so genannte Zwangstherapie auf, wie wir sagen. Sie sagen immer nur Zwangstherapie, aber wir sagen Zwangstherapie mit begleitenden Maßnahmen. Und warum? Sie können heute nicht zu einem Drogenkranken sagen, geh, komm auf einen Entzug, und in zwei Tagen geht der wieder weg, weil es ihm einfach nicht mehr gefällt oder weil es ihm zu hart ist. Sie müssen diese Menschen dort anhalten, aber Sie müssen ihnen auch die Chance geben, dass Sie nachher sagen: Okay, wir helfen ihnen, wir werden auch Schritte setzen wie ein betreutes Wohnen, soziale Umgebung, wo man sich um den Menschen dann auch weiter kümmert. Dann werden Sie in Zukunft auch von einer Erfolgsbilanz reden können. 

In anderen Ländern wird es bereits heute schon gemacht, genau diese Zwangstherapie mit begleitenden Maßnahmen. Nur Sie wollen es, ich weiß nicht aus welchen Gründen, noch immer nicht in Wien haben. 

Ich möchte Ihnen zum Abschluss nur eines sagen, Frau Stadträtin: Nehmen Sie diese Kritik ernst! Ändern Sie Ihre Drogenpolitik in Wien, damit wir in Zukunft keine Drogenpolitik haben, sondern eine Antidrogenpolitik! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es sind ja heute ganz richtig einige Probleme angesprochen worden, die es zu lösen gilt, und es ist unsere Aufgabe als Politikerinnen und Politiker, diese Probleme zu lösen.

Das Erste, das ich nennen möchte, ist: Wie wird die Bevölkerung informiert? Und vor allem: Wann wird sie informiert? Es ist tatsächlich so, dass oft und immer wieder zu beobachten ist, dass die Leute nicht im Vorfeld informiert werden, dass kein Dialog mit ihnen stattfindet und dann die Aufregung zu Recht eine große ist. Da würde ich mir auch wünschen, dass sich in diesem Punkt viel ändert, nämlich dass frühzeitig informiert, dass ein Dialog geführt wird und dass Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, sich die Mühe machen, die Leute zu überzeugen und die Leute zu informieren, sodass sie sich danach wirklich auskennen. Sie fürchten sich vor der FPÖ in einem derartigen Ausmaß (Beifall von Gemeinderäten der FPÖ.), dass die Bürgerinnen und Bürger auf der Strecke bleiben bei dieser Form der Reaktion Ihrerseits. Das ist nicht akzeptabel, ich halte das nicht für richtig. 

Zweiter Punkt: Wir haben in Wien eine Straßenszene, und diese Straßenszene wird sich weder durch gutes Zureden vertreiben lassen noch durch die Polizei. Es macht keinen Sinn, diese Straßenszene in der Gegend herumzuschicken, zu vertreiben und zu verfolgen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der SPÖ, jetzt wende ich mich an Sie. Ich habe von Ihnen in den 19 Jahren, die ich in diesem Haus verbracht habe, noch nie auch nur einen einzigen Vorschlag gehört, was man jetzt tatsächlich mit jenen Drogenkranken tun soll, die sich in der Straßenszene finden. (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben wir ja gesagt! Gerade wurde das gesagt!) Die Fachleute sind der Meinung, dass die Zwangstherapie nicht funktioniert. Nicht ich meine das, sondern die Fachleute. Wenn Sie einen Vorschlag haben, und man lässt sich darauf ein und man probiert das mit einigen wenigen Leuten einmal aus, habe ich auch dagegen nichts einzuwenden. Aber die Antwort, die wir zu geben haben, ist die Antwort auf das Problem: Was machen wir mit diesen verelendeten Menschen, die ein hohes Risiko eingehen, viele verschiedene Substanzen zu sich nehmen, die in der Folge oft obdachlos sind und die resistent sind, therapieresistent sind? Da muss man auch eine Antwort geben. Und die Antwort, die die Stadt Wien gegeben hat, war Ganslwirt, und das war eine gute und richtige Antwort, weil es eine niederschwellige Angelegenheit ist und man die Leute dort hinbekommt. Und das TaBeNo wird ebenso eine gute Antwort sein wie der Ganslwirt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Aber der Ganslwirt könnte sehr viel besser sein, als er derzeit ist, würde man es ihm möglich machen, eine Erweiterung um einen Konsumraum durchzuführen. Man kann das nicht oft genug sagen. Denn zu den größten Probleme in der Folge zählen ja Begleitumstände, die Beschaffungskriminalität heißen, die Beschaffungsprostitution heißen, und auch zu diesen Punkten müsste man eine eindeutige Antwort geben. Doch diese Antwort steht aus, meine Damen und Herren von der SPÖ, weil Sie zu feig sind, die richtige Antwort zu geben. 

Daher abschließend noch einmal: Die Grünen fordern Konsumräume und erwarten etwas mehr Mut von Seiten der SPÖ in diesem sehr, sehr wesentlichen Punkt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zunächst einmal zum Herrn Kollegen Lasar. Es dürfte sich noch nicht ganz herumgesprochen haben, aber ich trage gerne zur Klarheit bei. Die ÖVP ist geschlossen gegen den Standort am Wiedner Gürtel. Das ist also überhaupt keine Frage, das ist nicht der richtige Standort, und es ist genauso, wie es die Frau Kollegin Praniess-Kastner gesagt hat: Überall dort, wo die ÖVP Verantwortung trägt, dort nimmt sie diese Verantwortung wahr und versucht, Probleme, wo sie auftreten, auch zu lösen.

Das unterscheidet uns nicht ganz unwesentlich von der FPÖ, der ich es auch nicht abspreche, dass sie zumindest den Versuch unternimmt, bestehende Probleme zu lösen. Die bisherigen Versuche waren allerdings untauglich. Es reicht sicherlich nicht aus, die Probleme, die wir haben, kleinzureden. Wir haben es von der Frau StRin Wehsely heute bereits in der Fragestunde gehört: Die SPÖ hat die besten Ideen, die besten Methoden, es gibt die größte internationale Anerkennung, das Problem ist nur, die Realität schaut ganz anders aus, und wir dürfen uns mit dem Status quo nicht zufriedengeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Wenn Sie sagen, eine Drogenszene wird es immer geben, dann sage ich, ja. Solange Sie die Verantwortung haben und eine schlechte Gesundheitspolitik machen, eine unzureichende Integrationspolitik und eine unzureichende Sozialpolitik, solange werden wir diese Drogenszene in Wien wirklich immer haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Dort, wo die ÖVP Verantwortung trägt, wie zum Beispiel in der Sicherheitspolitik, passiert ja wahnsinnig viel. Wir haben eine Polizeiinspektion an diesen Hotspots bekommen, wir haben eine Schutzzone vor der evangelischen Schule am Karlsplatz, und die Polizei hat es durch sehr konsequentes Auftreten geschafft, den Drogenhandel zurückzudrängen. Wir haben in nur eineinhalb Monaten – Sie können das nachlesen im Bericht des Drogenbeirates, damit Sie nicht glauben, der Ulm geht da mit eigenen Zahlen an die Öffentlichkeit – durch unsere Polizistinnen und Polizisten 6 498 Identitätsfeststellungen gehabt, 320 Festnahmen und 203 Suchtmittelsicherstellungen. Das Drogenproblem kann aber sicher nicht allein durch die Sicherheitspolitik gelöst werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich wäre ja grundsätzlich ganz bei der Frau Kollegin Dr Laschan, wenn sie da das nette Beispiel bringt vom Vogel, den man mit nach Hause nimmt, weil es so etwas wie einen Impuls gibt, helfen zu wollen. Darum geht es schon, das ist der richtige Ansatz, und es geht um die Frage: Wie gehen wir mit den Schwachen um? Aber da komme ich leider Gottes auf jenes Beispiel, das mir der Kollege Franz Ferdinand Wolf gerade erzählt hat, was ihm nämlich passiert ist, als er Organe der U-Bahn-Aufsicht darauf aufmerksam gemacht hat, dass Personen, die schwerste Probleme haben, bei kältester Temperatur einfach auf dem Boden liegen. Mehr oder weniger missmutig haben sich die Organe zu den Betroffenen hinbegeben und haben sie lediglich verscheucht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist nicht der Impuls, den ich mir vorstelle, der notwendig ist, um anderen helfen zu wollen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben dort eine U-Bahn-Aufsicht, Sie haben dort „Help U“, Sie haben dort Streetwork, aber Sie schaffen es nicht, den Drogenkranken wirklich zu helfen. Ich meine, Sie schaffen es natürlich auch nicht, den Passanten zu helfen, für die der Karlsplatze ein absoluter Angstraum ist und wo die Frau Bezirksvorsteherin Stenzel ja Gott sei Dank in sehr klaren Worten gesagt hat, dass sich dort etwas Grundsätzliches ändern muss. Aber Sie schaffen es auch nicht in Ansätzen, den Kranken effizient zu helfen. Wenn ich einen Menschen habe, der ein sichtbares Problem hat, das jeder, der mit offenen Augen durch die Opernpassage geht, erkennen kann, dann reicht es nicht aus, dass ich den verscheuche, sondern den muss ich sprichwörtlich bei der Hand nehmen und darf ihn erst wieder auslassen, nachdem es mir gelungen ist, ihn einer Therapie zuzuführen. Da muss ich motivierender wirken, als das in der Vergangenheit der Fall war. Wenn ich es geschafft habe, dem eine Wohnung zu geben, wenn ich es geschafft habe, dem eine Arbeit zu geben, wenn ich den wieder einigermaßen in die Gesellschaft eingegliedert habe, dann war ich erfolgreich mit meiner Drogenpolitik für alle Beteiligten. Mit dieser Drogenpolitik geht es sicher nicht.

Ich fordere Sie, sehr geehrte Damen und Herren in diesem Hause, auf: Haben Sie den Mut, eine neue Drogenpolitik zu wagen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wir erleben ja heute nicht zum ersten Mal eine Aktuelle Stunde, initiiert von der Freiheitlichen Partei, zu einem bestimmten Thema – bei manchen dürfte es sich um ein Lieblingsthema handeln –, und ich habe schon einige Male hier im Bereich des Wiener Gemeinderates, aber auch im Drogenbeirat die Meinung vertreten, es gibt im Bereich der Drogenpolitik gescheite Wortmeldungen, es gibt vielleicht manchmal weniger gescheite – da schließen wir uns auch nicht aus, wir haben natürlich auch nicht immer recht –, aber es gibt auch verzichtbare Beiträge im Bereich der Drogenpolitik. Und Ihre Vorstellung, meine Damen und Herren der Freiheitlichen Fraktion, gehört zu den verzichtbaren Vorstellungen. (Beifall bei der SPÖ.)
Sie erklären uns, meine Damen und Herren, Sie wollen ja diesbezüglich helfen. Na, wie schaut denn Ihre Hilfe in der Praxis aus? 

Meine Damen und Herren und Herr Kollege Gudenus! Es gibt ein altes Sprichwort: „Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm." Ich kann mich erinnern, ich habe vor mehr als 20 Jahren mit Ihrem Vater in unserem Bezirk eine ähnliche Debatte geführt (Aufregung bei GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) - gleiche Standpunkte: Es darf keine Drogenszene geben, weil man das nicht haben will und die Betroffenen soll man woanders hinbringen. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Habe ich das gesagt?) Damals wurde als Beitrag von der FPÖ, von Ihrem Vater, gemeint: „Auf die Donauinsel.“ Jetzt habe ich ihn damals gefragt: „Und was wollen Sie dann dort mit den Betroffenen tun, wenn sie auf der Donauinsel sind?“ Also gleiche Standpunkte, geschweige davon, konkrete Beiträge zu liefern!

Meine Damen und Herren! Und jetzt möchte ich Ihnen etwas anderes noch sagen, weil Sie es sich nicht merken, wenn man es Ihnen nicht öfters sagt (Weitere Aufregung bei den GRen Mag Johann Gudenus, MAIS und Mag Wolfgang Jung.):

19.9.2006: Ausbau des Therapieplatzangebots. 17.1.2007: Genügend Therapieplätze. 5.3.2007: Aufstockung der Therapieplätze. 10.8.2007: Ausbau von Therapieplätzen. 12.12.2007: Genügend Therapieplätze. 7.3.2008: Aufstockung der Therapieplätze. 21.4.2008: Ausbau der Therapieplätze. 7.7.2008, 10.10.2008, 29.10.2008, 6.11.2008, 15.12.2008, 11.5.2009, 23.7.2009 und 17.3.: Mehr Therapieplätze mit begleitenden Maßnahmen.

Meine Damen und Herren! Wollen Sie wissen, von wem das ist? Presseaussendungen der Freiheitlichen Partei hier im Wiener Rathaus! (Beifall bei der SPÖ.) Sie verlangen einen Ausbau der Therapieplätze. Jetzt bekommen Sie einen Ausbau dieser Therapieplätze. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Nein, nein!) Was ist das für Sie? - Das sind Junkies und das ist ein neues Drogenzentrum! So kann man aktiv mit einer vernünftigen Politik nicht umgehen! So geht man an kein Problem heran. So löst man keine Probleme. So hetzt man Menschen nur gegenseitig auf. Und das ist die Politik, die Sie betreiben! Sie sind auf der Suche nach einem neuen Wahlkampfthema! (Aufregung bei der FPÖ. – Beifall bei der SPÖ.)

Herr Kollege Gudenus und jetzt noch ein paar prinzipielle Bemerkungen: Wenn Sie sagen, Sie kennen die Szene am Karlsplatz so genau, dann glauben Sie mir: Ich lebe dort länger als Sie an Lebensjahren zählen. Das möchte ich Ihnen diesbezüglich sagen. Und wenn Sie sich im Prinzip nur die Statistiken anschauen - ich meine, Sie nehmen ja das Thema nicht einmal ernst, weil Sie dann ja im Drogenbeirat sitzen würden. Da schicken Sie andere Leute hinein, aber Sie machen dann die Presseaussendungen für die anderen: Null Ahnung, keine Information, keine Gespräche. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Stimmt ja nicht!) Wenn Sie erklären, am Karlsplatz explodiert die Situation (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Na sicher!), so stimmt das schlicht und einfach nicht. Im Berichtsjahr verzeichnete „Help U" 51 615 Kontakte, das gab einen Tagesschnitt von 141. Gegenüber 2008 bedeutet das einen Rückgang um 31 Prozent, zu 2007 um 42 Prozent! (Aufregung und Heiterkeit bei GRin Veronika Matiasek.) Wenn Sie sagen, die Polizei, so kann ich Ihnen auch zitieren, Sie waren ja bei der Sitzung nicht dabei, aber der Kollege Lasar: Der Herr Landespolizeikommandant Mahrer hat in der vorletzten Sitzung des Drogenbeirats sehr eindrucksvoll die Zahlen auf den Tisch gelegt und hat gesagt, es ist rückläufig. Sie kontrollieren mehr, das führt auch zu mehr Anzeigen, aber aus dem Grund eben, weil sie mehr kontrollieren. Und wenn man das sieht, dann weiß man das auch.

Und auch beim Ganslwirt, Herr Kollege Gudenus, 16 Anzeigen im Jahr 2009. Im ganzen Jahr 16 Anzeigen! Nicht, was Sie erzählen, täglich, wöchentlich Tausende – 16 Anzeigen, offizielle Beschwerden, und die sind von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern selber gerufen worden, weil es hier eine Selbstgefährdung der betroffenen Patienten und Patientinnen gab. Also Sie tun nur verhetzen! Sie zeigen nicht auf, wie es tatsächlich ist! Sie tun nur skandalisieren! Sie sind der Meinung, Sie sind eh für Drogentherapieeinrichtungen, nur wenn wir es machen, dann sind Sie dagegen.

Meine Damen und Herren und eines kann man auch nicht machen und das ins Stammbuch der ÖVP. Auch Sie haben mit Ihren Vertreterinnen und Vertretern jahrelang verlangt: Ausbau von Beratungsstellen. Jetzt machen wir das und jetzt erklärt der Herr Kollege: Die ÖVP ist geschlossen gegen diesen Standort. Ich möchte aber nicht näher darauf eingehen. Herr Kollege, klären Sie das innerhalb der ÖVP, weil ich persönliche Gespräche auch mit zahlreichen Mandataren Ihres Bezirks, nämlich des 4. Bezirks, geführt habe und es ist nicht so, dass die diesbezüglich da geschlossen gegen diesen Standort sind. Ich würde Ihnen raten, klären Sie hier die innenpolitische Meinung! (Aufregung bei GR Dr Wolfgang Ulm.)

Wenn das Drogenkonzept generell so schlecht wäre, dann frage ich mich, wieso Sie sich da nicht 1996 bis 2001, wo Sie in der Regierung gesessen sind und wo dieses Drogenkonzept bereits gegolten hat, aufgeregt haben und gesagt haben, Sie verlangen eine Änderung? Ich kann es Ihnen sagen: Ihr damaliger Vertreter, der Gio Hahn, war schwerst einverstanden mit unserem Drogenpräventionsprogramm, mit der Drogenpolitik. Ihr Abg Pfeiffer hat die gegenteilige Meinung vertreten, so wie es jetzt auch wieder ist. Also es dürfte hier keine einheitliche Meinung in der ÖVP vorhanden sein. Klären Sie das! Treten Sie mit uns gemeinsam für eine vernünftige Drogenpolitik auf und ich mache mir dann keine Sorgen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5, des Grünen Klubs im Rathaus 3, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 13 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 1, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 7 bis 13, 15 bis 17, 19, 21 bis 27, 29, 32, 34 bis 37, 42 bis 44, 46, 48 und 49 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 30 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 30, 31, 45, 47, 2, 3, 4, 5, 6, 20, 28, 33, 38, 39, 40, 41, 14 und 18. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen als erstes zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Dienstnehmervertreters in die Gemeinderätliche Personalkommission. Bevor wir über den Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden.

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage daher vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Wer von Ihnen mit meinem Vorschlag des Handhebens einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Okay, danke, mein Vorschlag ist mit der erforderlichen Mehrheit angenommen worden, einstimmig, wunderbar.

Dann kommen wir zur eigentlichen Abstimmung. Herr Paul Hladik ist als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden, die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Herrn Andreas Bauer vor.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch dieses einstimmig fest.

Nun kommen wir zu Postnummer 30 der Tagesordnung. Sie betrifft den Grundstückskauf für das Projekt Krankenhaus Nord und ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Ramskogler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum Poststück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorerst, Frau Stadträtin, möchte ich zu diesem Geschäftsstück eines sagen: Wir werden natürlich diesem Grundstückskauf zustimmen, weil wir immer gesagt haben, es ist richtig und es ist vor allem kaufmännisch richtig, ein Grundstück zu kaufen und es dann international auszuschreiben, damit wir den Bestbieter eruieren können. Aber es gibt natürlich auch Kritik. Sie haben es nicht so getan. Sie haben eine Ausschreibung getätigt, wo der Bieter hier ein Grundstück mitbringen musste.

Ich möchte jetzt nur kurz das Bundesvergabegesetz zitieren, wo drinnen steht: „Gemäß Bundesvergabegesetz § 139 Abs 2 ist ein Vergabeverfahren zu widerrufen, wenn Umstände bekannt werden, die, wären sie schon vor Einleitung des Vergabeverfahrens bekannt gewesen, zu einer inhaltlich wesentlich anderen Ausschreibung geführt hätten.“ Aber ich möchte mich jetzt hier gar nicht auf Paragraphen stützen. Ich glaube, gerade diese Paragraphen sollten wir hier nicht anwenden, weil ich glaube, da werden in Zukunft die Rechtsanwälte oder die Gerichte darüber entscheiden müssen, was hier richtig oder falsch gemacht wurde. Aber einige Fragen bleiben ja doch offen:

Frau Stadträtin, warum haben Sie nicht, so wie ich es eingangs erwähnt habe, das Grundstück gekauft, international ausgeschrieben und dem Bestbieter den Zuschlag erteilt? Warum ist das nicht passiert? Das ist international so üblich, so macht man eigentlich auch Geschäfte, so wird es an und für sich angewandt. Sie haben es nicht gemacht. Was ist jetzt passiert? Jetzt haben Sie natürlich ein Schlamassel, weil alle, die bei diesem Vergabeverfahren in erster Instanz nicht zum Zug gekommen sind, weil sie ja kein Grundstück mitbringen konnten, natürlich ausgeschieden sind und da werden sich sicher einige Firmen herablassen zu klagen, natürlich auf diesen § 139 Abs 2. 

Aber wie gesagt, das wollen wir ja gar nicht besprechen. Die Frage ist nur: Warum gehen Sie so vor? Und sagen Sie mir jetzt nicht, Frau Stadträtin: Da haben wir einen besseren Preis erzielt, weil das eine Gruppe vielleicht gleich mitbringen könnte. Es hätte in Floridsdorf sehr viele Grundstücke für Krankenhäuser gegeben. Es wäre da zum Beispiel auch das Heeresspital gewesen. Also Sie hätten das auch diesen Sachen entgegenstellen können und damit hätten Sie sicherlich auch einen sehr guten Grundstückspreis erzielen können, wenn man nur richtig verhandelt hätte. Oder man hat es nicht gewollt, das ist hier die Frage. Warum? Was kommt jetzt von Ihnen? 

Jetzt habe ich gestern gehört: Ja, wir werden jetzt mit der Vamed, Porr und Siemens noch einmal über einen Preisnachlass verhandeln. Also, Frau Stadträtin, bitte, man kann doch jetzt nicht - die haben den Zuschlag bekommen ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es gibt keinen Zuschlag!) Ja, so ist es uns aber bitte gesagt worden. Sie wissen genau, dass wir gestern in der Generaldirektion waren. So ist es uns gesagt worden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Da müssen ja Sie den Vertrag beschlossen haben im Gemeinderat!) Ich habe ihn nicht beschlossen. Aber so ist es gesagt worden: „Jetzt wird mit der Vamed, Porr und Siemens noch einmal über einen Preisnachlass verhandelt.“ Na, glauben Sie, Frau Stadträtin, wenn die jetzt den Zuschlag bekommen haben, dass die jetzt hergehen und sagen werden: Na, dann lassen wir halt ein Prozent, zwei oder drei oder - ich weiß nicht - fünf Millionen nach? Sie werden nie den Bestbieter eruieren können! Sie werden gezwungen sein, eine Neuausschreibung zu machen und dann kann man den Bestbieter natürlich eruieren. Aber über einen Preisnachlass jetzt zu verhandeln? Ich meine, das kann vielleicht ein Privater, aber Sie als Stadträtin, die noch dazu die Verantwortung über dieses Budget hat und das sind öffentliche Gelder, na, das können Sie mit Sicherheit nicht machen! Ich bin überzeugt, Sie werden eine Neuausschreibung machen müssen, ob Sie wollen oder nicht!

Aber weitere Kritikpunkte. Wenn Sie jetzt vielleicht schon über eine Neuausschreibung nachdenken oder verhandeln, dann könnte man doch noch eines für die Floridsdorfer machen, man könnte endlich eine U-Bahn-Anbindung machen, was ja normal üblich wäre, wenn Sie jetzt dieses Krankenhaus, was Sie immer sagen, als eines der besten, schönsten und modernsten Krankenhäuser Europas errichten wollen. Nur habe ich schon öfters gesagt, das wird es wahrscheinlich werden, aber es wird nicht so leicht zu erreichen sein. Hier geht es, glaube ich, um rund einen Kilometer U-Bahn-Anbindung, was man im ersten Schritt jetzt auch einmal machen könnte, damit jetzt, wie gesagt, die U-Bahn auch zum Krankenhaus Nord führen könnte. Das ist mein erster Kritikpunkt.

Der zweite Kritikpunkt: Warum gibt es keine Parkplätze dort? Sie machen 900 Parkplätze für Personal und 186 oder 185 Parkplätze für Besucher. Ja, bitte, das Krankenhaus hat 850 Betten! Da braucht man nicht viel zu rechnen, da weiß man, was dort täglich an Besuchern kommen werden und vor allem, wie viele Leute zirka täglich in die Ambulanzen gehen werden. Und was hat man dann wieder von Ihrem Büro für eine Antwort bekommen, Sie waren selbst dabei? „Na, dann sollen die Leute halt in der Umgebung parken.“ Wer aber dort die Gegend kennt, Frau Stadträtin, weiß, dass man hier untertags nicht einmal einen Parkplatz findet. Also wie soll das dann funktionieren, wenn das Krankenhaus im Vollbetrieb ist? Na, da kann ich Ihnen nur sagen, da werden sich die Anrainer sehr freuen, wenn die dann nirgends mehr parken können. Also warum plant man nicht? Sie verplanen ja hier! Planen Sie richtig, Frau Stadträtin!

Sogar im SMZ-Ost hat man es jetzt geschafft, dass es mehr Parkplätze gibt. Das Ost hat jetzt auch eine U-Bahn-Anbindung. Warum kann man das nicht gleich beim Nord machen? Sehen Sie, da kann ich Sie nicht verstehen. Sie sitzen hier in Wien in einer absoluten Alleinregierung, Sie laufen von einem Büro zum anderen, Sie können sich das jeden Tag ohne Wenn und Aber ausverhandeln! Warum machen Sie das nicht? Das wäre doch eine Lösung, alleine für die Floridsdorfer! Und Sie wissen ganz genau, wenn man hier ein Schwerpunktkrankenhaus macht, dass genau dieses Krankenhaus ja auch erreicht werden muss und nicht, dass man stundenlang hinfahren muss und dann drei, vier Mal umsteigen muss, vielleicht mit der Straßenbahn, denn mit dem Auto wird man es gar nicht erreichen können, weil es keinen Parkplatz gibt.

Ich sage Ihnen, Frau Stadträtin, diese drei Punkte, schreiben Sie es neu aus, damit wir den Bestbieter haben. Zweitens braucht das Krankenhaus Nord unbedingt eine U-Bahn-Anbindung. Erster Schritt nur, wie gesagt, zum Krankenhaus Nord. Über die weiteren Schritte kann man dann reden. Und dritter Schritt ist, schaffen Sie Parkplätze für die Besucher und nicht nur 186, sondern eine Vielzahl mehr. Die kann man sich leicht herausrechnen, wenn man sich zum Beispiel das Krankenhaus SMZ‑Ost anschaut, wie viele Parkplätze dort für Besucher sind und Sie wissen ganz genau, dass die heute auch noch immer zu wenig sind. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich stehe nicht an zu sagen, der Bau und die nötigen rechtlichen Abwicklungen für ein Projekt dieser Größenordnung eines Krankenhauses ist eine komplexe Sache. Das ist nicht die Einrichtung eines Würstelstandes. Insofern habe ich alles Verständnis, dass man da lange nachdenkt, gut plant und dann hoffentlich bestmöglich umsetzt. Das, was wir hier mit dem Krankenhaus Nord und den bisherigen Abwicklungen sehen, gibt leider Anlass zu größter Sorge, weil man vermuten muss, und das zeigt jetzt dieser Grundstücksankauf, dass man nicht wusste, was man will und wie man es umsetzen möchte.

Wir stimmen heute diesem Aktenstück gleichwohl zu und zwar deshalb, nicht weil sich unsere Kritik an der Projektabwicklung Krankenhaus Nord jetzt plötzlich in Luft aufgelöst hätte, nein, sondern weil die Stadt jetzt endlich etwas vollzieht, nachvollzieht, was wir GRÜNEN von Anfang an gefordert haben, dass nämlich die Stadt selbst als Käuferin für das Grundstück, auf dem das Krankenhaus gebaut werden soll, auftritt. Es ist ja keine Kleinigkeit, ein Krankenhaus zu bauen und da soll man auch wissen, wo es gebaut wird. Die Stadt ist wirtschaftlich und politisch potent genug, hier mit einem Ankauf eines Grundstücks dafür zu sorgen, dass man auch die richtigen Voraussetzungen für das Projekt hat. 

Wie man auf die Idee kommen konnte, wie man nur auf die Idee kommen konnte, im Rahmen des Wettbewerbes nachträglich das Kriterium einzufügen, der Bieter, die Bieterin muss das Grundstück mitbringen, ist weder nachvollziehbar noch politisch argumentierbar. Es wurde in der Vergangenheit immer damit begründet, dass, sollte das Gerücht aufkommen, dass man ein Krankenhaus in einer gewissen Region bauen möchte, dann die Grundstücke exorbitant teurer werden würden. Da ist schon etwas dran, aber das trifft ja den Bieter oder die Bieterin genauso, wenn die herumschauen, welche Grundstücke zu haben sind, denn die, die Grundstücke einer derartigen Größenordnung haben, wissen auch, woher der Wind weht, wenn ein Konsortium kommt und sich interessiert. Also das dem Bieter zu überbinden, das Kriterium, das Grundstück muss beigebracht werden, schränkt die möglichen Mitbieter und –bieterinnen meiner Meinung nach unzulässig ein. 

Es kann sein, Frau Stadträtin, dass das auch die Europäische Kommission so sieht, denn es gibt Rahmenbedingungen, die einzuhalten sind. Die Europäische Kommission ist hinsichtlich ihrer Vorgaben hier völlig klar. Das EU-Recht soll sicherstellen, dass bei Ausschreibungen und Vergabeverfahren durch öffentliche Auftraggeber diese Vergabeverfahren nicht dazu benützt werden, Anbieter des jeweiligen Mitgliedsstaats zu bevorzugen. Jetzt kann man davon ausgehen, dass sich ein Bieter aus Portugal oder aus Schweden oder aus Großbritannien schwerer tun wird, ein Grundstück in Floridsdorf beizubringen als beispielsweise ein lokales Unternehmen. Der Nachweis, dass dieses Kriterium Bieter aus anderen EU-Mitgliedsstaaten da auch benachteiligt, kann seitens der Europäischen Kommission ganz sicherlich Bedenken hervorrufen, die vielleicht dazu führen, dass im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens die Stadt in Erklärungsnot kommt, in Rechtfertigung und möglicherweise so eine Beschwerde auch zu enormen Kosten Anlass geben wird. Wir glauben nicht, dass es neben dem Umstand, dass es uns im Rahmen so eines wichtigen Projekts wichtig sein muss, dass wir rechtskonform vorgehen, das ist das eine, das andere aber ist, dass man Verfahrenssicherheit braucht und dass sich die Menschen darauf verlassen können müssen, dass man, sowohl, was die Kosten betrifft als auch, was den Zeitrahmen betrifft, hier nicht völlig in Chaos versinkt. 

Frau Stadträtin, Sie haben weder im Gesundheitsausschuss noch in all den anderen Diskussionen, die rund um das Krankenhaus Nord geführt wurden, schlüssig erklären können, warum Sie dieses Kriterium „Ein Grundstück ist vom Bieter beizubringen“ eingezogen haben. Es ist schon Chuzpe und es ist Zynismus und es ist nachgerade wirtschaftsschädigend, wenn Sie jetzt, wo das Projekt schon weit verzögert ist, dieses Kriterium zurückziehen und so viele Bieter und Bieterinnen, die sich für ein Anbot im Rahmen dieses Projekts interessiert hätten, hier jetzt die Möglichkeit nicht mehr haben anzubieten. Sie wollen nämlich weiter mit dem einzigen Bieter, der ein Grundstück beibringen konnte, es nicht besitzt und jetzt kauft es ja ohnehin die Stadt, aber Sie wollen nur mit diesem Bieter weiterverhandeln, obwohl jetzt die Grundlagen nicht mehr gegeben sind. Sie liefern sich damit völlig dem einen Anbieter aus. Wenn Sie es verantworten können, dass Ihnen damit dieses Konsortium die Preise diktiert, dann werden Sie sich gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern und auch da herinnen rechtfertigen müssen. Die Kostenexplosion, die das nach sich ziehen wird, wird diesen Vorteil, den der sozusagen vermeintlich oder möglicherweise sogar geringere Grundstückspreis bedeuten würde, dieser Vorteil wird sicher durch die Folgekosten, die Sie in der Geiselhaft des einen Bieters begleichen müssen, längst und bei Weitem wettgemacht.

Fazit: Sie hätten schon im Jahr 2006 das Projekt auf ordentliche und nicht auf tönerne Füße stellen sollen, indem Sie das tun, was ein ordentlicher transparenter Vergabeprozess bedeutet, nämlich, ein Grundstück anzukaufen, dann ein EU-weites Ausschreibeverfahren in Gang zu setzen und tatsächlich all den Bietern und Bieterinnen, die sagen, Grundstück haben wir keines, aber Krankenhäuser können wir gut bauen, eine Chance zu geben. Wie Sie es rechtfertigen können, dass diese Qualität, die es bedeuten würde, dass andere Anbote hier was Passenderes, was vielleicht Geeigneteres vorschlagen, dass Sie diese Gelegenheit auf diese Weise mutwillig vergeudet haben, wie Sie das rechtfertigen können, werden Sie am Ende des Prozesses zu beweisen haben, wenn aus dem Projekt ein verzögertes, ein schlecht abgewickeltes und ein milliardenteures geworden ist. Jetzt, Frau Stadträtin, haben Sie noch Zeit, die Notbremse zu ziehen und ziehen Sie die Notbremse! Stellen Sie sicher, dass das Krankenhaus Nord vergaberechtlich auf ehernen Füßen und nicht auf tönernen Füßen steht! Tun Sie alles, um Einsprüchen vor der Europäischen Kommission den Boden zu entziehen! Machen Sie die Dinge wieder gut, die hier angestellt wurden! Geben Sie denjenigen, die mitbieten wollten, aber nicht mitbieten konnten, weil Sie ein Ausschließungskriterium eingezogen haben, um es dann zu verwerfen - man fragt sich, in wessen Interesse es ist, dass es nur einen Bieter gibt, dass es nur ein Konsortium gibt. Das ist hoch aufklärungsbedürftig, wenn man so vorgeht.

Die Folgen sind jetzt schon negativ. Die Preisentwicklung, die Kostenentwicklung habe ich schon angesprochen, aber das ist nicht die einzige Schwäche, die die bisherige Abwicklung zeigt. Der Reformstau in der Wiener Gesundheitspolitik ist exorbitant. Viele Abteilungen, viele Spitäler, die mit alter Bausubstanz, überkommener Infrastruktur und Konzepten des vorvergangenen Jahrhunderts in ihren Räumlichkeiten zu kämpfen haben - diese Abteilungen sehen Sie im Otto-Wagner-Spital, im Wilhelminenspital und, und, und -, diese Abteilungen sind jetzt für lange Zeit in einer Warteposition, in einer Destabilisierungsposition, die ihnen kaum zuzumuten ist. Man ist noch nicht weg, aber schon in Gedanken im neuen Haus, ohne es vollziehen zu können. Man muss sich bei jeder Investition überlegen, ob sie sich noch lohnt. 

Die ganze Lokomotivenfunktion, von der Sie immer sprechen, die das Krankenhaus Nord haben soll, diese Lokomotivenfunktion hat das Projekt im Moment verloren. Die Lokomotive ist entgleist. Stellen Sie sie wieder auf die Schienen und muten Sie Ihrem Personal und Ihren Patienten nicht länger zu, dass der Mangel in den Bereichen regiert, wo längst schon gehandelt werden muss! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Na ja!) Ich nenne dafür als Beispiel die Kinder- und Jugendpsychiatrie, wo man – genau, Frau Stadträtin, es hängt Ihnen beim Hals heraus, ich merke es, aber Faktum ist, dass die Kinder- und Jugendpsychiatrie mit dem Hinweis auf die Ausbaustufe im Krankenhaus Nord die nächsten Jahre in ihrem Mangel verharren muss. Selbiges gilt für die Psychiatrie und für andere Bereiche.

Sie haben bis heute nicht klarmachen können und sich ausgesprochen, wie Sie das gesamte Projekte finanzieren wollen. Es ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt abenteuerlich, mit wie wenig Klarheit man hier an den Projektstart geht. Kein einziger kleiner Häuselbauer, keine Häuselbauerin könnte sich das leisten, so wenig Klarheit und Perspektive diesbezüglich zu haben. 

Frau Stadträtin, Sie können heute noch einiges in diesem verfahrenen Projekt gutmachen. Wir haben auch einen entsprechenden Antrag vorbereitet und wenn Ihre Fraktion zustimmt, dann zeigt sich, dass man was gelernt hat. Es geht darum und die Dinge sollten für Sie so klar sein, dass Sie auch zustimmen: 

„Frau StRin Wehsely wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass das Projekt Krankenhaus Nord vergaberechtlich korrekt abgewickelt wird, damit weder Einsprüche oder etwaige Vertragsverletzungsverfahren seitens der Europäischen Kommission die Umsetzung gefährden können.“ 

Das muss ja wohl was sein, das nicht nur den GRÜNEN ein Anliegen ist, sondern wenn Sie verantwortlich für diese Stadt vorgehen wollen, dann stellen Sie da sicher, dass hier keine rechtlichen Einsprüche zu einem Desaster in der Abwicklung führen können. 

Zweitens, stellen Sie sicher ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wie genau soll kein Einspruch gegeben sein?) Wenn Sie ein Projekt so aufstellen, dass ein Vertragsverletzungsverfahren durch Ihre Konstruktion absehbar positive Erfolge zeitigt, weil Sie nämlich in der Ausschreibung EU-weit die Anbieter ausgeschlossen haben, Frau Kollegin Wehsely. Das ist keine Kleinigkeit. Die Europäische Kommission schläft auch nicht und merkt das, wenn man ein Kriterium einführt – „Bringen Sie ein Grundstück mit.“ - und dann kann leider von 30 Bietern am Schluss nur mehr einer mit und dann sagen Sie: Jetzt haben wir einen Bieter und jetzt verzichten wir auf unser einengendes Kriterium. Verstehen Sie, was ich meine? Da würden Sie vielleicht auch sagen: Ich bin ein gutes Unternehmen, aber leider habe ich eine ganz ausgerissene Eigenschaft nicht und darum kann ich leider nicht mitbieten. Wenn ich dann ausgeschlossen werde und am Schluss gibt es dieses besondere Kriterium nicht, dann hat man unzulässig eingeschränkt. Vielleicht können Sie es jetzt nachvollziehen. Es wäre gut, es würde der Stadt dienen. 

Zweites Kriterium: Stellen Sie eine transparente, kostenbewusste und qualitätsgesicherte Realisierung des Projekts sicher. Wer sich einem einzigen Bieter auf Gedeih und Verderb ausliefert, kann weder für Transparenz sorgen, weil man dann vielleicht sehen würde, wie da die Kosten explodieren, noch kann er kostenbewusst agieren. Wie denn auch, wenn er keine Rute hat, die er ins Fenster stellen kann. Und was die Qualität betrifft, muss er nehmen, was er kriegt. Das alles ist keine gute Politik. Stellen Sie also sicher, dass hier diese Kriterien zum Zug kommen. 

Schlussendlich geht es um das Bestbieterprinzip und das Bestbieterprinzip kann man nicht verfolgen, wenn man nur einen einzigen Bieter hat. Wir brauchen Wettbewerbsbedingungen, wo klar ist, wir kriegen Qualität zu vertretbaren Preisen und wir halten damit das Risiko der Kostenexplosion hintan und nicht zuletzt auch das Korruptionsrisiko. 

Ich fordere Sie auf, im Interesse dieses wichtigen Gesundheitsprojekts für die Stadt zuzustimmen und beantrage in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 1. Feststellung: Wir werden heute dem vorliegenden Akt unsere Zustimmung geben. Sie wissen aber auch, dass die damit verbundene Kommunikationspolitik von Ihnen, Frau Stadträtin, aber auch der Ablauf des Vergabeverfahrens und die damit einhergehende Informationspolitik dieser Stadtregierung unsere entschiedene Ablehnung hat. Dabei bleiben wir, dazu stehen wir weiterhin und ich werde noch konkret darauf eingehen. 

Warum wir nun letztlich unsere Zustimmung erteilen, ist sehr leicht erklärt: Weil wir, und das haben wir immer gesagt, für den Spitalsbau eines Schwerpunktkrankenhauses im Norden Wiens links der Donau sind, in jenem Stadtgebiet, dessen Bevölkerungszahl seit Jahren deutliche Zuwächse erfährt und natürlich auch eine qualitativ intramurale Gesundheitsversorgung braucht. 

2. Feststellung: Allerdings wird ein notwendiges Großprojekt der Stadt Wien durch Ihre Ignoranz, durch Ihre Arroganz, durch Ihre Unprofessionalität in der Projektabwicklung und vor allem in der Kommunikation diskreditiert. (Beifall bei der ÖVP.) Die Informationspolitik der Stadt, der SPÖ, des KAV ist leider und gerade in dem sensiblen Bereich Gesundheit ein Scherbenhaufen. Man kann es auch anders sagen. Sie können oder Sie wollen es nicht, nämlich, korrekt mit den Oppositionsparteien, den Mitgliedern dieses Hauses, die immerhin ja diese Millionenbeträge beschließen sollen, und Sie können auch nicht mit der Öffentlichkeit umgehen. Man gibt nur zu, was man absolut nicht mehr bei sich behalten kann und man gibt nur jene Informationen heraus, nach denen Abgeordnete weiß Gott wie oft fragen, nachfragen, noch einmal fragen, monatelang nachfragen müssen. Das Motto scheint bei Ihnen zu lauten: Nur nicht alle Karten auf den Tisch. 

Die 3. Feststellung: Die Kosten, die Chronologie des kostenseitigen Irrgartens der SPÖ. Machen Sie jetzt mit mir eine gemeinsame Reise in die Vergangenheit und zwar nach Rust. In Rust beginnt’s, könnte das Motto sein. Und es war ja im Februar 2005, wo die damalige Gesundheitsstadträtin und jetzige Finanzstadträtin Brauner das Projekt erstmalig vorgestellt hat. Und hier beginnt bereits die Reise ins Ungewisse. Die Irrfahrt hat begonnen. Stichwort Standortsuche ist von meinen beiden Vorrednern schon sehr ausführlich behandelt worden. Wohl kaum war die Suche eines Standortes für ein Großprojekt in Wien auch von so viel medialer Kritik begleitet. 

Im Juni 2006 stellte dann der Generaldirektor Marhold fest, dass die Auftragsvergabe 2007 erfolgen wird. Es starten 842 Betten. Damals war von 300 Millionen die Rede, ist dann immer abgestritten worden, aber es war so. Einige Monate später berichteten die Medien dann von 450 Millionen, für die SPÖ scheinbar ganz natürlich. Oder vielleicht doch nicht, denn im November 2007 hat dann die Frau damalige Stadträtin Brauner diese hohen Kosten von 450 Millionen bei einer schriftlichen Anfragebeantwortung energisch, sehr energisch zurückgewiesen. Sie sagte: Nein, 450 Millionen, das ist viel weniger. Und dann kommen eine Reihe von Zwischenstationen, darauf möchte jetzt gar nicht weiter eingehen. 

Und dann wieder in Rust, am 21.2.2008, heißt es: Der Standort Krankenhaus Nord ist gesichert, 850 Betten - und plötzlich waren die Kosten 600 Millionen. Sie haben sich verdoppelt. Na, das war schon ein Hammer. Und zwei Jahre später - und das ist jetzt - sind wir noch keinen Schritt weiter außer bei den Kosten. Im März 2010 kann man von den 600 Millionen nur träumen. Ich kann Ihnen heute schon sagen und man wird das ja überprüfen können: Wenn dieses Krankenhaus nicht mehr als 1 Milliarde EUR kostet, bis es fertiggestellt ist, kann man fast von einem Wunder reden. Ich behaupte heute schon, es wird mehr als 1 Milliarde sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn man jetzt ähnliche Spitäler im internationalen und nationalen Vergleich heranzieht, so schneidet diese Vorschau Krankenhaus Nord katastrophal ab. Und wissen Sie, das wundert mich, wie Sie mit dem Geld der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler umgehen, und das mit einem Gleichmut und das sieht man ja auch, wenn man hier steht und redet. Das interessiert keinen Menschen, die Frau Stadträtin beschäftigt sich auch mit anderen Dingen, weil es Ihnen egal ist. Sie gehen mit Geld von Dritten, weil das ja nicht ihr Geld ist, wirklich schamlos um. 

Im internationalen Vergleich in Nordrhein-Westfalen in Deutschland, in etwa vergleichbar, kostet ein Bett nicht einmal 500 000 EUR. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: 500 000 EUR?) Und am Landesklinikum Wiener Neustadt, relativ neu auch, kostet so ein Bett zirka 460 000 EUR. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: 460 000 EUR? Können Sie mir die einmal vorstellen?) Frau Stadträtin! Wissen Sie, was ein Bett im Krankenhaus Nord kosten wird? Wissen Sie das? Wahrscheinlich haben Sie sich noch gar nicht dafür interessiert. Das liegt bei zirka 1,5 Millionen EUR! Können Sie sich das vorstellen? 500 000 - 1,5 Millionen EUR, das Dreifache! Das lässt Sie ungerührt, weil es eben nicht Ihr Geld ist, das Sie da ausgeben! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner, einen Bericht zeigend: Frau Kollegin! Frau Kollegin! Haben Sie den Bericht gelesen?) Trotzdem ... (GR Kurt Wagner: Da steht etwas anderes drinnen in dem Bericht!) Ich habe alles gelesen, Herr Kollege Wagner (GR Kurt Wagner: Lesen Sie die Seite 90 noch einmal!), ich habe alles gelesen.

Trotzdem fehlen, Herr Kollege Wagner, wichtige Abteilungen wie die Neurochirurgie, Kinderchirurgie, Dermatologie, Augenheilkunde, Hals, Nasen, Ohren, Urologie, Palliativmedizin. Das fehlt alles. Die von Ihnen bekannt gegebenen Kostengrenzen wollen Sie jetzt, weil Sie das Kontrollamt gemeint haben, versucht man jetzt einzuhalten. Wie macht man das? Man kürzt 32 000 m² Fläche und zwar wichtige Flächen. Um sozusagen die Gesichtspunkte der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit einzuhalten, kann man nicht wesentliche Bereiche vernachlässigen. Wenn Sie zum Bespiel ein Auto kaufen ohne Lenkrad, so ist das keine Einsparung, sondern die Funktion des Fahrzeuges wird sehr eingeschränkt werden und genau das versuchen Sie jetzt. Wenn Sie aber ein einfaches Lenkrad statt des teuren Lederlenkrads bestellen, so wäre das eine Einsparung. Das könnten Sie machen! Das haben Sie aber offensichtlich nicht vor, sondern Sie sparen jetzt in Bereichen ein, was sich im technischen, aber auch im pflegerischen, im medizinischen Bereich negativ auswirken kann. Und das sage jetzt nicht ich, das sagt das Kontrollamt und das haben Sie sicher alle sehr genau gelesen. Sie warnen davor und meinen, das sollte man sich noch sehr genau überlegen. (Beifall bei der ÖVP.)
4. Feststellung: Das Krankenhaus Nord wurde 2005 angekündigt, geplanter Eröffnungstermin 2011, dazwischen viele Stationen. Letzter Stand und ich bin davon überzeugt, der ist nicht einzuhalten, aber gehen wir halt davon aus: Teilweise Eröffnung 2015. Da weise ich vor allem darauf hin: Teilweise! Na, schauen wir uns das an.

Meine Damen und Herren der SPÖ! Das ist Ihre verlässliche Gesundheitspolitik, von der Sie ja immer so gerne reden! Sie lassen die Menschen auf ein Krankenhaus warten, das sie brauchen. Sie als Verantwortliche für die Gesundheit der Menschen in Wien sollten sich einmal sehr genau überlegen, was diese Verschiebungen für die Bürgerinnen und Bürger bedeuten, die Hilfe brauchen. Wertvolle Jahre der Bauplanung sind vergeudet, das bedeutet, die notwendige und sehr überfällige Modernisierung des Wiener Spitalswesens erfolgt nicht. Die Frau Kollegin Pilz ist darauf eingegangen, ich kann mir das ersparen an Beispielen.

Die 5. Feststellung: Verkehrsanbindung. Auch das haben meine Vorrednerinnen und Vorredner bereits gesagt. Keine U-Bahn fährt zum Krankenhaus Nord. An sich wäre es eine Selbstverständlichkeit und zwischendurch hat ja die SPÖ zu erkennen gegeben, man könnte das überlegen. Es gibt auch einen Beschluss im Bezirk, der einstimmig erfolgt ist. Aber die Frau Stadträtin oder der Herr Bürgermeister, nehme ich an, sagt: Brauchen wir nicht, fahren Sie mit der S-Bahn, fahren Sie mit dem Radl, auch das habe ich gehört. Parkplätze brauchen wir auch nicht, das hat Kollege Lasar aufgezeigt, 185 Besucherparkplätze! Bitte, man nimmt an, dass 250 000 Ambulanzbesucher pro Jahr sein werden, 250 000 und es werden 40 000 stationäre Aufnahmen sein. Aber man hat 185 Parkplätze. Also so etwas an Fehlplanung ist ja abenteuerlich. 

Das ist eben, meine Damen und Herren, die sozialdemokratische Effizienz in der Planung. Das ist die sozialdemokratische Präzision des Wirtschaftsverständnisses und das ist das sozialdemokratische Geschick auch in der Finanzpolitik.

Aber das hat ja Tradition. Wir haben das schon erlebt, das heißt, die meisten von Ihnen nicht, denn als das AKH 1955 geplant wurde, waren die meisten von Ihnen noch gar nicht auf der Welt. Damals hat man 73 Millionen EUR geplant. 1972, als man dann begonnen hat, waren es 330 Millionen EUR und 1994, wie es fast fertig geworden ist, ganz fertig ist es noch immer nicht, waren es 3 Milliarden EUR. Also das Zehnfache von 1972 bis 1994. 

Conclusio: Die Sozialdemokraten haben sich wahrlich nicht geändert. Die Geldverschwendung ist ungebremst. Mit einem Wort: Sie können nicht wirtschaften, Sie können nicht ordentlich planen, aber vor allem können Sie auch Ihre eigenen Planungen nicht einhalten. 

6. Feststellung: Frau Stadträtin, Sie haben bei dem Projekt eine ungewöhnliche Vorgangsweise gewählt und die europäische Ausschreibung so formuliert, dass der Bestbieter ein Grundstück mitbringen wird. Das haben wir heute schon gehört. Ihr Argument war, Sie brauchen sich um nichts zu kümmern. Wir sehen das ganz anders. Wir meinen, so sollten unerwünschte Bieter draußen bleiben und der Kreis der gewünschten Firmen immer kleiner werden. Hier wurde mehr als kräftig gesiebt. Es ist schon sehr bemerkenswert, wenn man sich genau anschaut: Im April 2006 wurde die Ausschreibung EU-weit bekannt gemacht, im Juli 2006 wird von der Bewertungskommission festgehalten, dass nur das Konsortium PSV mit seinen beiden Projekten damals noch die nötige Mindestpunkteanzahl erreichte. Die Mitbewerber strauchelten bereits, einzig die Kasernen AG konnte noch im Spiel bleiben. Laut Mitteilung vom KAV, wo wir tagelang warten mussten, bis wir endlich etwas bekommen haben, wurde die von uns kritisierte Grundstückskaufoption dann im November 2007 – bitte hören Sie –, im November 2007, also über ein Jahr später, in den Ausschreibungsunterlagen festgeschrieben! Das heißt noch einmal: 2006 Ausschreibung, 2006 Bewertungskommission festgehalten und im November 2007 erst wurde diese Grundstücksoption festgehalten. Einen Monat später dann hat die Kasernen AG als einziger Mitbewerber aufgegeben, weil sie ja kein Grundstück vorweisen konnte. Im Februar 2008 einigt man sich auf Weiterverhandeln mit dem einzig übrig gebliebenen Bieter, dem Konsortium. 

Fazit: So spät erst erfolgte die Grundstückskaufoption zugunsten des KAV, der die ganze Latte an Ausschreibungsbedingungen mehr oder weniger wieder an den Start zurückversetzte. Man fragt sich, wozu dieser ganze vergaberechtliche Zirkus rund um die Mindestvoraussetzung Grundstück, wie das so schön heißt, wenn dann der KAV sowieso selbst in dieser Frage die Zügel in die Hand nimmt? Was hätte es für den potenziellen Bieterkreis bedeutet, wenn diese Absichten des KAV betreffend den Grundstückskauf bereits zu Beginn bekannt gewesen wären?

Meine Damen und Herren! Ich frage das politisch, weil es rechtlich alle möglichen Finten gibt. Ich frage es wirklich politisch. Lassen Sie sich aber gesagt sein, nicht alles, auch wenn es rechtlich nicht angefochten wird, was ich aber da nicht annehme, und wenn es rechtlich sozusagen okay ist, ist die Frage, ob es fair ist, ob es richtig ist und ob es den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zuzumuten ist. 

Tatsächlich wurde dann 2008 die Ausschreibung vom Konsortium Vamed-Siemens-Porr gewonnen. Damit haben Sie durch die gewählte eingeschränkte Ausschreibung nur noch einen Gesprächspartner und dieser kann natürlich die Preise diktieren. Und das ist auch der Grund, warum zwischen Ihnen und dem Konsortium ja noch Welten liegen. Man hört, es geht um fast 200 Millionen EUR. Und das war letztendlich die Ursache, dass wir heute hier dieses Geschäftsstück zu beschließen haben. 

Der KAV, der das Grundstück jetzt selbst kaufen will, versucht, seine Position in den Verhandlungen zu verbessern, aber um Jahre zu spät und völlig falsch. Und daher muss man sich fragen: Entspricht das dem Vergaberecht? Hier gehen die Expertenmeinungen auseinander. Es ist sehr clever, das muss man sagen, die Juristen haben hier dem KAV sehr gute Arbeit geleistet, wirtschaftlich aber eine schlechte. Sie haben ein Gutachten, wir haben ein Gutachten, beide Möglichkeiten sind durchaus gangbar. Sie behaupten, Ihre Vorgangsweise sei wasserdicht, Frau Stadträtin. Ich wünsche es vor allem den Wienerinnen und Wienern. Ich wünsche es auch Ihnen, weil wenn es nicht wasserdicht ist, haben Sie das zu verantworten und das schaue ich mir an, wie Ihre politische Karriere dann weitergeht. Ich sehe es als Wunschdenken, das ist nämlich sehr realitätsfern. Es wird wahrscheinlich zu Rechtsstreitigkeiten und zu Einsprüchen kommen und es wird vor allem auch weitere Verzögerungen geben. 

Ich möchte jetzt noch zum Schluss ein paar Worte dazu sagen, weil mir das wirklich ein Bedürfnis ist. Die verantwortlichen Damen und Herren der SPÖ, an Sie ist das gerichtet: Sie haben viele Fehler gerade in dem Bereich Komplex Krankenhaus Nord angehäuft. Aber es kommt der Zeitpunkt, da werden Sie den Bürgerinnen und Bürgern Ihr Handeln erklären müssen. Und es kommt ein Zeitpunkt, wo Sie die betroffenen Bürger ... (GRin Marianne Klicka: Wir machen das ständig!) Bitte? (GRin Marianne Klicka: Wir machen das ständig! Wir machen das ständig! - GR Franz Ekkamp: Ständig! Ständig!) Aber da werden Sie sehr in Erklärungsnotstand kommen, Frau Präsidentin, das kann ich Ihnen schon jetzt sagen. (GRin Marianne Klicka: Na sicher nicht! Sicher nicht! - GR Kurt Wagner: Machen Sie sich keine Sorgen!) Und es wird der Zeitpunkt kommen, wo Sie sich auch gegenüber den Patientinnen und Patienten - und, Herr Wagner, das sollte Ihnen auch ein Anliegen sein, die Patientinnen und Patienten, ja, - rechtfertigen werden müssen. Daher würde ich meinen, Herr Wagner, nicht herausschreien, sondern gehen Sie in sich und überlegen Sie, was von Ihrem politischen Handeln für die Menschen tatsächlich von Wert ist (GR Kurt Wagner: Da machen Sie sich keine Sorgen!). Ich erkenne leider sehr, sehr wenig. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe jetzt eigentlich damit gerechnet, dass ein Mandatar der SPÖ einmal Stellung nimmt. Aber so habe ich die Gelegenheit, bei der Kritik noch einmal eines draufzulegen. Es ist ja schon sehr vieles gesagt worden. Für mich ist es ein klassisches Beispiel, wie man ein großes Bauvorhaben nicht macht, wie man das nicht managet. Ich glaube auch, dass es möglicherweise als Lehrbeispiel, wie man es nicht machen soll, in die Geschichtsbücher eingehen wird.

Ich möchte wirklich gern wissen, wer in diesem Haus dafür verantwortlich ist, diese Wahnsinnsidee zu machen, den Totalunternehmer an den Liegenschaftsbesitz zu binden. Also wem das eingefallen ist, diese verantwortliche Person möchte ich wirklich gern einmal genannt hören. Ich verstehe auch nicht, warum das hier nicht ausgesprochen wird. Wenn es so eine tolle Idee war, dann könnte ja auch derjenige sagen: „Ja, aus diesem Grund haben wir das so entschieden.“ Aber es hat ja niemals eine Erklärung dazu gegeben und es gibt auch keinen Verantwortlichen dafür. Man weiß nicht, war es der Krankenanstaltenverbund, der diese glorreiche Idee geboren hat, oder jemand aus der Finanz oder die Frau Stadträtin oder der Bürgermeister. Es ist absolut undurchsichtig. Es gibt ja an dieser Koppelung des Totalunternehmers mit der Grundstücksbesitzlage seit Beginn heftige Kritik, weil es einfach unlogisch ist, ein riesiges Bauvorhaben zu errichten und als Stadt dieses Grundstück nicht unabhängig von einer Baufirma schon in Besitz zu haben. Also ich möchte das wirklich wissen, wer diese Idee hatte. Dieser Mensch wird sich zu verantworten haben. 

Es gab ja dann bei dem Verfahren noch Einsprüche, die auch beim Vergabekontrollsenat im Jahr 2008 zweimal recht bekommen haben. Die Firma Strabag hat da zweimal recht bekommen und hat sich dann zurückgezogen. Wer die Bauwirtschaft in Österreich kennt, kann sich ungefähr denken, wie das zustandegekommen ist. Es gibt eine Marktkonzentration. Also in Wahrheit bauen bald nur noch Porr und Strabag in diesem Land. Und da muss sich die Sozialdemokratie auch die Frage gefallen lassen, warum sie solchen Systemen Vorschub leistet und nicht die klein- und mittelständigen Unternehmen und Baumeister in irgendeiner Art und Weise fördert, sondern es immer den Großen zuträgt beziehungsweise hinten reinschiebt, muss man schon wirklich sagen.

Der zweite Riesenfehler, den also niemals irgendjemand machen würde, ist, einen Architekturwettbewerb auf einem Grundstück auszuloben, das man noch gar nicht besitzt, wo also überhaupt die ÖBB da ist und sich denkt: Okay, jetzt haben sie sich schon so festgelegt, das wird den Preis nicht unbedingt vermindern. Also wie man auf diese Idee gekommen ist, ist auch äußerst fragwürdig und es drängt sich dann schon sehr der Verdacht auf, dass es einfach eine gezielte Aktion war. Es war eine gezielte Aktion. Die Wiener SPÖ wollte, dass die Firma Porr baut und zwar auf dem ÖBB-Grundstück. Und damit die Firma Porr zum Bauen kommt, muss man sie also quasi mit dem ÖBB-Grundstück in Zusammenhang bringen.

Warum saßen auch schon frühzeitig Vertreter des Konsortiums in der Jury beispielsweise oder in anderen Entscheidungsgremien? Das gibt es doch auch weltweit nicht, dass ein Unternehmen, das noch immer keinen Zuschlag hat, schon in alle Entscheidungsabläufe eingebunden ist und hier also über einen Zuschlag mitentscheiden darf, der noch gar nicht gefallen ist. 

Eine andere wesentliche Frage geht auch aus dem Kontrollamtsbericht hervor, beispielsweise, warum man am 3. April 2009 schon einen Vertrag mit dem Konsortium bezüglich der Haustechnikplanung gemacht hat. Wie die Leute aus der Bauwirtschaft wissen, ist in der Bautechnikplanung sehr viel Geld, gerade bei so einer Art von Bauvorhaben, nämlich etwa 14 Prozent der Errichtungskosten. In diesem Fall ist es wirklich auch der einzigartige Umstand, dass das Bieterkonsortium, also quasi der Bewerber, sich selbst die Unterlagen für die Preisbildung erstellt. Das ist natürlich super: Man hat noch gar keinen Zuschlag, hat aber schon den Auftrag, hier Planungsleistungen zu erbringen und kann also somit selbst diktieren, was dann letztlich dabei rausschaut. Da möchte ich Sie schon auch daran erinnern, dass 14 Prozent Errichtungskosten bei eben diesen momentan kolportierten 600 Millionen EUR immerhin 84 Millionen EUR sind, die man also quasi direkt diesem Konsortium vergeben hat, auch ohne Ausschreibungsverfahren. Das ist also auch ein Umstand, der zwar im Kontrollamtsbericht kritisiert wurde, aber den bis jetzt auch keinen von Ihnen gekratzt hat und wo ich auch sage, die Wiener Wirtschaft wird Ihnen hoffentlich bei der nächsten Wahl danken, dass sie hier einem einzelnen Unternehmen wirklich das ganze Verfahren zuschneiden, sodass hier kein anderer zum Zug kommen kann.

Ein weiterer Punkt, der auch vom Kontrollamt kritisiert wurde, ist dieses Verfahren mit diesem garantierten Maximalpreis, wo das Kontrollamt eben dezidiert sagt, es ist eine sehr riskante und ungewöhnliche Vorgehensweise, weil es natürlich keine Vergleichswerte für ein Bauvorhaben in dieser Größe gibt. Das heißt, man ist also eigentlich auch da dem Gutdünken des Bauunternehmers ziemlich ausgeliefert, er sagt, es kostet jetzt 700 Millionen EUR, es kostet 800 Millionen EUR. Da geht es also wirklich um enorme Summen. Insofern ist das schon eine sehr wesentliche Frage.

Das ist die zweite große Entscheidung, die ich nach der Grundstücksfrage überhaupt nicht nachvollziehen kann, wieso man hier dieses Pauschalpreismodell oder diese Pauschalsachen haben will. Ich glaube, jetzt vor lauter Angst, weil man gesehen hat, was bis jetzt schon alles schiefgelaufen ist: Um Gottes Willen, sonst galoppieren uns die Kosten davon so ähnlich wie beim Skylink, also machen wir dieses Pauschalmodell. Er muss uns das zu einem gewissen Zeitpunkt liefern und es darf nicht mehr als das und das kosten. 

Aus dieser Überlegung, dass die Kosten nicht davongaloppieren können, richtig, nur insgesamt wird es teurer, und das wird Ihnen die gesamte Bauszene bestätigen. Wenn Sie von vornherein sagen, es kostet 800 Millionen EUR und nicht mehr, wird es dadurch nicht billiger. Vielleicht kann man das Ganze um 650 Millionen EUR bauen, wenn man die Gewerke beispielsweise mit einem Generalplaner einzeln ausschreibt.

Zum letzten Punkt in dieser ganzen Latte von wirklich generellen Fragen, die ich ganz gern einmal beantwortet hätte, der Frage der Baukosten. Es hat auch das Kontrollamt festgehalten, man geht von Bauerrichtungskosten von 600 Millionen EUR aus, allerdings, und das war bisher immer der Trick, hat man immer von den Gesamtkosten gesprochen. Jetzt spricht man hier aber von den Baukosten und, wie Leute aus der Bauwirtschaft wissen, die Baukosten sind nur 60 Prozent der Gesamtkosten. Das heißt, die Stadträtin hat sich da elegant darübergerettet und gesagt, vorher haben wir von den Gesamtkosten gesprochen, jetzt sprechen wir nur noch von den Baukosten, und wenn man eben die 600 Millionen EUR Baukosten auf die Gesamtkosten überrechnet, ist es eben 1 Milliarde EUR. Da verstehe ich auch nicht, wieso ihr nicht imstande seid, wenn sogar das Kontrollamt das feststellt, zu sagen, die Baukosten betragen 600 Millionen EUR, aber die Gesamtkosten werden rund 1 Milliarde EUR betragen. Ich verstehe es nicht, weil ihr werdet euch diesen Vorwurf so lange gefallen lassen müssen, bis dieses Krankenhaus errichtet ist. Wie schon angedeutet, sollte es dann die üblichen Baukostenüberschreitungen geben, wird der Vorwurf umso größer sein, wenn man von den genannten Summen noch weiter weg ist. 

Also nochmals die generelle Frage: Wer hatte diese Wahnsinnsidee, den Grundstücksbesitz an die Bauleistung zu koppeln, was nicht nachvollziehbar ist, international nicht üblich ist, in Österreich nicht üblich ist? Jeder Mensch aus der Bauwirtschaft weiß, das kann nur dazu dienen, dass die Porr zum Zug kommt. Da sollten Sie sich wirklich schämen, dass Sie hier ein Unternehmen so bevorzugen und der Wiener Wirtschaft damit so schaden, abgesehen davon, dass das Ganze dadurch natürlich nicht billiger wird und Sie somit allen Steuerzahlern extrem schaden!

Ich möchte jetzt noch eine konkrete Forderung an diese ganze Latte von Vorwürfen anschließen, weil es doch so grundlegende Fragen sind. Ich verstehe nicht, warum Sie nicht einem professionellen Manager so eine Aufgabe gegeben haben. Im Rahmen der Stadtverwaltung gibt es den Magistratsdirektor, gibt es die Baudirektion, gibt es Leute, die wirklich Kenntnisse haben, wie man ein Bauvorhaben abwickelt. Warum lassen Sie den Krankenanstaltenverbund sich mit einer Sache zerstrudeln, wovon er augenscheinlich keine Ahnung hat, und zwar zulasten der Wiener Bevölkerung und eigentlich auch zu Ihren politischen Lasten? Sie würden ja viel besser dastehen, würde es jemand machen, der eine Ahnung davon hat. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Darum machen Sie sich keine Sorgen! Darum kümmere ich mich schon selbst!) - Sie werden es ohnedies bei der nächsten Wahl sehen! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie auch!) Da werden Sie vielleicht beginnen, sich Sorgen zu machen! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie werden es dann auch sehen!)

Ich verstehe es nicht und dafür möchte ich eine Erklärung! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist jetzt keine Fragestunde!) Wieso ist nicht die Planungsabteilung mit ihrer Kompetenz, mit ihrer Baukompetenz, mit ihrer Baumanagementkompetenz, die sie jedenfalls mehr hat als der Wiener Krankenanstaltenverbund, eingebunden? Diese Frage hätte ich gerne einmal beantwortet! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Jetzt ist nicht Fragestunde!)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Zu Beginn möchte ich der Freude Ausdruck verleihen, dass wir heute einen einstimmigen Beschluss bezüglich des Ankaufes Krankenhaus Nord haben werden. Ich glaube, das ist ein guter Schritt in die richtige Richtung. Ich hoffe auch, dass die seinerzeitigen Fragen dann in persönlichen Gesprächen, die noch offen waren, damit ausgeräumt sind.

Nur prinzipiell hier schon einige Bemerkungen, meine Damen und Herren: Wenn man sich die Diskussionsbreite ansieht, wie es eigentlich zur Entscheidungsfindung kam, hier ein neues Spital im Norden Wiens zu bauen, dann muss man chronologisch vorgehen.

Wir alle wissen, die demographische Entwicklung ist hier ein wichtiger Faktor. Der Krankenanstaltenverbund braucht dieses neue Krankenhaus für Restrukturierungsmaßnahmen, für zukunftsweisende medizinische Schwerpunktsetzung in einem modernen neuen KAV-Spital. Es werden darüber hinaus, und das ist hinlänglich bekannt, aber ich möchte es der Ordnung halber trotzdem noch einmal festhalten, drei Standorte und vier Abteilungsstandorte gesamt in das neue Krankenhaus Nord übersiedeln, nämlich die Semmelweis-Frauenklinik, das Orthopädische Krankenhaus Gersthof sowie das Krankenhaus Floridsdorf. Damit erreicht man eine Einsparung von Standortfixkosten. Wir haben die Integration der Abteilungen in zeitgemäße Betriebskulturen und wir haben zusätzlich noch einen neuen Standort für eine Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie eine Unfallchirurgie.

Meine Damen und Herren, der Neubau des Krankenhauses Wien Nord wird die Versorgungsstruktur in Wien nachhaltig verbessern - ich glaube, das steht außer Streit - und einen wesentlichen Ausgleich zwischen den Bezirken diesseits und jenseits der Donau schaffen. Denn heute stehen, und das soll man auch wissen, im Norden Wiens rund drei Spitalsbetten pro tausend Einwohner zur Verfügung, während es im Westen rund neun Betten sind. Ziel ist es, bis 2015 mit der Inbetriebnahme die regionale Versorgung auszugleichen und in ganz Wien für je tausend Einwohner rund sechs Spitalsbetten zur Verfügung zu stellen.

Mit dem neuen Krankenhaus nördlich der Donau wird Spitzenmedizin für alle Patientinnen und Patienten geboten und damit auch die Versorgungsqualität für Wiens Bürgerinnen und Bürger gesteigert. Zudem sollte die Wiener Spitalsstruktur, die Regionalverteilung und Schwerpunktsetzung der Spitäler, optimiert werden. Denn viele Wiener Gemeindespitäler, meine Damen und Herren, und das hat schon oft Anlass zur Kritik gegeben, stammen noch aus der Kaiserzeit. Eine Adaptierung auf einen modernen Standard ist oft nicht mehr möglich oder betriebswirtschaftlich nicht sinnvoll.

Welche Auswirkungen wird es durch das neue Krankenhaus Nord geben? Das bisherige Krankenhaus Floridsdorf, habe ich schon erwähnt, wird mit den Abteilungen Allgemeine, Interne und Akutgeriatrie vorhanden sein, Allgemeinchirurgie, die Semmelweis-Frauenklinik mit der Gynäkologie und Geburtshilfe und das Orthopädische Krankenhaus Gersthof, als Abteilung für Orthopädie, komplett in dieses neue Spital übersiedelt. Aus dem Krankenhaus Hietzing ziehen Herzchirurgie und Kardiologie in das neue Krankenhaus Nord ein. Das Otto-Wagner-Spital bleibt natürlich weiter Schwerpunkt für Orthopädie. Die Thoraxchirurgie sowie Teile der Pulmologie und der Psychiatrie übersiedeln in das Krankenhaus Nord. Ziel ist eine weitere Regionalisierung und Betreuung, was wir schon eingehend diskutiert haben, Psychotherapie der Patientinnen und Patienten in Schwerpunktkrankenhäusern. Aus dem Wilhelminenspital wird damit ein Teil der Kinder- und Jugendheilkunde in den Norden Wiens transferiert. Das Leistungsspektrum des Krankenhauses Nord wird - das wurde schon mehrmals von Teilen der Opposition gefordert und wir setzen es jetzt konkret um - um eine Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiatrie und um eine Abteilung für Unfallchirurgie ergänzt. Unser neues Hightech-Spital wird 779 systemisierte Betten und 49 Funktionsbetten zählen. 

Die Mitarbeiter der betroffenen Krankenhäuser und Abteilungen wurden und werden laufend über die Planungsvorgänge informiert und in diese einbezogen. Man garantiert damit, dass das neue Krankenhaus den Bedürfnissen sowohl der künftigen Patienten als auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der Besucher gerecht wird. Das Krankenhaus Nord ist den Prinzipien der gesundheitsfördernden Spitäler sowie der Energieeffizienz und Nachhaltigkeit verpflichtet. Dies wird einerseits bei der Architektur, aber auch bei der Auswahl der Materialien, die für den Bau und die Innenausstattung gewählt werden, noch zum Ausdruck kommen. Die Betriebsstrukturen werden eine zeitgemäße Bettenbelegung sowie einen flexiblen und zeitgemäßen Einsatz der Ambulanz- und Operationsbereiche gewährleisten.

Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt den Zeitablauf betrachten, haben meine Vorrednerinnen, Kollegin Korosec und Kollegin Pilz, gemeint, es dauert schon ein bisschen lang. Da gebe ich Ihnen recht. Aber Sie haben auch gesagt, wenn etwas Gutes entsteht, kann es auch ein bisschen länger dauern.

2005 gab es im KAV die Entscheidung für den Neubau des Krankenhauses Nord, 2006 die Auslosung des Vergabeverfahrens zur Bereitstellung des Krankenhauses. 2007 wurde seitens des KAV mit der Projektentwicklung und der intensiven Einbindung der künftigen Abteilung gestartet. 2008 wurde eine Entscheidung für den Standort Brünner Straße 68-70 getroffen. 2008 wurde der Architekturwettbewerb EU-weit ausgeschrieben und plangemäß im Dezember 2009 abgeschlossen. 2009 wurde die Architektur- und Fachplanung, der Vorentwurf, gestartet. 2010 wird mit den Vorbereitungen für den Bau des Krankenhauses Nord, mit der Baufeldfreimachung, begonnen.

Meine Damen und Herren, zum Grundstückskauf: Die Beibringung, und jetzt möchte ich mit dieser Mär aufräumen, eines geeigneten Grundstückes wurde bereits in der EU-weiten Ausschreibung vom 28. April 2008 vom Krankenanstaltenverbund gefordert. In der Teilnahmeunterlage „Bereitstellung Krankenhaus Wien Nord" vom 28. April 2006 heißt es im Punkt 7, Punkt 1.2 unter der Überschrift „Mindestvoraussetzung Grundstück", dass Bewerber/Bewerberinnen die Verfügungsmöglichkeit über ein geeignetes Baugrundstück nachweisen können müssen. Das heißt aber auch und hat in der Realität bedeutet, dass damals konkret ein Bewerber mehrmals aufgefordert wurde, ein Grundstück zu bringen. Dieser Aufforderung wurde leider nicht Folge geleistet. 

Die Kaufoption für den Auftraggeber an das Krankenhaus Nord, Liegenschaft, war bereits ein Musskriterium im Zuge des Vergabeverfahrens. Der Bieter musste dem KAV eine Option zum Kauf des Krankenhauses Nord, Liegenschaft, einräumen. Diese Option wurde vom KAV, von den ÖBB ursprünglich, bis 1. Oktober 2009 eingeräumt und wurde mit Schreiben der ÖBB bis 31. März 2011 verlängert. 

Der Ankauf, meine Damen und Herren, des Krankenhauses Nord, die Liegenschaft, ist daher vergaberechtlich korrekt. Die EU-weite Ausschreibung hat zu einer transparenten Vorgangsweise bei der Grundstückssuche und letztlich zu einem, und das hat Herr Generaldirektor Marhold schon wiederholt bei den Sitzungen erklärt, um rund 40 Prozent günstigeren Kaufpreis durch die vereinbarte Option für den Kauf des Grundstückes durch die Stadt Wien beziehungsweise den Wiener Krankenanstaltenverbund geführt. Der Kauf des Krankenhausareals verschafft dem Krankenanstaltenverbund eine stärkere Position in der Verhandlung mit den Firmen, die an der Planung und Errichtung beteiligt sind, Sicherheit im Baugeschehen und in der Zeitplanung, und damit mehr finanzielle Sicherheit.

Meine Damen und Herren, wenn hier heute wiederholt darauf eingegangen worden ist, dann darf ich Sie informieren, weil immer irgendwelche Rechtsgutachten im Raum herumkursieren, dass Frau Kollegin Korosec von unserer amtsführenden Frau Stadträtin und Herr Kollege Lasar vom Herrn Generaldirektor Dr Marhold ein Schreiben von einer Rechtsanwaltskanzlei bekommen haben, in dem eindeutig die Standpunkte der Richtigkeit bei den ganzen Verfahrensbereichen, beim Musskriterium der Kaufoption, stehen. Ich zitiere hier wörtlich, und Ihnen liegt das Schreiben vor: „Mit Schreiben der ÖBB vom 1. Oktober 2009 wurde die Option bis 31.3. verlängert. Der Ankauf der Liegenschaft erfolgt somit in Übereinstimmung mit der Teilnahme, den Antragsunterlagen und entspricht auch den Vorschriften der Verfahrensregelung für die Phasen 2 und 3 des Verhandlungsverfahrens, die den Ankauf der Liegenschaft durch den Auftraggeber ausdrücklich vorsehen. Somit liegt eine inhaltliche Abweichung von den Ausschreibungsunterlagen zum Vergabeverfahren, Bereitstellung eines Krankenhauses Wien Nord, nicht vor. Der Ankauf der Liegenschaft durch die Stadt Wien, respektive den Wiener Krankenanstaltenverbund, verletzt daher keinerlei Grundsätze des Vergaberechtes und deshalb ist auch die Ausschreibung nicht zu widerrufen." (GR David Lasar: Es gibt auch ein anderes Gutachten, das genau das Gegenteil sagt! Das wissen Sie ganz genau!)
Für dich, Herr Kollege Lasar, es wurde erst vor Kurzem ein nicht unwesentlicher, nämlich insgesamt 96-seitiger, Bericht des Kontrollamtes über die Prüfung der Vorgänge für die bisherige Planung und Errichtung des Krankenhauses Nord abgeliefert. (GR David Lasar: Da muss man aber schon dazusagen, wann der Bericht vom Kontrollamt gekommen ist!) Auch wenn du es nicht hören willst, ich zitiere jetzt nicht mehr daraus, ich sage dir nur die Seitenangaben: Seiten 51, 52, 55, 57, 61, 65, 66, 67, 90 und 93. Dort kann man nachlesen, dass hier alles korrekt gemacht wurde! (GR David Lasar: Der Kontrollamtsbericht stimmt ja nicht mehr!)

Meine Damen und Herren, zur Seite der ÖVP zitiere ich jetzt, weil ich glaube, es ist notwendig. Es steht auf Seite 90, was die Kosten anbelangt: „Bei der Betrachtung dieser Kenngrößen zeigt sich somit, dass sich die Kostenschätzung des KAV von den ersten großen Annahmen im Jahr 2005 bis zum Zeitpunkt der gegenständlichen Prüfung in der annähernd gleichen Bandbreite zwischen 636 000 EUR und 804 000 EUR pro Spitalsbett bewegt. Nach Meinung des Kontrollamtes konnte daher von einer Kostenexplosion von ursprünglich 360 Millionen EUR auf nunmehr 726 Millionen EUR nicht gesprochen werden. Die Kostenentwicklung ist vielmehr durch die unterschiedliche Anzahl der Betten für die Dimensionierung des Krankenhauses begründet.“

Meine Damen und Herren, wenn von Seiten der grünen Fraktion da immer gesagt wurde, wegen der Jury, darf ich Ihnen hier auch zitieren, es steht auf Seite 93: „Vielmehr kam das Kontrollamt zu dem Schluss, dass mit der Entscheidung der vom KAV eingesetzten Jury im Rahmen des offenen Architekturwettbewerbes aus den insgesamt 37 eingereichten Beiträgen eines der besten Projekte ermittelt wurde." - Ich glaube, dem ist als solches nichts mehr hinzuzufügen.

Aber als Fleißaufgabe und weil ich dankbar für Ihre Zustimmung bin, möchte ich Ihnen vielleicht noch ein paar konkrete Fragen beantworten, nämlich unter dem Gesamtaspekt: Warum hat die Stadt Wien das Grundstück nicht gleich selbst gekauft? - Ich habe das schon gesagt. Die EU-weite Ausschreibung hat zu einer transparenten Vorgangsweise und letztendlich zu einem um 40 Prozent günstigeren Kaufpreis geführt. 

Ist der Kauf des Grundstückes durch die Stadt, den KAV, vergaberechtlich korrekt? - Ich habe Ihnen bereits ein Rechtsgutachten zitiert. Diese Option, dass das Grundstück selbst gekauft wird, war Teil der Teilnahmeunterlagen der EU-weiten Ausschreibung und ist somit vergaberechtlich korrekt. 

Zur Frage: „Wird jetzt das Vergabeverfahren widerrufen?": Meine Damen und Herren, der Wiener Krankenanstaltenverbund hat von Anfang an beide Optionen verfolgt, Totalunternehmer samt Grundstück oder der KAV kauft das Grundstück selbst und sucht für die Errichtung einen Generalunternehmer. Der Wiener Krankenanstaltenverbund hat daher die folgenden Leistungen selbst EU-weit ausgeschrieben und bereits vergeben: die begleitende Kontrolle, den Bau und die Ausstattungsbeschreibung, Raum- und Funktionsprogramm, Betriebsorganisation und den Architekturwettbewerb. Der Wiener KAV hat unmittelbar den Architekten beauftragt, dass dessen Planungsleistungen parallel zum Verhandlungsverfahren laufen. Der Wiener KAV ist also die ganze Zeit, meine Damen und Herren, und auch das hat schon der Herr Generaldirektor wiederholt erwähnt, Herr über das Verfahren. Der Grundstückskauf ermöglicht weiterhin beide Varianten. Die Entscheidung über ein endgültiges Vertragsmodell wird zu gegebener Zeit getroffen werden.

Zur Befürchtung: „Führt die Variante B nicht zu einer Kostenexplosion?": Sollte mit dem Bieterkonsortium keine Einigung erzielt werden, kann der KAV das Projekt weiterführen. Auch das Wiener Kontrollamt bestätigt - das habe ich schon zitiert - in seinem Bericht, dass die bisherigen Kostenschätzungen vom Jahr 2005 bis zum Zeitpunkt der Prüfung annähernd in gleicher Bandbreite gelegen sind und daher von keiner Kostenexplosion gesprochen werden kann.

Noch einmal zur Frage: „Wird es eine Neuausschreibung geben?": Eine komplette Neuausschreibung ist nicht erforderlich, da bereits Architekturwettbewerb, begleitende Kontrolle, Bauausstattung, Beschreibung, Raum-/Funktionsprogramm und Betriebsorganisation EU-weit ausgeschrieben und auch bereits vergeben wurden. Bei der Frage, ob die Variante A oder die Variante B gewählt wird, geht es somit nur mehr um den Teil der Errichtung. (GRin Dr Sigrid Pilz: Nur mehr?)

Meine Damen und Herren, zu den Projektkosten bis jetzt: Mit Abschluss der Vorentwurfsphase werden Kosten in der Höhe von rund 21 Millionen EUR angefallen sein.

Entsteht, und das war heute auch im Raum, für die Stadt Wien ein Schaden, wenn das Bieterkonsortium BSV nicht zum Zug kommt? - Ich sage Ihnen, nein. In den bisherigen Verträgen wurde ein Ersatz der entstandenen Projektkosten vereinbart. Diesen Kosten stehen aber genau definierte Leistungen gegenüber, wie etwa Probebohrungen, Schadstofferkundigungen, Geodatenerhebungen, Grundwasseruntersuchungen et cetera.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass heute mit dem Grundstücksankauf ein richtiger Schritt in die richtige Richtung gesetzt wird, um eine planmäßig korrekte, zeitgemäße Instandhaltung und Fertigstellung bis zum Jahr 2015 durch den Krankenanstaltenverbund zu gewährleisten und damit wir dann im Jahr 2015 das wahrscheinlich modernste Spital in Europa mit dem Standort Krankenhaus Nord wirklich eröffnen können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr verehrte Damen und Herren!

Ich möchte es kurz machen. Es ist nicht das erste Mal, dass wir einen Antrag dieser Art, bezüglich Schnellstraßenbahnen, einbringen. Auch der Dringlichkeit halber dürfen wir nicht müde werden, immer wieder daran zu erinnern und darauf aufmerksam zu machen, dass das Angebot der öffentlichen Verkehrsmittel in der jetzigen Form entlang der Brünner Straße ziemlich unzureichend und unattraktiv ist. Es hilft der Bevölkerung nicht, wie schon mehrmals in den Raum gestellt, es wird sowieso eine U6-Verlängerung geben, dann wieder nicht, dann doch. Wir wissen genau, dass bezüglich einer U6-Verlängerung nicht einmal verhandelt wurde. 

Die Fakten sind, in den vergangenen Jahren gab es in Floridsdorf entlang der Brünner Straße eine starke Siedlungsentwicklung, die noch nicht abgeschlossen ist. Direkt an der Brünner Straße wohnen 15 000 Menschen. Es gibt dort tausende Arbeitsplätze. In Stammersdorf wohnen 4 000 Menschen. Für all diese Menschen ist die Linie 31 in dieser Form jetzt schon unzureichend. Noch dazu eröffnet im Herbst 2010 ein riesiges Einkaufszentrum in Gerasdorf. Dadurch wird es täglich zusätzlich zehntausende Autofahrten auf der Brünner Straße geben. 

Wie es den Anschein hat, soll 2015 das Krankenhaus Nord in der Brünner Straße seinen Betrieb aufnehmen. Außer an die Schnellbahn S3, die derzeit im 30 Minuten-Takt verkehrt, ist das Krankenhaus Nord bisher an kein höherrangiges öffentliches Verkehrsmittel angebunden. 

Daher fordern wir GRÜNEN, ich mit meiner Kollegin Sigrid Pilz und meinem Kollegen Rüdiger Maresch, und dieser Antrag wäre relativ rasch umsetzbar, das Krankenhaus Nord besser an das hochrangige öffentliche Verkehrsnetz anzuschließen, wie zum Beispiel die Errichtung einer Lokalbahn nach Wolkersdorf. In formeller Hinsicht werden wir den Antrag an die zuständigen Gemeinderatsausschüsse einbringen. 

Eines noch, wir werden dem Antrag der ÖVP für übertragbare Jahresnetzkarten zustimmen, wollen aber darauf hinweisen, obwohl er eh auf Zuweisung ist, dass bei einer übertragbaren Jahreskarte die Wiener Linien bei einem etwaigen Verlust keine Ersatzansprüche geltend machen, zum Beispiel genau dasselbe wie bei der Monatskarte. Aber das werden der Zuweisungsantrag und dann der Bericht sicherlich bemerken. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zu den Anträgen. Der erste Antrag, der abzustimmen ist, betreffend die rechtskonforme Abwicklung des Krankenhauses Nord, von den GRÜNEN. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN, die Minderheit, und daher ist der Antrag abgelehnt.

Der zweite Antrag ist auch von den GRÜNEN eingebracht, betreffend die ÖV-Anbindung des Krankenhauses Nord. Hier wurde eine Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. Wer der Zuweisung die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das wird unterstützt von der ÖVP, der FPÖ und den GRÜNEN, ist die Minderheit und daher abgelehnt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Neubau Geriatriezentrum Baumgarten. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der architektonische Entwurf für den Neubau des Geriatriezentrums Baumgarten gefällt uns gut. Das möchte ich hier ausdrücklich betonen. Es sind wichtige und zentrale Kriterien, für die wir sehr gekämpft haben, hinsichtlich der Lebensqualität und Wohnraumgestaltung, Ein- und Zweibettzimmer, freundliches Ambiente, durchlässige Strukturen. All das wird in hohem Maß durch diesen architektonischen Entwurf zur Verfügung gestellt und hat unsere ausdrückliche Zustimmung. 

Nichtsdestotrotz werden wir heute diesem Sachkredit nicht zustimmen, weil wir die Befürchtung haben, und das zeigt sich auch an der Konzeption dieses Neubaus, dass man hier inhaltlich alten Wein in neue Schläuche abfüllen möchte. Ich möchte das auch begründen:

Es wird im Geriatriezentrum Baumgarten neben einer Reihe von mir schon erwähnter guter Lösungen auch der Neubau zentraler Ambulanzen vorgesehen. Wir haben im Gesundheitsausschuss schon darüber gesprochen. Es ist unverständlich und in der Geriatrie weder State of the Art noch in vergleichbaren Projekten im vergleichbaren Ausland üblich oder angedacht, dass man in Geriatriezentren, in Pflegeheimen auch Ambulanzen unterbringt, wie hier, für die, die sich vielleicht in der Sache nicht so interessieren, Augenheilkunde, Dermatologie, HNO, Urologie, Gynäkologie, plastische Chirurgie, Zahnheilkunde, interdisziplinäre Schmerzambulanz. Wer jetzt sagt, all das soll den alten Menschen zur Verfügung stehen und insbesondere den Pflegeheimbewohnern und -bewohnerinnen, hat recht. Natürlich soll es diese Versorgung für die Menschen geben, sie soll auch niedrigschwellig sein und sie soll auch in guter Qualität sein. Es ist nur so, diese Kompetenz und diese Möglichkeiten der Behandlung muss es in der Geriatrie geben, muss es aber nicht durch Einrichtungen in der Geriatrie geben, denn, und das wissen wir, die Überzahl der alten pflegebedürftigen Menschen lebt nicht in den Einrichtungen der TU 4. Gott sei Dank können viele Menschen zu Hause wohnen, viele Menschen werden in anderen Einrichtungen betreut oder haben mobile Dienste. Für diese sind diese Ambulanzen gar nicht zugänglich. Das sind Ambulanzen, die ausschließlich für die Einrichtungen der TU 4 offenstehen. 

Wir glauben, der Ansatz muss ein anderer sein. Spitalsambulanzen und niedergelassene Ärzte, Ärztinnen müssen die Kompetenz haben, auf hohem Niveau Menschen, die alt sind, die möglicherweise dement sind, die nicht mobil sind oder sonstige Einschränkungen haben, zu versorgen. Ich bin sicher, niemand spricht sich dagegen aus. Faktum ist gleichzeitig, dass im niedergelassenen Bereich, aber auch in den Spitalsambulanzen, nicht nur denen des Krankenanstaltenverbundes, sondern in allen Spitalsambulanzen, diese Kompetenz noch nicht in dem Ausmaß, wie wir sie brauchen, entwickelt ist. Die demographische Entwicklung wird uns aber dringend dazu veranlassen müssen, dass Fachärzte/-ärztinnen für Gynäkologie beispielsweise mit alten Damen zurechtkommen, dass man in der HNO, in der Augenheilkunde und so weiter auf die Bevölkerungsaltersentwicklung achtet. 

Warum die TU 4 der falsche Ort ist, die falsche Einrichtung - Fachambulanzen für Geriatrie und sozusagen Disziplinen, die von der geriatrischen Seite betreut werden sollen - darstellt, möchte ich begründen. Es kann nicht sein, und so ist es geplant, dass man Menschen, die in den Einrichtungen der TU 4 quer über Wien verstreut sind, zur Behandlung nach Baumgarten führt. 14. Bezirk, zum Beispiel nicht gerade der nächste Weg für den 21. und 22. Bezirk. Da liegen die Spitalsambulanzen wesentlich näher. Da kann man ins Krankenhaus SMZ-Ost, künftig ins Krankenhaus Nord, gehen. Dort soll für geriatrische Patienten/Patientinnen kompetente Versorgung da sein. 

Man plant tatsächlich, und das ist für diesen pompösen Neubau der Ambulanzen die einzige Begründung, die man in irgendeiner Weise überhaupt heranziehen kann, künftig in ganz Wien, in allen Pflegeheimen der Stadt, Menschen, wenn sie eine ambulante medizinische Versorgung brauchen, nach Baumgarten, an den westlichen Stadtrand, zu führen. Das halten wir weder für eine sinnvolle zumutbare Konzeption, noch ist es vernünftig, dass die TU 4 hier Kompetenzen an sich zieht, die andere, nämlich die Spitäler und die Niedergelassenen, leisten sollten. 

Es hat noch einen wesentlich schlimmeren Effekt, auf den ich Sie hinweisen möchte: Wenn man in einem Pflegeheim mit dominanter medizinischer Versorgung arbeitet, dann entsteht nicht Wohnlichkeit und Lebensqualität, sondern dann entsteht ein Spital. Die medikalisierte Pflege ist zu Recht und aus guten Gründen in den letzten Jahren immer wieder kritisiert worden. Medizinische Versorgung, ja. Entfremdung und Entmündigung durch Spitalsstrukturen, nein. 

Man fragt sich jetzt natürlich, warum die Teilunternehmung 4 das macht, wenn wir doch wissen, dass wir in eine Richtung wollen, wo Lebensqualität, Orientierung an den Zeitabläufen, an den Interessen der alten Menschen im Vordergrund stehen soll. Warum macht man hier medizinisch dominante Strukturen? Die Antwort ist einfach und sie ist sachlich nicht begründet. Die Antwort ist nämlich, man hat schlicht und einfach das medizinische Personal. Es gibt diese Ambulanzen, die alle einziehen sollen, schon, und zwar überwiegend im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Man hat halt die unangenehme Situation, dass hier Personal zur Verfügung steht, mit dem man offensichtlich nicht in einer sinnvollen, weiterentwickelnden Weise, einem Transfer in die Spitäler der Stadt, umgehen möchte. Hier gibt es offensichtlich auch dienstrechtlich und seitens der Personalvertretung Widerstand, all das nicht dazu zu verwenden zu schauen, wie man diesen Entwicklungsprozess eingehen, wie man diese Widerstände überwinden und für die Ärzte und Ärztinnen sinnvolle und gute Verwendung in der TU 1 und dem AKH herstellen kann. Vorrangig wird es wegen der dienstrechtlichen Situation die TU 1 sein, aber Ärzte, Ärztinnen mit geriatrischer Kompetenz sind sicher in allen Häusern dringend notwendig. Die TU 1 würde gut daran tun, sich um diese Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu reißen. 

Stattdessen setzt man in einem Neubau in Baumgarten nicht auf Wohnlichkeit und Lebensqualität, sondern auf Spitalsstruktur. Was das für die Bewohner und Bewohnerinnen heißt, kann uns Anlass zur Sorge geben. Die Dienstzeiten waren wie in den Spitälern zwischen 8 und 13 Uhr. Da ist dann alles hektisch. Danach ist Nachtdienst. Es wird künftig die hierarchischen Strukturen zwischen Medizin und Pflege geben. Alle Lebensbereiche sind medikalisiert. Die Organisationsstrukturen eines Krankenhauses, die so übergestülpt werden würden, machen auch die Kultur des Krankenhauses. Demgegenüber soll es Selbstbestimmung und Lebensqualität geben.

Ich bitte Sie jetzt, überdenken Sie dieses Konzept! Meinen Sie nicht, es genügt, Häuser neu zu bauen und architektonisch schön zu gestalten, damit sich etwas ändert! Die wichtigste Änderung muss in den Köpfen passieren. Die wichtigste Änderung muss in den Personalstrukturen funktionieren. Denn sonst vergeben wir die Chance, die wir mit diesem wichtigen und für die Stadt so überfälligen Schritt der Modernisierung gesetzt haben. Ich stelle daher drei Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der eine bezieht sich konkret auf das Vorhaben dieser Ambulanzen. Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Pläne für den Neubau der genannten Ambulanzen gestoppt werden. Wir nehmen eine einzige Ambulanz aus, wo wir selbst finden, dort ist der Notstand so groß und die Kompetenz so dringend. Das ist nämlich die Zahnheilkunde. Dort ist die Unterversorgung für alte Menschen so groß, dass wir meinen, das ist zur Behebung der Mangelversorgung sinnvoll. Aber alle anderen Ambulanzen sollen nicht gebaut werden. Stattdessen sollten sowohl das Personal als auch die Ressourcen in die Hebung der geriatrischen Kompetenzen in den Ambulanzen der TU 1 und TU 2. Dort werden sie gebraucht, nicht nur von den Patienten und Patientinnen, die in den Pflegeheimen zu Hause sind, sondern von allen älteren Herrschaften der Stadt. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Der zweite Antrag, den ich in der Sache einbringe, bezieht sich schlicht und einfach auf die Notwendigkeit des Paradigmenwechsels, den ich illustriert habe, weg von der medikalisierten spitalsähnlichen Pflege, hin zu einer selbstbestimmten, lebensorientierten Umgebung für Bewohner und Bewohnerinnen in den Pflegeheimen. Dieser Paradigmenwechsel, von dem ich gesagt habe, er muss vorrangig in den Köpfen passieren, muss sich auch in den rechtlichen Rahmenstrukturen niederschlagen. Ich bin sehr alarmiert, dass wir aus informierten Kreisen aus dem Bereich der TU 4 immer wieder hören, dass man gar nicht vorhat, die Wiener Wohn- und Pflegeheime der TU 4 nach dem Gesetz, das wir da durch einen ganz langen und wichtigen Prozess gestrickt haben, nämlich dem Wohn- und Pflegeheimgesetz, zu gründen, sondern dass man vorhat, die Widmung nach dem Krankenanstaltengesetz vorzunehmen. Wenn es so ist, meine geschätzten Damen und Herren, dass wir große Anstrengungen gemacht haben, dass die Pflegeheime in dieser Stadt sich modernisieren, dass wir durch neue Häuser auch neue Rahmenbedingungen schaffen und es am Ende des Tages so ist, dass der wichtigste und größte Träger der Pflegeheime, nämlich der Wiener Krankenanstaltenverbund, sich als Einziger nicht dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz unterwerfen will, sondern seine Häuser nach dem Krankenanstaltengesetz widmet, dann ist das Einfallstor in die von mir beschriebenen Risken der spitalsähnlichen Struktur und Festschreibung für die Zukunft ganz weit offen. 

Ich glaube, es muss allen hier klar sein, dass wir mit den Wiener Wohn- und Pflegeheimen in eine neue Zukunft wollen und nicht das Spital fortschreiben wollen. Es wird heute an der Art und Weise, wie Sie mit diesem Beschluss- und Resolutionsantrag umgehen, abzulesen sein, ob Sie wirklich ernst machen, weg vom Spital, weg von der entmündigenden Aufbewahrung alter Menschen, weg von der Übermedikalisierung, hin zur Selbstbestimmung und Lebensqualität.

Ich stelle daher den Beschluss- und Resolutionsantrag, Frau StRin Wehsely wird aufgefordert, den Paradigmenwechsel hin zu einem Geriatriekonzept, das die Selbstbestimmung und Lebensqualität der BewohnerInnen ins Zentrum stellt, in den Einrichtungen der TU 4 sicherzustellen, die drohende Fortschreibung einer medikalisierten Pflege in der TU 4 durch den Abbau der herrschenden Spitalsstrukturen hintanzuhalten, die rechtlichen und konzeptiven Vorgaben der TU 4 so zu gestalten, dass die Widmung der neuen Pflegewohnhäuser nicht nach dem Wiener Krankenanstaltengesetz, sondern nach dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz erfolgen muss. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin Pilz!

Der Paradigmenwechsel in der Geriatrie und die Zukunft in der Geriatrie haben in Wien schon lange begonnen. Das können wir an den zahlreichen Projekten, die jetzt schon existieren, und an den Investitionsprojekten, die in Bau sind, deutlich sehen.

Das Geriatriezentrum Süd, das nach diesem Modell bereits seit Jahren geführt wird, zeigt sehr deutlich, dass auch bei medikalisierter Pflege, bei ärztlicher Betreuung ein sehr wohnliches Ambiente geschaffen werden kann.

Außerdem möchte ich dazusagen, dass bereits vor 135 Jahren das Haus der Barmherzigkeit errichtet wurde und auch damals bereits die Medizin dort Eingang gefunden hat. Es war die Geburtsstunde der Geriatrie, die dann in Wien mit den Wiener Konzepten fortgeführt wurde.

In einer Sonderkrankenanstalt, so wie es nach dem Krankenanstaltengesetz heißt, einer Pflegeanstalt für chronisch kranke Menschen nach dem Krankenanstaltengesetz, ist damit gewährleistet, dass die Senioren und die Seniorinnen - Sie sprechen in Ihrem Antrag selbst von multimorbiden alten Menschen, die dort versorgt werden sollen - aufwärts von der Pflegestufe 4 bis Pflegestufe 7, auch in Teams von Pflegerinnen und Pflegern und Ärzten die notwendige Versorgung finden werden. Es herrscht dort Teamwork in der interdisziplinären Zusammenarbeit. Dieses Teamwork sichert auch den reibungslosen Ablauf an der Nahtstelle zwischen Pflege und Medizin. 

Eine Langzeitversorgung, so wie sie sich in den letzten Jahren auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald zügig entwickelt und fortentwickelt hat, auch damals schon mit einer poliklinischen Betreuung, mit Ambulatorien, wird auch in Zukunft in Wien notwendig sein und wird in hohem und qualitativ hohem Ausmaß in den Ambulatorien durchgeführt werden können. 

Die Forderung, jene Menschen in Ambulatorien der öffentlichen Krankenhäuser, sei es in das AKH oder in unsere Akutkrankenhäuser, zu bringen, ist für mich eine utopische Forderung, denn wir wissen alle sehr genau, dass die Ambulatorien schon jetzt überfüllt sind, dass die Wartezeiten sehr lange sind und nicht zuletzt, dass es noch immer keinen Lehrstuhl für Geriatrie gibt und keine umfassende geriatrische Ausbildung bei allen Ärzten, ob Fachärzten, niedergelassenen Ärzten, Allgemeinmedizinern, besteht. Das liegt an der Studienverordnung und an den Universitäten, die diese geriatrische Ausbildung noch immer nicht umfassend in die Medizinerausbildung aufgenommen haben.

Wir sind daher sehr stolz darauf, dass wir dieses umfassende Angebot den älteren Wienern und Wienerinnen anbieten können. Sie selbst können sich vorstellen, wenn eine Patientin im Rollstuhl sitzt, die möglicherweise seit 50 Jahren bei keiner gynäkologischen Untersuchung war, dass das in einer Ambulanz eines Krankenhauses gar nicht möglich ist, geschweige denn, dass die niedergelassenen Ärzte dafür ausgestattet sind.

Wir werden dieses Konzept, das ein sehr hervorragendes und europaweit anerkannt ist, weiterhin im Sinne der Wienerinnen und Wiener und für die ganzheitliche Versorgung umsetzen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der SPÖ mehrheitlich so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge der GRÜNEN. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft den Neubau zentraler Ambulanzen. Hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die GRÜNEN und damit die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Der zweite Antrag ist ebenfalls von den GRÜNEN bezüglich Paradigmenwechsel in den Geriatriezentren des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. Wer diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP, ist die Minderheit und daher abgelehnt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Lieferung von Beleuchtungskörpern und Zubehör für diverse Objekte der Stadt Wien. Zum Wort ist niemand gemeldet. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. Wer dieser Postnummer die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der FPÖ und der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Finanzierung von U-Bahn-Wägen der Type V in den Jahren 2011 bis 2017. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Im mache es ganz kurz. Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt dazu nützen, um einen Antrag meiner Kolleginnen und Kollegen Karin Praniess-Kastner, Ingrid Korosec, Fritz Aichinger und mir, betreffend übertragbare Jahreskarten bei den Wiener Linien, einzubringen. 

Wir fordern, dass dieser Antrag im Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke diskutiert und weiterentwickelt wird. - Ich bedanke mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich darf nur kurz zu dem Antrag der ÖVP sagen, ich denke, die Wiener Linien bieten ein umfangreiches Angebot an Karten (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht mauern!), Jahreskarten, Wochenkarten und Monatskarten. Die Übertragbarkeit - das dürfte, glaube ich, bekannt sein - ist bei Wochen- und Monatskarten gegeben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht bei Jahreskarten!)

Sie sprechen hier von Jahreskarten. Ich verweise nur auf die Wortmeldung der grünen Fraktion bei einem vorhergehenden Geschäftsstück, dass man nachdenken sollte. Bei Verlust ohne Personifizierung gibt es keinen Ersatz. Genau kann man sich, wenn eine Kontrolle stattfindet, in Wien durchaus im Nachhinein noch ausweisen und entgeht dadurch einer Strafe. 

Wenn man hier schon Beispiele von anderen Städten wie Zürich zitiert, will ich jetzt nicht allzu lange reden. Ich kenne manche Qualität von Anträgen, gerade von Seiten der ÖVP. Ich denke nur an den 24 Stunden Betrieb und das Beispiel Zürich. Auch hier muss man das klare Bekenntnis sehen - und das fehlt mir im Antrag -, dass eine übertragbare Jahreskarte wesentlich teurer ist als eine unübertragbare. Das wird hier natürlich nicht angesprochen.

Ich denke, mit den Fahrgastzahlen, die im Jahr 2009 wieder auf 812 Millionen Fahrgäste gestiegen sind, kann sich diese Zahl in den Millionenstädten in ganz Europa sehen lassen. Ich verweise wieder nur auf die Stadt Hamburg, die so gerne mit Wien verglichen wird. Das ist eine schöne Stadt, aber im Bereich des öffentlichen Verkehrs kann sie die Qualität von Wien mit unter 400 Millionen Fahrgästen im Jahr bei Weitem nicht erreichen. Daher denke ich, ist es ein tolles Angebot, das die Wiener Linien hier ihren Fahrgästen anbietet.

Ich denke, dass die Zustimmung zu diesem Antrag unterbleiben kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist einstimmig.

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, bezüglich übertragbarer Jahreskarten bei den Wiener Linien. Hier wurde in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. Wer dieser Zuweisung die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP, die FPÖ und die GRÜNEN und damit die Minderheit.

Es gelangt nunmehr Postnummer 2 der Tagesordnung zur Verhandlung. Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 2 der Tagesordnung die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Jugendzentren. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde es heute kurz und bündig machen. Wir werden als ÖVP-Fraktion dem vorliegenden Poststück nicht unsere Zustimmung geben und ich möchte es gerne mit ein paar Sätzen begründen.

Verein Wiener Jugendzentren hat den Zweck, das steht zumindest im Vereinsstatut, offener Jugendarbeit. Wir haben heute eine Subvention für Deutschkurse für Mütter, „Mama lernt Deutsch"-Kurse, zu beschließen. 

Wir von der ÖVP verstehen die Welt nicht mehr. Jugendorganisationen sollen Jugendarbeit machen und Deutschkurse sollen dort für Mütter stattfinden, wo sie stattfinden sollten.

Ich möchte vorausschicken, selbstverständlich sprechen wir uns dafür aus, dass Mütter besonders gefördert werden, vor allem im sprachlichen Bereich. Aber sie haben bei den Wiener Jugendzentren nichts verloren. Das möchten wir hier noch einmal zum Ausdruck bringen. 

Die Wiener Jugendzentren sind im Ressort Oxonitsch angesiedelt, bekommen 13,5 Millionen EUR, genug Geld, damit sie dort ihre Arbeit machen könnten.

Wir haben in Wien die Situation, dass vor allem im Jugendbereich bei der Integration sehr viele Defiziente gegeben sind, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir wissen, dass in den Sonderschulen fast 50 Prozent der Kinder Migrationshintergrund haben, in der Polytechnischen detto. Wir wissen, dass im AMS 60 Prozent der Jugendlichen Migrationshintergrund haben. Das heißt, Sie sehen, hier ist viel zu tun. Hier muss man ansetzen. Wir sagen, dass definitiv der Schlüssel zur Integration die Sprache und die Bildung sind, wir müssen bei der Jugend ansetzen und dort fördern, wo es nötig ist. Ich verstehe nicht, warum dort jetzt „Mama lernt Deutsch"-Kurse stattfinden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir von der ÖVP verschließen uns nicht vor der Integrationsarbeit in Wien. Wir geben dort unsere Zustimmung, wo wir sehen, es fruchtet oder es macht Sinn, aber wo es nicht Sinn macht und nicht fruchtet, werden wir uns dagegen aussprechen. Das unterscheidet uns von der FPÖ und auch von den GRÜNEN. Von den GRÜNEN glaube ich, dass sie sich im Ausschuss mittlerweile nicht einmal mehr die Akten anschauen, immer ihren Sanktus geben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was soll das?) Und die FPÖ sagt immer Nein. Wir schauen uns die Akten an und lesen sie durch. Wo wir erkennen, dass es keinen Sinn macht, wo wir erkennen, dass es nur darum geht, ein bisschen mehr zu fördern, wo es eh schon gefördert wird, werden wir unsere Zustimmung nicht geben.

Eines möchte ich noch vorausschicken, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir kommen in diese heilige Räumlichkeit und von der SPÖ wird uns immer erzählt, wie super die Integrationspolitik in dieser Stadt funktioniert, was sie alles macht, wie toll sie es macht und dann gehe ich zu den Menschen hinaus. Ich bin eine umtriebige Gemeinderätin, gehe hinaus zu den Migranten, aber auch zur Mehrheitsgesellschaft, und ich spüre etwas ganz anderes. Ich spüre die Missgunst. Ich spüre, dass sich da etwas aufbauscht. Ich spüre, dass da sozusagen eine Zeitbombe eingeschaltet ist. Dann denke ich mir: Träumen Sie oder sind Sie irgendwo im All? Warum sehen Sie all das nicht? Warum sehen Sie nicht, dass die Gräben immer tiefer werden? Warum arbeiten Sie nicht effizient? Wo ist Ihr Integrationskonzept? Wo ist die Integrationspolitik in dieser Stadt, die alle Facetten berücksichtigt, meine sehr geehrten Damen und Herren? 

Ich denke mir, und davon sind ich und meine Fraktion auf jeden Fall überzeugt, wir brauchen in dieser Stadt eine praktische, strukturierte und eine zielorientierte Integrationspolitik. Da können Sie von der SPÖ mir erzählen, was Sie wollen, solange die Stimmung draußen nicht besser wird, meine sehr geehrten Damen und Herren, können Sie mir nicht glaubwürdig machen, dass Sie alles toll und wunderbar machen! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Man kann von Grund auf alles schlechtreden, aber gerade in diesem Fall, was den Verein Wiener Jugendzentren anlangt, wurden hier Projekte eingereicht, die erstens die deutsche Sprache in den Vordergrund stellen und Jugendlichen und Kindern ermöglichen, egal, welche Qualifizierung der deutschen Sprache vorherrscht, Qualifikationsmaßnahmen zu setzen, und zweitens auch die Elternbetreuung. Wir wollen die Frauen, die Mütter und die Väter dort abholen, wo auch die Kinder spielen. Wir wollen ermöglichen, dass die Kinder der Frauen während ihrer Ausbildung in der deutschen Sprache betreut werden und pädagogisch sinnvoll diese Zeit nutzen können.

Es gibt zahlreiche andere Projekte im Verein der Wiener Jugendzentren, die in bewährter Art und Weise sehr gute Integrationsarbeit leisten und dementsprechend auch die Sprache und das Kulturleben in den Vordergrund stellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP, die SPÖ und die GRÜNEN, damit mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Auch hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich bitte daher auch hier jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 5 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP, die SPÖ und die GRÜNEN, damit mehrstimmig angenommen.

Es gelangt Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein für österreichisch türkische Freundschaft. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, GR Bacher-Lagler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Frau GRin Mag Ekici ist zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu diesem vorliegenden Poststück werden wir unsere Zustimmung nicht erteilen. Auch hierzu darf ich ein paar Sätze sagen:

Den Verein österreichisch türkische Freundschaft gibt es, glaube ich, schon seit fast 30 Jahren. Er wurde ursprünglich gegründet, um die Beziehungen der Sozialdemokraten in der Türkei und der Sozialdemokraten in Österreich zu intensivieren, muss man wissen. Die Frau GRin Yilmaz sitzt im Vorstand (GRin Nurten Yilmaz: Saß!) und die SPÖ subventioniert ihn auch. (GRin Nurten Yilmaz: Das wissen wir!) Ich kann Ihnen vorlesen, mit wie viel. 

Insgesamt unterstützt die SPÖ-Wien und auch die Bundes-SPÖ, glaube ich, diesen Verein mit 25 000 EUR. Wenn mir auch schon sehr viele Subventionsansuchen auf den Tisch gekommen sind, so habe ich doch wenige entdeckt, die von der SPÖ selbst subventioniert werden. Und ich weiß, ich stamme ja selbst aus der Community, ja, ich weiß es, dass dort seit Jahrzehnten immer wieder Wahlkampfveranstaltungen stattfinden, dass Sie sich dort feiern lassen, sehr geehrte Frau Kollegin (GRin Nurten Yilmaz: Sie vielleicht!) nein, ich nicht, ich nicht. (GRin Nurten Yilmaz: Bestimmt!) Nein, ich lasse mich dort nicht feiern, nein, weil ich sitze ja nicht dort und die ÖVP subventioniert ihn ja nicht, sondern die SPÖ subventioniert den Verein, Frau Kollegin. Und ich denke mir, das Geld der Steuergeber sollte richtig eingesetzt werden, also dort, wo es Sinn macht und nicht für irgendwelche Parteiveranstaltungsorganisationen oder Westentaschenpolitik machende Organisationen, meine sehr geehrten Damen und Herren, und deswegen können wir auch hier nicht unsere Zustimmung geben. 

Ich habe das ja auch im Ausschuss gesagt, und kein Satz ist gekommen, kein Widerspruch, weil Sie wissen genau das, was ich auch weiß, meine sehr geehrte Frau Kollegin, dass dieser Verein nebenbei Beratungen anbietet, aber hauptsächlich gegründet wurde, damit Sie, die Sozialdemokratie in Österreich, Ihre Beziehungen ... (GRin Nurten Yilmaz: Nein, stimmt nicht!) doch, doch – ich habe mir gestern noch die Mühe gemacht zu googeln, und da schreibt doch eine türkische Abgeordnete, die im türkischen Parlament sitzt in ihrem Lebenslauf, dass sie während ihres Studiums auch in Österreich studiert hat und sie sich auch in den Verein eingebracht hat, „und der Verein ist unserer Förderer in Österreich“, sagt sie. Sie ist von der linken Fraktion in der Türkei, und dieser Verein ist unser Förderer in Österreich. Sie tun hier nichts anderes als sozusagen sich selber und die Sozialdemokratie in der Türkei zu feiern und zu stärken, und deswegen können wir unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wenn man es zum tausendsten Mal wiederholt, entspricht es doch nicht den Tatsachen. Dieser Verein hat im Jahr 2009 2 692 Einzelberatungen angeboten und 166 schriftliche Interventionen durchgeführt, seine Angebote reichen von der muttersprachlichen Beratung und Betreuung unter anderem zum Niederlassungs- und Aufenthaltsrecht, Arbeitsrecht, Familienlastenausgleichsgesetz, Steuerrecht, Mietrecht, Pensionsrecht und Staatsbürgerschaftsrecht. Das heißt, dieser Verein berät jene Wienerinnen und Wiener mit migrantischem Hintergrund, hauptsächlich mit türkischem Hintergrund, in den jeweiligen gesetzlichen Vorgaben und Rahmenbedingungen, und daher stimmen wir diesem Antrag förderungswillig auch zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig so beschlossen. 

Zu Postnummer 20 der Tagesordnung betreffend eine Subvention an den Verein Popfest Wien: Es liegt keine Wortmeldung vor, daher kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 20 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP, die SPÖ und die GRÜNEN, und damit mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer Dreijahresvereinbarung mit der Mozarthaus Vienna Errichtungs- und Betriebsgesellschaft mbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Franz Ferdinand Wolf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Mozarthaus Vienna ist eine wesentliche Wiener Kulturinstitution, eine Kultureinrichtung, die vor allem dem Tourismus dient, auch didaktisch sehr gut gemacht ist, und es besteht kein Grund, Kritik am Mozarthaus zu üben, sehr wohl aber an der Subventionspolitik. 

Wir lehnen die vorgeschlagene Dreijahresförderung, jährlich 400 000 EUR Zuschuss zum Mozarthaus Vienna zu geben, ab und ich will Ihnen das ganz kurz begründen: 

Es handelt sich beim Mozarthaus Vienna um einen Holdingbetrieb, einen Betrieb aus der Kulturdivision der Holding. Und wir meinen, dass die Holding, die Kulturinstitutionen in der Holding, Verluste zumindest weitgehend selbst tragen sollten. Möglicherweise müsste hier umorganisiert werden, besser organisiert werden, besser gemanagt werden, aber es kann nicht sein, dass Holdingbetriebe zusätzliche Subventionen beziehen. Und das ist kein Einzelfall, dieses Mozarthaus Vienna, wir haben das Gleiche beim KunstHausWien. Da wurde uns auch bei der Übernahme durch die Holding zugesagt, dass es keine finanzielle Belastung für die Stadt Wien geben würde, inzwischen sind auch dort Zuschüsse notwendig. Das Gleiche läuft mit dem Haus der Musik, auch dafür wurden erst vor Kurzem in diesem Haus Subventionen beschlossen. 

Wir meinen, dass durch eine Reorganisation der Holding Synergien hebbar wären und möglicherweise geringere Subventionen - wenn schon Subventionen notwendig sind, dann aber geringere Subventionen - von der öffentlichen Hand zugeschossen werden müssten. 

Es geht um Subventionen, es geht hier um Transparenz, es geht um Sparsamkeit, es geht um Klarheit und es geht um Nachhaltigkeit. Schließlich handelt es sich um öffentliche Gelder. 

Und wenn wir schon von Subventionen sprechen, dann bringe ich wieder einmal einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, um den Versuch zu unternehmen, dass Subventionen klarer, transparenter und sparsamer gestioniert werden: 

„Die Stadt Wien möge einen jährlichen Bericht vorlegen, der alle Subventionen, Empfänger, Höhe der Summe, Subventionszweck, subventionsvergebende Stelle der Gemeinde Wien auflistet und öffentlich einsichtbar macht.“ Wir sind ja damit konfrontiert, dass verschiedene Stellen der Stadt die gleiche Institution immer wieder subventionieren. Hier wäre eine Transparenzdatenbank etwas Gutes und hier wäre es notwendig, das öffentlich einsehbar zu machen. Und des Weiteren - auch das ist ein Problem, das immer wieder verdeckt wird -, des Weiteren verlangen wir, dass dem Gemeinderat eine Auflistung jener Institutionen und Personen vorgelegt wird, die keine Subvention bekommen, das heißt, die um eine Subvention angesucht haben, aber eine Ablehnung erfahren, noch ehe sich die politischen Gremien damit befassen konnten. Hier herrscht überhaupt keinerlei Transparenz. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Besten Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Tatsache, dass das Mozarthaus Vienna ein Betrieb ist, der im 100-prozentigen Eigentum der Holding ist, sagt ja noch nichts darüber aus, ob es berechtigt ist, eine Förderung der Stadt Wien zu bekommen oder nicht. Es ist ja so, dass das Mozarthaus Vienna immer schon eine Förderung von der Stadt Wien bekommen hat, auch in dieser Höhe von 400 000 EUR pro Jahr. In früheren Jahren sind diese Förderungen über den Finanzausschuss der Stadt Wien gelaufen, also nicht über den Kulturausschuss, seit einigen Jahren sind wir hier zu einer Kostentransparenz und auch zu einer sinnvollen kulturpolitischen Zuordnung dieser Förderungsanträge gekommen. Es laufen jetzt alle Kulturanträge, die Holdingbetriebe betreffen, und das sind ja mehrere Einrichtungen, die wichtig sind für diese Stadt, nun in derselben Subventionshöhe über den Kulturausschuss, und daher gibt es jetzt kulturelle Förderung. 

Das heißt, die Förderung für das Mozarthaus Vienna ist über Jahre hindurch gleich gewesen und wir sind der Meinung, dass es nun angebracht ist, das auch in einem Dreijahresvertrag mit einer längeren Sicherheit zu beschließen. Das Geld haben wir übrigens auch als Kulturausschuss zusätzlich bei den Budgetverhandlungen von der Finanzstadträtin bekommen. Das heißt, wir haben zusätzliche Budgetmittel bekommen, um diese Förderungen beschließen und anweisen zu können. 

Nun, das Mozarthaus Vienna ist eine großartige kulturelle Einrichtung, wird von sehr vielen Touristinnen und Touristen, von Besucherinnen und Besuchern unserer Stadt besucht, aber auch von sehr vielen Schulklassen, Jugendlichen, von Wienerinnen und Wienern. Es ist eine Institution, die aus dem Kulturleben dieser Stadt nicht wegzudenken ist. Ich glaube, es ist unbestritten, dass öffentliche Kulturförderung und Kulturfinanzierung für die Qualität und in die Vielfalt der kulturellen Einrichtungen Wiens notwendig ist und so natürlich auch für das Mozarthaus Vienna. 

Wir wissen ganz genau, dass alle wesentlichen Museen, egal, ob das jetzt Museen des Bundes oder der Stadt sind, ihre qualitätsvolle Ausstellungstätigkeit natürlich nur mit öffentlicher Finanzierung durchführen können, und wie gesagt, für die Finanzierung des Mozarthauses Vienna waren immer 400 000 EUR vorhanden, nur haben wir das früher über den Finanzausschuss beschlossen und jetzt erfolgt die Förderung über den Kulturausschuss. Daher sind wir dafür, dass diesem Antrag zugestimmt wird. 

Zum Zweiten möchte ich zum Antrag der ÖVP-Gemeinderäte sagen, dass ich vorschlage, diesen Antrag abzulehnen. Ein Subventionsbericht in dieser geforderten Form ist nun tatsächlich nicht notwendig. Es gibt eine völlige Transparenz, was Förderungen und Finanzierungen durch die Stadt Wien betrifft. Jeder Antrag wird detailliertest von den Beamtinnen und Beamten geprüft, er geht dann durch die entsprechenden Ausschüsse, durch den Gemeinderatsausschuss, durch den Stadtsenat, durch den Gemeinderat. Es gibt darüber immer ausführlichste Unterlagen, es werden alle Debatten im Gemeinderat auch im Internet übertragen, es gibt Wortprotokolle über diese Diskussionen, es gibt eine Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Wien. Viel mehr Transparenz und viel mehr Öffentlichkeit kann man hier nicht mehr bieten. Es wäre eine zusätzliche bürokratische Arbeit, das jetzt noch einmal aufzulisten, noch dazu, wo es natürlich - ich erwähne es hier - im Kulturbereich einen jährlichen Kunst‑ und Kulturbericht gibt, wo alle Förderungen, die großen und die kleinen Beträge, detailliertest aufgelistet sind, und es daher diese Transparenz gibt. Es bedarf also keines zusätzlichen Subventionsberichtes. 

Was die Anträge betrifft, für die Subventionen nicht zugestanden werden, so ist es auch eine Frage des Datenschutzes und liegt auch im Interesse der Antragstellerinnen und Antragsteller, weil sie uns auch ausdrücklich sagen, sie wollen nicht genannt werden. Das sind nicht alle, es gibt auch welche, die einverstanden wären, aber es gibt welche, die wollen einfach nicht, wenn sie einen Antrag stellen, dann vielleicht auch noch öffentlich aufgelistet werden, dass sie keine Förderung bekommen haben. Es wird immer geprüft und es gibt natürlich auch budgetäre Grenzen, weil natürlich viel mehr Anträge gestellt werden, als tatsächlich Förderungen beschlossen und zugestanden werden können. Ich schlage vor, den Antrag Postnummer 28, die Dreijahresförderung für das Mozarthaus Vienna zu beschließen und ich schlage auch vor, den eingebrachten Antrag zum Subventionsbericht abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen‑ oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der FPÖ, der SPÖ und der Grünen mehrstimmig so beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschluss- und Resolutionsantrages der ÖVP betreffend Subventionsbericht der Stadt Wien. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dem Antrag die Zustimmung erteilt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der Grünen ist dies die Minderheit, und daher ist der Antrag nicht angenommen. 

Wir kommen zu Postnummer 33 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7900 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Dipl-Ing Al-Rawi, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht bei diesem Flächenwidmungsplan um ein Areal, das viele von Ihnen kennen, vielleicht jetzt nicht vom Vorbeifahren und weil Sie wissen, wie es ausschaut, sondern eher daher, dass es sich um das Areal der ehemaligen Inzersdorfer Konservenfabrik handelt. Ich nehme an, dass eigentlich wahrscheinlich jeder von Ihnen schon einmal Ravioli oder Gulasch oder Fleischaufstrich, die in dieser Fabrik erzeugt wurden, gegessen hat. Allerdings hat leider die Firma Inzersdorfer 2003 den Betrieb dort eingestellt und es ist dadurch eine sehr große Chance für die Stadt entstanden. Es ist ein sehr hübsches Areal und ich möchte Ihnen kurz ein paar Bilder zeigen. Sie sind wohl klein, aber vielleicht kann man ein bisschen etwas erkennen. Das sind Backsteingebäude, schöne Hallen, alte Hallen mit interessanten leichten Stahlkonstruktionen, die auch zum Teil jetzt in diesem Flächenwidmungsplan als Schutzzone ausgewiesen sind, aber leider eben nur ein kleiner Teil. 

Und was betrüblich ist und uns eigentlich zu denken geben sollte, ist, dass dieses Areal seit 2003 leer steht. Es war leider nicht möglich, dort eine Zwischennutzung durchzuführen. Immerhin hätte man doch sieben Jahre lang dort Jugendlichen Raum geben oder Kulturinitiativen ermöglichen oder dieses Objekt als Ausstellungssaal nutzen können. Leider, wie in vielen Fällen, hat sich seitens der Stadtplanung niemand darum gekümmert. Es stellt sich auch die Frage, ob da wirklich nur die Stadtplanung zuständig wäre, vielleicht hätte man sich mit jemandem aus dem Kulturbereich zusammenreden sollen, aber vielleicht scheitert es auch genau daran, dass es eben so eine Querschnittsmaterie ist. 

Die Stadtplanung hat sich eigentlich darauf beschränkt, in diesen sieben Jahren darauf zu warten, was der Investor wünscht. Es hat da eine ziemlich klare Anfrage gegeben, die Firma Raiffeisen hat ein Projekt vorgelegt, das sich, wie ich sagen muss, durch ausgesprochene Fadesse auszeichnet. Ich zeige Ihnen auch davon ein Bild. Also, das sind jetzt einmal die Volumina, die hier angedacht sind. Das eine ist mehr ein gemischtes Baugebiet, hier soll ein Wohnblock entstehen, dort ein Querriegel, das sind Büroflächen, vorne wird, direkt an der Südosttangente, ein Hotel geplant, äußerst reizvoll, und dann noch hier im Vordergrund eine große Merkur-Filiale mit zugehörigem Parkplatz. Was man hier nicht sehen kann, ist das Backsteingebäude, das eigentlich den Charakter dieses Areals bestimmt. Dieses ist hier auch nur in Weiß angelegt und spielt offensichtlich für den Investor keine große Rolle. Wir Grünen meinen aber, dass genau solche Gebiete für die Stadt wichtig sind, damit diese nicht überall gleich ausschaut, wenn wir uns solche Sachen ansehen. Das kann man weltweit überall sehen, das kann man auch in Wien schon überall sehen, aber wir wollen diese speziellen Charaktere der Grätzel, oder auch von solchen speziellen Bautypen, in Wien erhalten. 
Es gab durchaus auch Interesse der Bevölkerung, was mit diesem Areal geschehen soll. Wir haben einen Ideenwettbewerb veranstaltet, wo wir wirklich zahlreiche Rückmeldungen bekommen haben, und da hat sich zum Beispiel herausgestellt, dass die benachbarte Schule dringend Räumlichkeiten bräuchte – sie wird jetzt eine Ganztagesschule –, und da gäbe es attraktive Räume, die man hier zur Verfügung stellen könnte, nur müsste sich jemand darum kümmern. Ich sehe schon Herrn Hora seinen Kopf schütteln. Natürlich kann der Flächenwidmungsplan das nicht alles leisten, aber wir müssen uns doch fragen, wer leistet so etwas. Und wenn wir feststellen, es leistet niemand, sondern der Investor stellt dort seine Hütte hin, wir ziehen weiter, wir haben die Flächenwidmung erledigt und somit sind alle zufrieden, das ist mir persönlich eindeutig zu wenig. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Karlheinz Hora: Sie wollen einmal etwas tun, das wäre gescheit!) Ja, wir haben den Ideenwettbewerb veranstaltet und wir haben uns auf Bezirksebene dafür eingesetzt, dass eine Bürgerinitiative stattfinden soll. Diese hat nicht stattgefunden, das ist aber nicht unsere Schuld. 

Es gab eine Informationsveranstaltung des Investors Raiffeisen, allerdings war die schon nach der öffentlichen Auflage, also auch nicht besonders geschickt koordiniert, muss man sagen, und letztlich hat man sich halt immer wieder darauf beschränkt, also quasi zwischen SPÖ und ÖVP, sich den Schwarzen Peter zuzuschieben. „Wir sind nicht verantwortlich, das ist die böse Raiffeisen.“, und die ÖVP hat gesagt: „Nein die SPÖ, die beschließt ja den Flächenwidmungsplan.“ 

Das ist zu wenig, und eben deswegen haben wir Ideen gesammelt, haben sie vorgelegt und hoffen, dass vielleicht doch die Raiffeisen erkennt, dass das Hotel an der Südosttangente vielleicht nicht allzu attraktiv ist. Man hört auch schon, es finde sich kein Betreiber, was mich persönlich nicht sehr wundert, und man findet vielleicht eine bessere Lösung, die nämlich auch der Bevölkerung vor Ort zugute kommt. 

Ich habe deswegen auch einen Abänderungsantrag vorbereitet, weil Sie sagen, ich soll auch etwas tun. Liebend gerne, und zwar geht es in diesem Fall darum, mit diesem Flächenwidmungsplan zumindest eine Schadensbegrenzung zu betreiben. Es gibt konkrete Vorschläge, beispielsweise die Schutzzone auszuweiten oder, was natürlich auch sinnvoll ist, die Gebäudehöhe dem Bestand nach zu widmen und nicht einerseits zu sagen, okay, es ist eine Schutzzone, aber andererseits zuzulassen, dass hier aufgestockt und aufgezont wird. Natürlich ist dann der Investor sehr verlockt, das auszunützen und von dem schützenswerten Gebäude bleibt dann meistens nicht sehr viel übrig. 

Zweitens geht es auch darum, öffentliche Durchgänge sicherzustellen. Es ist ein relativ großes Areal, es gibt rundherum sehr viel Verkehr und man sollte den Fußgängern und den Bewohnern vor Ort Möglichkeiten bieten, das Gebiet auch weiterhin zu durchqueren, und es geht auch darum, in diesem Gebiet, das zu einem Prozentsatz von 75 Prozent Schutzzone ist, soziale und kulturelle Zwecke unterzubringen. 

Abschließend vielleicht noch dies: Ein Kritikpunkt war auch, dass genau diese Hotelnutzung und auch der Supermarkt eigentlich Verkehrserreger sind und gerade in dem Gebiet aber die Verkehrsbelastung, wie auch die Gutachten besagen, die dem Akt beiliegen, schon sehr hoch ist und wir doch anregen wollen, diese Nutzungen vor Ort noch zu überdenken. Sie haben ja den Antrag vorher bekommen, und ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Wie gesagt, ich war ja gestern auch auf dieser Konferenz des Herrn Planungsstadtrates, und da hat jemand gesagt, also bei diesen ganzen Konzepten und Leitbildern, die da vorgezeigt werden, wie Berlin, Hamburg, München, irgendwie sind das immer dieselben Überschriften und man möge sich doch eher darauf besinnen, die speziellen Charakteristika der unterschiedlichen Städte ins Bewusstsein zu rücken. Und ich glaube, genau bei solchen Plänen da wären wir gefragt, dass wir wirklich dieses spezielle Charakteristikum in der Stadt erhalten, damit die Leute wissen, warum sie hier so gerne wohnen, weil sie sich damit identifizieren können und weil sie sich auch zugehörig fühlen. Und ich glaube, gerade in Zeiten wie diesen wäre das auch eine wichtige Aufgabe der Stadtplanung. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort. Ich darf aber davor noch die Damen und Herren in den Bänken bitten, die Diskussionen etwas leiser abzuhalten. Danke schön.

Berichterstatter GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Danke, Herr Vorsitzender! 

Es war auch ziemlich schwer, den Ausführungen von Kollegin Gretner zu folgen, weil die Akustik hier sehr schwach ist und der Lärmpegel zu hoch war, aber ich hoffe, ich habe doch ein paar Punkte mitbekommen. 

Meine Damen und Herren, mit der neuen Flächenwidmung für die alte Inzersdorfer Konservenfabrik im 23. Gemeindebezirk, die wir heute beschließen, wird das Zentrum des Ortes nach Jahren des Stillstandes endlich wiederbelebt. Ich kenne die Gegend wirklich sehr gut, ich wohne auch dort in der Nähe und kann behaupten zu wissen, wovon ich spreche. 

Dabei wird auch große Rücksicht auf die denkmalgeschützte und erhaltenswerte Bausubstanz genommen, der historische und architektonisch interessante Trakt der ehemaligen Fabrik an der Draschestraße bleibt zur Gänze erhalten und wird mit unterschiedlichen Nutzungen revitalisiert und es bleibt auch der optisch sehr interessante Innenhof mit einem großen Baum in der Mitte erhalten. Die restlichen Dinge drinnen in der Fabrik, diese alte Bausubstanz, die ja keine erhaltene Baustruktur ist, sondern da wurde immer abgerissen, gebaut, neu produziert, wieder umgestellt, die werden abgerissen, und dort entstehen 200 geförderte Wohnungen. Dieser Bau wird eine Art Vierkanthof, der auch optimalen Lärmschutz bieten und darauf Rücksicht nehmen soll. Für die Wohnungen im Bereich Richtung Südosttangente soll ein Bürotrakt zusätzlich eine Abschirmung bilden. Bemerkenswert ist, dass es auch schon einen Interessenten für diesen Bürotrakt gibt, das heißt, es dies nicht eine Investition, wo man nicht weiß, ob sie nachgefragt wird. Bezüglich des Hotels gibt es noch keinen Interessenten, und es wird auch erst errichtet, wenn wirklich Bedarf danach gegeben ist. 

Zu der Forderung von Kollegin Gretner hinsichtlich der Nutzung der Kultur kann ich nur sagen, wenn es einen Betreiber gibt und eine Finanzierung, dann wird sicher Raiffeisen Evolution kein Problem haben, diese Kulturnutzung zu machen. Wir haben in den letzten Jahren sehr viel Erfahrung mit dem Umbau und der Umstrukturierung von Industriebrachen gewonnen. Ein Beispiel dafür ist das Kabelwerk, es war ein sehr gelungenes Projekt, wo wir auch die Kulturnutzung nach langen Versuchen geschafft haben, weil es da ja auch um das Problem der Finanzierung gegangen ist. Wir haben bezüglich des Lärmschutzes an der Kreuzung Altmannsdorfer Straße - Breitenfurter Straße, ich erinnere, das ist eine der meistbefahrenen Straßen Wiens mit der Schnellbahn und der Südbahn, große Erfolge erzielt. Dort ist es auch gelungen, eine Hofnutzung zu machen und genauso beim Bau an der Breitenfurter Straße, der ehemaligen Fellnerfabrik. Also, es wird alles bezüglich des Schallschutzes unternommen und es wird auch Schallschutz auf den Dächern, wenn es notwendig ist, angebracht werden. 

Eine letzte Anmerkung, Kollegin Gretner: Wenn es wirklich seitens der Grünen solch ein Interesse gegeben hätte, diesen Initiativantrag einzubringen, wundert es mich, warum Sie nicht den Kontakt zu uns gesucht haben und warum Sie nicht auch Mehrheiten gesucht haben. Denn nur über Mail am Abend den Antrag zu bekommen und heute einzubringen, ohne Mehrheiten zu suchen, erweckt leider den Eindruck, dass es sich hier um eine Alibiaktion handelt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich ersuche, dem vorliegenden Akt zuzustimmen und bitte, den Abänderungsantrag von Frau Kollegin Gretner und den Grünen abzulehnen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Es liegt ein Abänderungsantrag betreffend die Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes 7900 vor, insgesamt wird die Abänderung von 8 Punkten beantragt. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die diesem Abänderungsantrag die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Grünen und damit die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ mehrheitlich so beschlossen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Oberflächenherstellung im Stadtentwicklungsgebiet 22.06 im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Abschnitt U2/10. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ing Peterka, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ing Christian Peterka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren! 

Die U2-Verlängerung und die dazugehörigen Oberflächenmaßnahmen stehen ja wohl außer Diskussion, sie werden auch von uns mitgetragen, aber man darf bei aller Freude über die U2-Verlängerung nicht, so wie das jetzt den Anschein hat, die S80 vernachlässigen, beziehungsweise das Angebot ausdünnen oder gar zwei Stationen auflassen, wie das im Moment geplant scheint, nämlich die Stationen Lobau und Hausfeldstraße, wo es ja bei der Hausfeldstraße früher noch geheißen hat, dass dort ein großer Knotenpunkt hinkommen wird. Dem scheint wohl jetzt nicht mehr so zu sein, aber diese zwei Stationen sind extrem wichtig für die verkehrsmäßige Erschließung dieses Bereiches. Die Station Lobau zum Ersten für die Anrainer, die eines Verkehrsmittels, eines hochrangigen, verlustig gehen würden, auch ihre Grundstücke würden entwertet werden, und zum anderen ist es auch für Lobau-Besucher sehr wichtig, dass diese Station erhalten bleibt. Bei der Hausfeldstraße stellt es sich ähnlich dar, obwohl es dort von der Bevölkerungsentwicklung, von der Anzahl der Menschen, die jetzt schon dort leben – es sind sicher zwischen 10 000 und 15 000 - nicht angebracht wäre, diese Station aufzulassen, obwohl dort natürlich die U2-Station hinkommen wird. Aber wenn man sich die Streckenführungen anschaut, vor allem von der March zur Donau und auf der Donauquerung Richtung Süden, divergieren doch die Streckenführungen der S80 und der U2 ganz deutlich und es gibt dort aus der Bevölkerung eine breite Unterstützung sowohl im Bereich der Station Lobau als auch im Bereich der Station Hausfeldstraße, dass diese zwei Stationen erhalten bleiben sollen. 

Darum haben die Freiheitlichen heute zwei Anträge vorbereitet, ebenso wie auch wie die Grünen, deren Anträge wir natürlich unterstützen werden, dass sich erstens der Gemeinderat dafür aussprechen soll, dass die amtsführenden Stadträte für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und Stadtentwicklung und Verkehr rasch Gespräche mit den ÖBB aufnehmen sollen, um zum einen die Station Lobau der S80 und zum anderen die Station Hausfeldstraße der S80 zu erhalten. Bei beiden Anträgen ersuchen wir um Zuweisung an die zwei zuständigen Ausschüsse. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Das Wort hat Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

So erfreulich die Verlängerung der U-Bahn in die Donaustadt ist, so schwierig wird es für viele BenutzerInnen der S80, weil - und das hat ja gerade Kollege Mahdalik gesagt - jetzt auf einmal, und zwar am 2. Oktober 2010, die S80-Station Lobau geschlossen wird. 

Nun, was bedeutet das für die Menschen, die dort am Mühlwasser wohnen? Sie haben zwei Möglichkeiten. Sie gehen einen Kilometer zur U2-Station Donaustadtbrücke, oder sie gehen einen Kilometer zur Station Lobau. Also, wenn die ÖBB, wenn die Stadt Wien mit Menschen so umgehen, die aus der Donaustadt mit dem Öffi, in dem Fall mit der Schnellbahn, einem hochrangigen Verkehrsmittel, in die Stadt fahren wollen, nun, dann Gute Nacht. Es kann nicht sein, dass man zunächst einmal eine Station mehr oder weniger verkommen lässt - sie ist völlig vandalisiert -, und dann sperrt man sie ganz einfach zu und die Menschen müssen zu Fuß gehen oder besser gesagt, dann werden sie eben mit dem Auto fahren. 

Deswegen unser Beschlussantrag. Es geht darum, dass die S80-Station eben nicht gestrichen wird, sondern weiterhin im Halbstundentakt bedient wird. In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an die Gemeinderatsausschüsse für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie für Stadtentwicklung und Verkehr, bitte schön. 

Die zweite Sache, Hausfeldstraße Schnellbahnstation wiederum S80: Da hat es lange Debatten gegeben, ob die Station Hausfeldstraße bleibt oder nicht bleibt. Faktum ist, dass tausende BewohnerInnen, die jetzt die Station benutzen - das kann man sich in der Früh relativ leicht anschauen -, um halb sieben draußen eine Aktion gemacht haben. Da waren hunderte Menschen dort, die die Station benutzen. Und diese hunderte oder vielleicht auch tausende Menschen müssen dann, wenn die U-Bahn ab 2013 ins Flugfeld fährt, einmal mehr umsteigen, es wird einmal mehr komplizierter, einmal mehr umständlicher. Wir wollen nicht, dass die Station Hausfeldstraße geschlossen wird. 

Deswegen ein ähnlich lautender Antrag wie der vorhergehende, wiederum an die beiden zuständigen StadträtInnen, und den möchte ich gleich einmal weitergeben. Grundsätzlich, wenn die Politik so ausschaut, dass, wenn eine U-Bahn irgendwo hinkommt, dann alle anderen damit fahren müssen, auch wenn es noch so kompliziert wird, das kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein. Wenn Sie bitte beiden Anträgen zustimmen, dann wird es für die Donaustadt noch besser. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Das Wort hat Herr GR Hora. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich habe ich mich jetzt streng vorbereitet, um über den Antrag, über den wir im Ausschuss auch schon einmal diskutiert haben, auch hier zu referieren. Das hätte ich gerne gemacht, aber die Herausforderung von Kollegen Maresch ist heute nicht gekommen. Denken Sie sich selber, warum er es nicht gemacht hat. Danke. 

Zu den beiden Anträgen will ich natürlich gerne Stellung nehmen. Ich habe es ganz spannend gefunden, dass die Grünen einen Antrag gestellt haben, und wir eigentlich der Meinung waren, ja, das sollte man diskutieren. Wir werden dieser Zuweisung selbstverständlich zustimmen, uns auch diese Geschichte dort anschauen und von Fachleuten erklären lassen, was wirklich dran ist, weil ich glaube, in dieser Stadt ist es noch immer so, dass viele Sachen in den Raum gestellt werden. Woher die Daten stammen, wissen wir nicht, aber es wird viel diskutiert, es gibt viele Internetplattformen, es gibt dort sehr viele Fachleute, die ausgebildet sind, die nicht ausgebildet sind und die Ideen oder Tatsachen in den Raum stellen, die oft nicht stimmen. 

Und daher habe ich das für ganz vernünftig gefunden und die grüne Fraktion war derselben Meinung, ich nehme an, angeregt durch diese Aktion um halb sieben. Ich bin gespannt, ob du, Kollege Maresch, mit dem Fahrrad dort hingefahren bist, das wäre spannend für mich, einmal zu sagen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, bin ich nicht, ich bin mit der Schnellbahn hingefahren!) Mit der Schnellbahn bist du hingefahren. Ich schaue dann im Fahrplan nach, ob um diese Zeit die Schnellbahn schon hingefahren ist, aber okay. Darum haben wir es ja sehr spannend gefunden. Ganz interessant war es ja, dass Kollege Mahdalik plötzlich mit denselben Anträgen daherkommt, (GR Mag Rüdiger Maresch: Das macht nichts!) er hätte ja gemeinsam mit den Grünen einen gemeinsamen Antrag stellen können, er hat aber sofort das Ganze noch so gemacht, dass er es bei der nächsten Post drangenommen hat. Dann hat er gesagt, gescheiter bei der jetzigen Post. 

Kollege Mahdalik, ich weiß, dass du in deinem Leben, und gerade im Jahr 2010, sehr oft zu spät kommst, und auch hier kommst du zu spät. (Heiterkeit bei den Grünen.) Ich will nicht zitieren, was wir im Ausschuss über dieses Zuspätkommen gesprochen haben, ich will das hier nicht zitieren, aber ich kann dir versichern, wir nehmen dieses Problem ernst, wir schauen uns dieses Problem an, wir gehen halt nur nicht damit raus. Ich habe einen eigenen Antrag gemacht, und den verkaufe ich jetzt bei Gott und der Welt oder in der „Kronen Zeitung“ am Samstag, dort befindet sich ja deine Starkolumne. (GR Dr Herbert Madejski: Aha!) Ich lese auch die „Kronen Zeitung“, Kollege Madejski. Das heißt, wir werden auch der Zuweisung deines Antrages gerne zustimmen und ich freue mich schon auf die Erhebungen und auf die Diskussion in unserem Ausschuss, im Stadtentwicklungsausschuss, aber er wird ja auch im Finanzausschuss sein. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Der Herr Berichterstatter verzichtet, ist das so? Der Berichterstatter verzichtet. 

Wir kommen damit sofort zur Abstimmung. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ, SPÖ und den Grünen fest. - Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich lasse nun über vier Anträge abstimmen, bei denen jeweils die Zuweisung beantragt ist. 

Ich beginne mit dem Antrag der FPÖ betreffend Station Lobau. Wer für diesen Zuweisungsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von allen vier Fraktionen, er ist einstimmig zugewiesen. 

Der nächste Antrag der FPÖ betrifft die Station Hausfeldstraße. Wer für diese Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen. - Auch hier gibt es die Zustimmung von allen vier Fraktionen, er ist einstimmig zugewiesen. 

Antrag der Grünen betreffend Schnellbahnstation Lobau. Wer ist für diese Zuweisung? - Auch diese Zuweisung erfolgt einstimmig. 

Antrag der Grünen betreffend Schnellbahnstation Hausfeldstraße. Wer ist für diese Zuweisung? - Auch hier gibt es die Zustimmung von allen Fraktionen, und die Zuweisung ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 39 der Tagesordnung. Sachkredit für das Stadterweiterungsgebiet 22/32 - Zentrum Stadlau. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist für das Geschäftsstück? – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 40 der Tagesordnung, Plandokument 7089E KatG Fünfhaus. Wer ist dafür? - Hier gibt es die Zustimmung aller vier Fraktionen. Das Geschäftsstück ist einstimmig beschlossen. 

Postnummer 41: Sachkredit Straßenbauarbeiten 2. Bezirk, Engerthstraße, Machstraße, Meiereistraße. Wer ist dafür? - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und SPÖ. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig beschlossen. 

Postnummer 14: Sie betrifft die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in voller Erziehung in nichtstädtischen sozialpädagogischen Einrichtungen. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Straubinger. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Das Wort hat Frau GRin Praniess-Kastner. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Berichterstatterin! 

Ich erlaube mir, bei diesem Tagesordnungspunkt auf eine Situation, die mittlerweile für chronisch kranke und behinderte Kinder in dieser Stadt untragbar ist, aufmerksam zu machen. Stellen Sie sich folgende Situation vor, meine Damen und Herren: Sie haben ein chronisch krankes Kind, melden dieses im Kindergarten an und es wird Ihnen vorgeschlagen, dass Sie Ihr Kind in den Kindergarten begleiten können. Dabei ist aber nicht gemeint, sozusagen das Kind am Weg hin zu begleiten und wieder abzuholen, wie es im Normalfall ja bei Kindergartenkindern üblich ist, sondern gemeint ist, dass man das Kind begleitet und auch anwesend bleiben muss, weil sonst die Betreuung des Kindes nicht gewährleistet ist. Es geht somit um einen Hürdenlauf von Eltern behinderter und chronisch kranker Kinder, wenn sie ihre Kinder in dieser Stadt in einer Einrichtung unterbringen wollen. Und es sind mehrere Probleme, meine sehr verehrten Damen und Herren, die es hier zu lösen gilt. Es geht um ein Kompetenzwirrwarr zwischen dem Bildungsstadtrat und dem Gesundheitsressort, der MA 10, der MA 11, der MA 56, die für die Schulen zuständig ist, und dem FSW als Förderer. Die Betreuung chronisch kranker Kinder erfolgt ja bisher auf freiwilliger Basis der MitarbeiterInnen, und nach dem Bericht der Volksanwaltschaft ist es ja gelungen - und zwar bereits 2005, wo die Volksanwaltschaft das Problem urgiert hat, eine Versicherung für die BetreuerInnen dieser Kinder abzuschließen. Das ist einerseits sehr gut und wichtig, aber es ist sicher nicht genug. Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, ein besonders tragischer Umstand bei diesem Kompetenzwirrwarr ist Folgendes: Da kommt es letztendlich, seit es den Gratiskindergarten gibt, sogar zu einem Verteilungskampf. Da wurde zum Beispiel einer Mutter, die ihr behindertes Kind anmelden wollte, gesagt, Sie nehmen gerade einem gesunden Kind den Kindergartenplatz weg. Und das ist, meine Damen und Herren, unerträglich, dass hier Eltern mit sozusagen gesunden Kindern und Eltern behinderter Kinder gegeneinander ausgespielt werden. 

Das sind aber leider nicht nur Einzelfälle, weil ein Verein, der sich um chronisch kranke Kinder kümmert, alleine diese Woche vier verzweifelte Anrufe hatte. Das eine Kind wartet seit über einem Jahr auf einen Integrationsplatz und die Mutter wurde von der MA 10 aufgefordert, eine Begleitperson zu finden und diese auch selbst zu finanzieren. Es wurde ihr in der Kindergartenabteilung lapidar gesagt, es könne ja auch jemand von der Familie sein. Und ein anderes Kind ist schon knapp zwei Jahre auf der Warteliste für einen Integrationsplatz, und da die Mutter keine Betreuerin findet, die das Kind in den Kindergarten begleitet, muss diese wahrscheinlich ihr Studium abbrechen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr StR Oxonitsch, bitte nehmen Sie dieses Problem ernst und führen Sie dieses Thema einer raschen Lösung zu. Den Gratiskindergarten kann man natürlich nicht über Nacht verwirklichen, das wissen wir, aber es gibt leider massive Anlaufschwierigkeiten und das nicht nur für alle Kinder dieser Stadt, sondern auch besonders für behinderte Kinder. 

Wir fordern Sie daher auf, verschiedene Verbesserungsmechanismen zu installieren, zum Beispiel zur Schaffung einer fixen Integrationsplattform für betroffene Eltern, die bei der Suche passend unterstützt werden. Die Plattform sollte alle zuständigen Stellen, MA 10, MA 11, MA 56 und FSW inklusive der privaten Vereine gleichberechtigt an einen Tisch bringen, und die Plattform soll der Gemeinderätlichen Behindertenkommission regelmäßig über ihre Tätigkeit berichten. 

Fazit: Wir wollen so rasch wie möglich eine Lösung für betroffene Kinder und für betroffene Eltern, denn hier geht es um unser kostbarstes Gut, um unsere Kinder in der Stadt. 

In formeller Hinsicht, meine Damen und Herren, verlangen wir die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, wir sind ganz einer Meinung, dass dieser Satz, den Sie gehört haben „Sie nehmen einem gesunden Kind einen Kindergartenplatz weg.“ indiskutabel ist. Also, das ist sozusagen unglaublich. Das ist sicher auch nicht die Politik der Stadt, natürlich nicht, das ist ein Einzelfall, und ich würde Sie auch bitten, dass Sie diese Fälle, die Sie jetzt beschrieben haben, natürlich auch der MA 10 und der MA 11 auch bekannt geben, sodass man sie genauer nachverfolgen kann. 

Grundsätzlich möchte ich aber schon anmerken, dass die Stadt im Integrationsbereich für Kinder mit besonderen Bedürfnissen und auch für chronisch kranke Kinder sehr viel tut. Wir haben jetzt im Kindergarten- und Hortbereich schon fast 500 Kinder mit chronischen Erkrankungen. Das heißt, es ist nicht so, dass es hier keine Möglichkeiten gibt und kein Platz ist. Wir haben insgesamt 4 380 Kinder in Integrationskindergruppen und in den Hortgruppen, und wir haben auch an den Schulen über 3 700 Kinder in Integrationsklassen, und dann nochmals 2 400 in Sonderpädagogischen Einrichtungen, die natürlich auch manchmal speziell für schwerstbehinderte, für sehbehinderte oder auch körperbehinderte Kinder ausgestattet sind, und die Heilstättenschule, die Einzelintegration und so weiter, kommen noch dazu. 

Wir werden dem Antrag auf Zuweisung natürlich auch zustimmen, damit wir das auch im Ausschuss noch einmal ausführlicher diskutieren können. 

Im Akt selbst geht es allerdings um etwas anderes, das möchte ich jetzt noch kurz erwähnen: Es geht um ein neues Übereinkommen zwischen der Stadt und privaten Trägern für die sozialpädagogischen Einrichtungen. Und weil das dazu passt, so möchte ich einen kurzen Bereich herausgreifen, der aber sehr erwähnenswert ist: Es gibt viele positive Neuerungen bei der MA 11, eine ganz besonders, nämlich im Bereich von Kindern mit Behinderungen. In diesem Übereinkommen wird auch Rücksicht genommen und die Variante der Teilzeitunterbringung für Kinder mit Behinderungen und der Kurzzeitunterbringung eingebracht, die schon jetzt zu einer wesentlichen Entlastung der Eltern geführt hat. Und ich glaube, das ist eine sehr gute Entwicklung in dieser Richtung. Es geht natürlich auch um die Erhöhung der Tagsätze, vor allem für Kinder mit einem erhöhten Bedarf und ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von allen vier Fraktionen, der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Antrag der ÖVP. Es ist die Zuweisung beantragt. 

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest, die Zuweisung ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zu Postnummer 18, Ausbau von Kindergartenplätzen. Berichterstatter ist Herr GR Mag Wutzlhofer. 

Berichterstatter GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Das Wort hat Frau GRin Riha. 

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir stimmen dem Akt zu, daher möchte ich dazu gar nichts weiter sagen, ich möchte nur die Gelegenheit nützen, um zwei Anträge einzubringen. 

Durch den gebührenreduzierten oder gebührenbefreiten Kindergarten einerseits, aber auch durch das kürzere Kindergeld andererseits, ist einfach der Bedarf an Kindergartenplätzen weiter gestiegen. Und um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wirklich garantieren zu können, gibt es einen Beschlussantrag unserer Fraktion betreffend die Einführung eines Rechtsanspruches auf einen vorschulischen Betreuungsplatz für Kinder von null bis sechs Jahren. 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Verankerung eines Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz aus und ersucht in diesem Zusammenhang die zuständigen Stellen der Wiener Landesregierung, im Speziellen den amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport, die erforderlichen legistischen und administrativen Schritte und Maßnahmen zu setzen beziehungsweise einzuleiten.“

Es ist mir zwar bewusst, dass das vielleicht nicht von heute auf morgen gehen kann, aber es würde mir ja auch schon wirklich eine große Freude sein, wenn man sich auf einen schrittweisen Weg dahin entscheiden könnte. 

Der zweite Antrag von uns hängt auch mit dem erhöhten Bedarf zusammen, der ganz besonders in einigen Regionen explizit explodiert ist, zum Beispiel im 12. Bezirk. Ich habe nur aus einer Region, eben aus der südlichen Region, also im 12. und 23. Bezirk aus nur 10 Kindergärten die Warteplätze abgefragt, und das sind 500. Also, wenn man sich von 10 Kindergärten das hochrechnet, dann können Sie es sich ausrechnen, wie hoch der Gesamtbedarf ist. Und es ist wirklich wichtig, dass man gegen diesen Mangel an Kindergartenplätzen wirklich eine Planung auf längere Sicht einleitet, daher fordern wir einen Entwicklungsplan für das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen. Im Rahmen dieses Entwicklungsplans sollte auf Basis von genauen Zeit- und Finanzierungsplänen der Ausbau bestehender beziehungsweise ... (GRin Dr Claudia Laschan: Eine Milliarde!) Ich sage gerne noch etwas dazu. Ich verspreche Ihnen, bevor ich aufhöre, sage ich Ihnen etwas dazu. Durch diesen Plan, durch diesen Entwicklungsplan, sollte bis spätestens 2013, 2014, ein bedarfgerechtes Netz an Kindergartenplätzen in Wien geschaffen werden, und auch da ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ein Wort zu den Kindergartenmilliarden: Ich habe das bereits voriges Mal hier explizit erklärt, aber vielleicht waren Sie gerade nicht da. Die Kindergartenmilliarde wurde 1999, 2000 und 2001 als zusätzliche Förderung des Bundes für eine Maßnahme geschaffen, die eigentlich dem Land zusteht, denn Kindergarten ist Landessache, das können Sie gerne nachlesen, und wurde von unserer Staatssekretärin Christine Marek wieder für drei Jahre geschaffen, damit Wien mit dem Ausbau nachkommen kann, natürlich auch die anderen Bundesländer. 

Und eigentlich, auch wenn es diese Bundesmilliarden, für die Wien und auch die anderen Bundesländer dankbar sein können, nicht gegeben hätte, hätte Wien die Plätze schaffen müssen. Das wissen Sie, Herr Stadtrat, Plätze muss ein Land auch schaffen, wenn es keine Bundesmilliarden gibt, das ist die Verantwortung des Landes. Nur, wenn Sie es mit Niederösterreich vergleichen, weil ich es gerade gehört habe, so haben Sie unlängst gesagt, 5 500 Plätze in den letzten 3 Jahren. Im Vergleich dazu hat Niederösterreich 12 000 Plätze geschaffen. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Der Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Als Berichterstatter ist es mir nicht möglich, und ich werde auch nicht auf die Politik der ÖVP-Bundesländer oder auf die Bundesebene eingehen, möchte aber schon ein paar Worte zu den Anträgen beziehungsweise zu den in den Anträgen verwendeten Argumenten sagen, und warum wir sie ablehnen. In der Formulierung der Anträge ist in der Begründung der Gratiskindergarten in eine ursächliche Verbindung mit einem Mangel an Plätzen gestellt. Ich möchte nur noch einmal drauf hinweisen, dass unabhängig und parallel zum Gratiskindergarten die Plätze in Wien laufend ausgebaut werden, und zwar seit Jahren in einer Höhe von 2 000, 2 500 Plätzen neu. 

Dass Sie den Gratiskindergarten heute aber auch auf verschiedenen Ebenen so kritisieren, befremdet mich. Ich habe hier auch Aussendungen von Lopatka und Marek, die vom Gratiskindergarten heute abgehen und stattdessen ein sozial gestaffeltes Modell fordern. 

Das finde ich ausgesprochen befremdlich, weil gerade in diesem Haus dieses sozial gestaffelte Modell immer kritisiert wurde. Wir und auch die WählerInnen werden das zu beurteilen wissen. 

Sie formulieren in ihrem Antrag auch - ich fasse die Texte der Anträge und damit die Diskussion zusammen - sie formulieren in Ihrem Antrag auch, dass das verpflichtende letzte Kindergartenjahr zu einem Mangel an Plätzen führen wird. Dazu möchte ich hinweisen, dass rund 800 Plätze gebraucht werden, 2 500 aber, so wie auch letztes Jahr, neu geschaffen werden. 

Meiner Meinung nach ist der einzig relevante Beitrag, um in Zukunft zu einem Recht auf einen Kindergartenplatz zu kommen, die Hausaufgaben zu machen und massiv auszubauen. Wir tun das, daher werden wir den Antrag von Ihnen auch ablehnen. Ich bin aber der Meinung, dass auf Bundesebene sehr wohl darüber diskutiert werden sollte, weil ja nicht zu verstehen ist, warum ein Kind in Vorarlberg weniger Recht auf einen Kindergartenplatz haben soll als ein Kind bei uns, und wir werden auch den Antrag auf den Kindergartenentwicklungsplan ablehnen. Selbstverständlich, ich habe es ja schon erwähnt, bauen wir laufend aus und das natürlich geplant und bedarfsorientiert, und nicht zufällig. 

Daher möchte ich auch um Zustimmung zu dem Akt bitten. Der Akt ist ja einer der vielen Bestandteile für den Ausbau. Es geht um siebeneinhalb Millionen Euro, die aus Gründen, die nicht bei der MA 10 liegen, sondern aus vielen organisatorischen Gründen, heuer nicht ausgegeben werden können, aber natürlich für den Ausbau zusätzlich nächstes Jahr zur Verfügung stehen. 

Ich bitte daher um Zustimmung. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wer für diesen Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest, damit ist der Antrag einstimmig angenommen. 

Ich lasse nun über die beiden Anträge der ÖVP abstimmen. Zunächst über jenen betreffend Einführung eines Rechtsanspruches auf einen vorschulischen Betreuungsplatz für Kinder von null bis sechs Jahren. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zum nächsten Antrag der ÖVP betreffend Entwicklungsplan für das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es wiederum die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Damit sind wir mit der öffentlichen Sitzung fertig, und ich ersuche die Damen und Herren auf der Galerie, diese zu verlassen, weil uns nun noch eine nichtöffentliche Sitzung bevorsteht. 

(Schluss um 13.54 Uhr.) 

